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Druck und Verlag der Hof-Vuchdruckerei von 


Jun lan d. 


Berlin den 19. Juni. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt ge⸗ 
ruht: Die Land⸗ und Stadtgerichts⸗Aſſeſſoren Carquepille zu Kempen, Mit ſch⸗ 
te zu Krotoſchin, Weißleder zu Samter, den Kammergerichts⸗Aſſeſſor Preſſo 
zu Wollſtein und den Ober⸗Landesgerichts⸗Aſſeſſor Witteler zu Goſtyn zu Land⸗ 
und Stadtgerichts⸗Räthen zu ernennen; dem Ober⸗Landesgerichts⸗Sekretair und 
Bülreau-Vorſteher Knorr zu Poſen, fo wie dem Land⸗ und Stadtgerichts⸗Sekre⸗ 
tair und Kanzlei⸗Direktor Niche zu Frauſtadt den Charakter als Kanzlei⸗Rath; 
und dem Land- und Stadtgerichts⸗Salarien - und Depoſital-Kaſſen-Rendanten 
Tiedemann zu Liſſa den Charakter als Rechnungs⸗Rath zu verleihen. 


Se. Durchlaucht der Prinz Albert zu Schwarzburg⸗Rudolſtadt 


iſt von Weimar, und Se. Excellenz der Kaiſerlich Ruſſiſche General ber. Kavalle⸗ 


rie und Kriegs⸗Miniſter, Fürſt Tſchernyſcheff, von St. Petersburg angekommen. 


Berlin, den 17. Juni. In welchem Grade die Freiheit der nicht authen⸗ 
tiſchen Berichterſtattung, welche manche Deutſche Blätter ſich, im Widerſpruch 
mit den Geſetzen des Deutſchen Bundes, hinſichtlich der Verhandlungen des Ver⸗ 
einigten Landtages herausnehmen, moͤglicherweiſe gemißbraucht werden kann, da⸗ 


von liefert die Mannheimer Abendzeitung vom 11ten d. M. ein aberma⸗ 


liges augenfälliges Beiſpiel. Es heißt nämlich daſelbſt: „Berlin, 6. Juni. 
Als wir in der Thron⸗Rede die Verſicherung erhielten, daß die Finanzen des Staa⸗ 
tes ſich im blühendſten Zuſtande befänden, gab es viele Leute bei uns, die dazu 
bedenklich ihre Köpfe ſchüttelten und meinten, daß die Sache noch irgendwo einen 
Haken haben müſſe. Jetzt ſind die Nebel, welche unſere Büreaukratie um den 


— 


Finanz⸗Etat gebreitet hatte, zerriſſen, und die Sonne beſcheint ein leeres Feld. 


In der geftrigen Landtags⸗Sitzung hat der Juſtiz⸗Miniſter Ühden erklärt, daß er 
die Ober⸗Landesgerichte auf Anfrage habe dahin beſcheiden müſſen, daß fie nicht 
zu große Summen von den letzthin ausgegebenen 25. Thalerſcheinen bei Pupillen⸗ 
Depoſitorien und dergleichen Gelegenheiten annehmen möchten, weil in der Staats⸗ 
Kaſſe nicht Fonds genug zur Deckung vorhanden wären (2). Hierbei hat denn 
noch der Finanz» Miniſter erklärt, daß dieſe Scheine nicht, wie man bisher ge⸗ 
glaubt hatte, durch die Domainen garantirt, ſondern allein auf höheren Befehl 
emanirt ſeien.“ Wir brauchen nicht erſt an die amtlichen Veroͤffentlichungen der 
über die Finanzlage Preußens noch an die in unſerem Blatte vom 10. (Nr. 159.) 
abgedruckten Verhandlungen der Kurie der drei Stände vom Sten ejusdem zu 
erinnern, um dieſe Angaben des Berichterſtatters der Man nh. Abend-Ztg. in 
ihrer ganzen Lächerlichkeit blos zu ſtellen; aber wiederholt möchten wir bei dieſer 
Veranlaſſung fragen, was aus der Geſchichte Deutſcher Landtage werden würde, 
ohne die gefeglichen Vorkehrungen zur möglichſten Verhütung ſolcher und ähnlicher 
Mißbräuche, wie der obige? (A. P. 3) 
Berlin. — Die neueſte Nummer (23.) des Poſt⸗Amtsblatts enthält u. a. 
Folgendes: Die Vorſchrift, wonach die Conducteure zur Behauptung der Poſt⸗ 
wagen⸗Sachen Hunde mit ſich führen ſollen, iſt aufgehoben. Dagegen ſollen die 
Wagen ſo eingerichtet werden, daß einerſeits dem Poſtillon die Ueberſicht über die 
ganze obere Flache des Wagens möglich, andererſeits den Dieben das Gelangen 
zu demſelben (wo möglich) unmoglich gemacht wird. — Die Porto⸗Reſtitution 
für Geld⸗ und Päckerel Sendungen findet nicht bei ſolchen Sendungen ſtatt, bei 
denen bereits eine erhebliche Ermäßigung des Porto -Tarifs eingetreten iſt. — 
Bei Niederlegung von Pfandbriefen als Cautionen find die Stich⸗Coupons mit bei⸗ 
zulegen, damit die General⸗Poſitaſſe die neuen Coupons-Bogen erheben kann, 
von der fie den berechtigten Empfängern zugeſendet werden ſollen. — Eine War⸗ 
nung vor Verwechſelung gleichnamiger Orte enthält ein Verzeichniß derſelben, in 
welcher Grünberg 15 mal und Buchholz gar 37 mal vorkommt. — Die Poſt⸗ 
Beamten werden gewarnt, keine Geldvorſchüſſe auf Briefe und andere Sendungen 
aus den Mitteln der Poſtkaſſe eher zu machen, als bis die Anzeige der Poſtanſtalt 


Feindes ſtiftete. 


den 24. Juni 1847. 


des Großherzogthums Poſen. 


W. Decker & Comp. Verantwortlicher Redakteur: 


G. Müller. 


7 des Beſtimmungsortes vorliegt, daß dort der Vorſchuß⸗Betrag zur Poſtaſſe ein⸗ 
gezahlt worden ſei. 


Berlin, den 17. Juni. Bei der geſtern in dem 3 1. (Kochſtraßen⸗Bezirle) 
ſtattgefundenen Stadtverordneten⸗Wahl iſt der Profeſſor Fr. v. Raumer mit der 
bedeutenden Stimmenmehrheit von 188 gegen 19 Stimmen zum Stadtverordne⸗ 
ten gewählt worden. Hr. v. Raumer, der eine tiefergreifende Rede hielt, hatte 
ſchon das vorige Mal gewählt werden ſollen, indeß hinderte ſeine Wahl der Zwei⸗ 
fel, ob er dieſelbe auch annehmen würde? Deshalb war diesmal vorher eine An⸗ 
frage an ihn gerichtet, und die günſtige Antwort den Bürgern ſeines Bezirks 
brieflich mitgetheilt worden. — In dem Dreifaltigkeitskirchen⸗Bezirk iſt vorgeſtern 
der Dr. Nauwerck, in dem Friedrich⸗Wilhelms⸗Gymnaſiums⸗Bezirk geſtern der 
Apotheker und Bezirksvorſteher Falckenberg, ungeachtet er vor der Wahl er⸗ 
Härte, daß er zum 1. Juli feine Wohnung in ein anderes Revier verlege, mit 
112 gegen 24 Stimmen zum Stadtverordneten gewählt worden. — Bei einer 
vorgeſtern hier gehaltenen Stadtperordneten⸗Wahl äußerte der fungirende Geiſtliche 
ſeiner Rede unter Anderem: daß nur ein guter Chriſt ein guter Bürger fein 
könne. Mehrere achtbare Bürger jüdiſchen Glaubens, welche dem Wahlakt 
beiwohnten, fanden ſich durch dieſe Aeußerung verletzt und wollten ſich deshalb 
aus der Verſammlung entfernen, blieben indeß auf Zureden der letzteren. Als 
zur Wahl geſchritten wurde, bemerkte man auch die Namen mehrerer Kandida⸗ 
ten jüdiſchen Glaubens mit Stimmenmehrheit auf der Wahlliſte. Dieſe erklärten 
ſich jedoch gegen die Annahme jedes Kommunal-Amtes. 

Der Breslauer Rabbiner Tiktin, welcher jetzt als Märtyrer der Rechtgläu⸗ 
bigkeit angeſehen wird, war vor Kurzem in Berlin anweſend, und ſoll hier für 
den orthodoxen jüdiſchen Glauben die günſtigſten Zuſicherungen erhalten haben. — 
Die aus allen Gegenden einlaufenden günſtigen Berichte über den Stand der 
Feldfrüchte, find die Urſache, daß jetzt hier wenig Leben im Getreidehandel herrſcht, 
indem die Käufer durch dieſe Berichte veranlaßt werden, ſich nur mit dem augen⸗ 
blicklichen Bedarf zu verſehen. Der geſtrige Markt war daher wieder ſehr flau. 

Berlin. — Es iſt nicht unwahrſcheinlich, daß Se. Maj. der König der in 
Breslau am 27. d. M. ſtattfindenden feierlichen Enthüllung des ehernen Monu⸗ 
ments Friedrichs des Großen, welches unſer ausgezeichneter Bildhauer Prof. Kiß 
modellirt, in Perſon beiwohnen wird. — Der Prinz Karl von Preußen gedenkt 
ſich mit ſeiner erlauchten Gemahlin und mit ſeiner Tochter, der Prinzeſſin Luiſe, 
nach Meran in Tyrol zu begeben, wo letztere als Wiedergeneſene noch eine Mol⸗ 
tentur gebrauchen ſoll. Alle Gerüchte, welche man über deren noch fortbeſtehen⸗ 
des Leiden verbreitete, ſollen zur allgemeinen Freude ganz unbegründet ſein. Die 
junge Prinzeſſin nimmt täglich an Kräften zu und findet ſchon vieles Wohlgefallen 
an großen Fußpromenaden, wozu die herrliche Lage der genannten Villa ſehr ein⸗ 
ladend iſt. — Die Anweſenheit der Landtagsdeputirten hat unter anderm eine 
ziemliche Menge von Privatpetitionairen aus den Provinzen hierher gezo⸗ 
gen, deren Anliegen eben fo intereſſant als beachtenswerth find. Einer der merk 
würdigſten iſt mir perſönlich bekannt geworden und da Namen und Charakter in 
kurzem zu vielfacher öffentlicher Beſprechung Anlaß geben dürfte, fo beeile ich mich, 
Ihre Leſer mit ſelbem ſchon jetzt bekannt zu machen. Herr Lieutenant Mehnert 
(Ritter des eiſernen. Kreuzes 2. Klaſſe) iſt derſelbe, welcher 1813 im Augenblick 
der höchſten Noth zu Königsberg das ſpaͤter berühmt gewordene Oſtpreußiſche frei⸗ 
willige Nationaljägercorps und zwar mit Aufopferung ſeiner ſämmtli⸗ 
chen Habe und unter den Augen des in Königsberg liegenden 
Pork, Ziethen und Maſſenbach gaben ihm nicht 
nur hierzu die nachgeſuchte Beiſtimmung und Erlaubniß, ſondern ſie erkannten, 
jo wie viele andere Militairoberbehörden, das Beſtreben des braven Meynert durch 
lauten und ehrenvollen Beifall an und ſtellten ihn andern als Muſter patrio⸗ 
tiſcher Geſinnung auf. Für die Bravour und Wirkſamkeit ſowohl jenes 
Corps als auch ſeines Stifters ſpricht namentlich der von der Geſchichte jener 
Epoche aufbewahrte Umſtand, daß am 19. Oktober 1813 es dieſe Meynert'ſche 
Jägerabtheilung war, welche mit eine der erſten, hitzigſten und tapferſten durch 
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die Kohlgärten Leipzigs vordrang, die befeſtigte Stadt ſtürmte und fo dem Erfolge 
des ganzen Planes mit den Weg bahnen half. Eine Menge der ehrenvollſten 
authentiſchen Zeugniffe bekunden dieß zum Ruhme Meyuertd. Dieſer Mann nun 
iſt heutzutage noch immer ... Lieutenant, penſionirt mit ... 12 Thaler und 
im Greiſenalter von über 70 Jahren noch immer in der bloßen Hoffnung auf 
Entſchädigung. Hoffen wir, daß ſeine, ſeit 1815 dauernde Sollicitation endlich 
das rechte Herz und Ohr finde! (Elberf. Z.) 

Berlin den 18. Juni. Am 15. hat in Potsdam die Verlobung des re⸗ 
gierenden Herzogs Wilhelm von Braunſchweig K. H., mit der Prinzeß 
Louiſe von Mecklenburg⸗Schwerin ſtattgefunden. 

(Publiciſt.) Am 12. d. fand in dem Kriminalgerichtsgebäude ein ergreifen: 
der Auftritt Statt. Der K. Ruſſiſche Forſtmeiſter a. D., Höftmann, fand, 
wegen Majeſtätsbeleidigung angeklagt, vor Gericht. Die Verhandlung fand bei 
geſchloſſenen Thüren Statt. Der Angeklagte trat aus dem Sitzungsſaal: ein 
ſtattlicher Militair mit ſonnverbranntem Antlitz, auf dem helle Thränen perlten. 
Er trug die ſchöne Uniform ſeines früheren Ranges; die Bruſt war mit zahlreichen 
Orden bedeckt Zwei ſchöne junge Männer, die Söhne des Angeklagten, welche 
im Regiment Garde du Corps dienen, harrten draußen der Entſcheidung, die 
über ihren Vater gefällt werden würde. Mit dem freudigen Ausrufe „Nichtſchul⸗ 
dig“ ſank der bejahrte Mann den beiden Jünglingen in die Arme. Auf dem 
Hofe des Gerichtsgebäudes ſtand eine große Menſchenmenge und in jedem Geſicht 
las man die lebhafteſte Theilnahme für den Angeklagten. Die Gerichtsverhand⸗ 
lung ſelbſt ſoll einen glänzenden Triumph des neuen Verfahrens gewährt haben 
und der ſeltene Fall eingetreten ſein, wo der Staats-Anwalt zum Vertheidiger 
des Angeklagten wird. Dem letzteren ſtand übrigens Hr. Stieber als Verthei⸗ 
diger zur Seite. — Der Publiciſt enthält eine ausführlichere Mittheilung über 
den ſogenannten Kommuniſtenprozeß der Angeklagten, Schneidergeſellen Mentel 
Es geht 


Umſtänden ſeine Profeſſur niederzulegen. 
allerdings den einzig noch übrigen Vertreter der Hegelſchen Philoſophie, denn die 
noch zurück bleibenden alten Anhänger dieſer Lehre fallen als ſolche nicht ins Ge⸗ 
wicht. Man ſpricht übrigens viel von einem Senatsbeſchluß, der auf Andringen 
eines berühmten Theologen Proteſt einlegen ſoll gegen das Verfahren in dieſer 
Angelegenheit, von dem freilich einer ſo gut als der andere bedroht iſt, da man 
nicht wiſſen kann, was über Jahr und Tag dem Minifterium 
als mißliebige Lehre erſcheinen kann. Als die machtgebende Verord⸗ 
nung vom Jahre 1822 erlaſſen wurde, hätte man ſich ſchwerlich träumen laſſen, 
daß ſie einmal gegen einen, Anhänger Hegels zur Ausführung gebracht werden 
würde; damals war Hegels Lehre gleichſam die Staatsphiloſophie und wie ſie 
heute die verfolgte iſt, kann es im Umſchwunge der Dinge vielleicht bald eine 
andere werden. Es ſollen ſich indeß gegen Einlegung dieſes Proteſtes auch einige 
Stimmen erhoben, die ſich geweigert haben, für einen Hegelianer in die Schran⸗ 
ken zu treten; allein jener berühmte Theologe hat dieſen gegenüber ſicherlich die 
Anſicht geltend gemacht, daß es ih hier überhaupt nicht um die Vertretung von 
Meinungen, ſondern um die Sicherſtellung der Wiſſenſchaft gegen 
die Eingriffe der Gewalt handele, und ſo iſt der Proteſt mit großer Majorität 
beſchloſſen worden. a N 5 
Brelau. — Die Bewohner von Oeſterreichiſch Oderberg wie Preußiſch 
Oderberg de. find ſeit drei Tagen von großer Ueberſchwemmung heimgeſucht, da 
die Oder, Oppa, Oſtrawitza und Oelſa ausgetreten und dort das Waſſer noch 
N täglich im Steigen begriffen iſt. Die Beſitzungen ſtehen bis an die Fenſter unter 
Waſſer⸗ Der Anſchluß an die Bahnzüge nach Oeſterreich, Wien ıc- iſt ſeit dem 
11. d. M. mit der Wilhelmsbahn ganz unterbrochen. Die Königl. Poſthalterei 
mußte in Folge des großen Waſſerſtandes auf eine nahe auf dem Berge gelegenes 
Vorwerk flüchten; die Poßen ſind ebenfalls gehemmt, und ift die Poſt⸗Expedition 
Oderberg nach dem Ratiborer Bahnhof; woſelbſt die Abfertigungen der Poſten 
nach Oeſterreich per Eſtafette Nattfinden, verlegt worden und zwar auf fo lange 


Zeit, als der große Waſſerſtand anhält und die Paſſage dadurch gehemmt bleibt. 


Die ſchönen Felder, welche mit den üppigſten Saaten geziert, ſind einem See 
ahnlich. Die Oderbrücke iſt ganz weggerissen. 

Königsberg den 14. Juni. In Tülßt wurden vor einigen Tagen Abends 
gegen 10 Uhr von benachbarten Bauern zwei Räuber eingebracht, die man wohl⸗ 


bewaffnet und beritten eingefangen hatte. Die Behörde erklärte aber, man ſolle 


am folgenden Morgen wiederkommen; ſo ſpät FÖNDE man: keine hee au⸗ 
nehmen! Wirklich mußten die Bauern mit den Räubern wieder abziehen, die 


art“ bedeutende Preiſe ausgeſetzt. 


ihnen dabei beinahe entkommen wären. Die Königsberger Zeitung fragt, ob 
das Verfahren der Behörde in der Ordnung ſei? 
Danzig, den 14. Juni. Auf unſerer Feſtung weht jetzt die Königl. Fahne, 


eite 
Miünfter, den 13. Juni. Die für Dh Ratte dd einge⸗ 
zogenen Mannſchaften ſind wieder entlaſſen wor 


eine fiskaliſche Unterſuchung wegen Injurien, die in der ini des Letzteren 
enthalten ſein ſollen, beantragt. A 

Koblenz. Die allgemein verbreitete Nachricht, daß Ihre Majeſtät die Köni⸗ 
gin in dieſem Sommer eins unſerer benachbarten Bäder beſuchen werde, ſcheint 
ſich nicht zu beſtätigen, indeß dürfen wir doch die Hoffnung nicht aufgeben, unſer 
allverehrtes Königspaar im Laufe dieſes Jahres bei uns zu ſehen, indem Seine 
Majeſtät der König zuverläſſig beabſichtigen ſoll, zu Ende Juli oder Anfang Au⸗ 
guſt den Stolzenfels zu beſuchen. — Der Dr. Dronke ſoll ſich in Weſel mit fei- 
ner Lage und Behandlung ganz zufrieden bezeigen; er hat unter Anderem auch 
die Erlaubniß erhalten, täglich mehrere Stunden ſpazieren zu gehen. — Die äl⸗ 
teſten Leute erinnern ſich nicht, daß der Weinſtock ſo viele und große Geſcheine, 
wie in dieſem Jahre, gehabt; wir erwarten eine außerordentliche Leſe. — In 
Bad Ems iſt die Zahl der Kurgäſte noch ſehr gering. 


Aus la n d. 


Mn Emo e. 
Hamburg, den 14. Juni. Die Getreidepreiſe ſind hier im Verlaufe we⸗ 


niger Wochen durchſchnittlich um 30 pCt. gefallen. Mit der Ausſicht auf fernere 


ſehr belangreiche Zuführen aus der Oſtſee ſteht der Abſatz ins Innere in umge⸗ 


kehrten Verhaltniſſen. So kamen vier mit Getreide befrachtete und durch Dampf⸗ 
kraft nach Magdeburg beförderte Elbkähne wieder hierher zurück, ohne Abnehmer 
für ihre Ladung zu finden. Für die aus der Oſtſee in nächſter Zeit zu erwarten, 
den Zufuhren aber ift maßgebend, daß für die zu Riga zur Verſendung nach Weſt⸗ 
Europa angekauften Vortäthe von Korn und Weizen 500 Schiffe erforderlich find, 
während ſich dieſe Vorräthe in St. Petersburg ſogar auf 800 Schiffsladungen 
berechnen. Von dieſen Vorräthen iſt erjt ein ſehr kleiner Theil an den zunächſl⸗ 
gelegenen Beſtimmungsorten eingetroffen, indeß der größere Theil erſt in dieſem 
und dem nächſten Monat daſelbſt ankommen wird. n 72 . 


mbur n 15. Juni. . Kaiſerl. Ho ufol« 
CCC 
Morgen fanden in Altona Theuerungs⸗Unruhen ſtatt. n 
Frankfurt a. M. den 12. Juni. Der Herr Graf von Münch⸗Belling⸗ 
hanſen, K. K. Oeſterreichiſcher Geſandter am Deutſchen Bündestage und Präſtdent 
dieſer hohen Verſammlung, iſt geſtern Abend hier eingetroffen. 
Frantfurt, den 15. Juni. J. K. H. die Herzogin von Kent iſt mit ihrem 
Gefolge und ebenſo Se. Hoheit der regierende Herzog von Sachſen⸗Coburg⸗Gotha 
hier eingetroffen. Am 11ten traf auch der Bundespräſidial⸗Geſandte, Graf von 
Münch⸗Bellinghauſen, hier ein. — Man bemerkt hier, daß die Spekulanten ſich 
von dem Getreide zurückziehen und daſſelbe willig Jeden überlaſſen, der es unter 
der höchſten Notirung kaufen will. Das Geld wird dann ſogleich benutzt, um 
um Schlachtvieh zu kaufen, das mit jedem Tage außerordentlich raſch im Preiſe 
ſteigt. 5 7 | vo ER 
RÄHARARHR N 1 
Aus Wien vom 11. Juni wird dem Nürnberger Korreſpondenten mitge⸗ 
theilt: „Zwiſchen Oeſterreich und der Preußiſchen Regierung als Re⸗ 
präſentantin des Deutſchen Zollvereins haben Unterhandlungen begonnen, welche 
einerſeits die Deutſchen Poſtangelegenheiten, andererſeits aber weſentlich 
auch die Ausgleichung der beiderſeitigen Handels ſyſteme betreffen. Be⸗ 
reits iſt der Oeſterteichiſche Hofrath v. Eſch, bei der allgemeinen Hofkammer mit 
dem Zoll- und Schifffahrtsdepartement betraut, in dieſer Angelegenheit nach Ber⸗ 
lin abgegangen.“ ee 
Wien, den 14. Juni. Aus Trieſt meldet man, daß die Königl. Sicilia⸗ 
niſchen Herrſchaften von Pola nach Rovigno zurückgekehrt waren. gr 
Zu Großwardein in Ungarn haben Theuerungs⸗Unruhen Statt gefunden, 
welche ſich beſonders gegen die Juden richteten. Die Synagoge mußte mit fa er 
Militairmacht beſetzt werden. Es war Markt in Großwardein, die Haudelsleute 
wagten aber nicht ihre Läden zu öffnen. In der That US, auch der 
Koruwucher in Ungarn alle Grenzen. Um indeß den Verdacht eines ſolchen Wu⸗ 
chers von ſich abzuwälzen, haben die Juden in Oloßwardein alles Branntwein⸗ 
brennen eingeſtellt und die Einrichtung getroffen, daß wöchentlich 200 Metzen 
Türkiſchen Weizens unter dem Preiſe e Wirklich iſt auch dadurch 
der Preis gefallen, indeß iſt die Menge noch immer aufgeregt, und man fürchtet, 
daß ſie ſich nun gegen die reichen @ursbeliher wenden werde, weshalb die Wochen 
auch noch immer verftästt bleiben. — Das Ungarische Nationaltheater hat auf 
gute Magpariſche Meberfebungen von Schillers „Don Carlos“ und „Maria Stu⸗ 


Galizie n. 
Krakau, den 14. Juni. Durch den nunmehr viertägigen, fait unausge⸗ 
jepten Regen ſteigt das Waſſer der Weichſel auf ‚Haan bedenlüche Weife „zumal 
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da zu der auf diese Waſe vermehrten Faffermaffe noch der in den Rarpathen ef 


jebt geſhmotzene Schlee tommt. — Gegenwärtig. macht ein Bäcker aus Wien 
hier ausgezeichnete Geſchäftr, den ein hoher Beamter hierher zu kommen veranlagt 
hat, weil ihm die hieſigen Semmeln nicht ſchmecken. Der Magen iſt allewelthe 
kanntlich der größte Kos mopolit der ſich nur denken läßt, und ſo verſpeiſen auch 
die radikalen Polnischen Patrioten die Oeſterreichiſchen Semmeln und anderweiti⸗ 
gen Gebaͤcke mit vielem Wohlgefallen. — Der Milde’fche Autrag beim allge— 
meinen Landtage, der Oeſterreichiſchen Regierung wegen des Schadens, der zahl⸗ 
reiche Preußiſche Unterthanen in Folge der Einverleibung Krakau's getroffen, eine 
Liquidation zu überreichen, hat bei uns, wie nicht anders zu vermuthen war, 


großen Beifall gefunden und wünſchen wir alle von Herzen, daß jener patriotiſche 


und nur zu gerechte Vorſchlag Sanction erhalten moͤge. 
f Frankreich. 

Paris, den 14. Juni. Geſtern Abend iſt der Miniſter des Innern, Graf 

Duchatel, wieder in Paris eingetroffen. 5 a 
Die Königin Marie Chriſtine iſt heute von Toulon hier angekommen. 

Se. Majeſtät der König fol eigenhändig dem General Bedeau geſchrieben 
und ihm das Gouvernement von Algier angeboten hahen. ya 5 
Nachrichten aus Tahiti, freilich ohne Angabe des Datums, beſtätigen, daß 
die Königin Pomareh nach Papaiti zurückgekehrt ſei und zwar unter der Bedin⸗ 
gung, daß fie eine Civilliſte von 25,000 Fres. erhalte, mit Nachzahlung des 
Rückſtandes von der Landung der Franzoſen an. N 

In Ermangelung inländiſchen wichtigeren Stoffes widmet das Journal 
des Debats ſeine leitenden Artikel den Preußiſchen Landständen. 

Wie wir erwähnt, hat der Araber⸗Haͤuptling Bu Maza mehreren Sitzungen 
in der Deputirten⸗Kammer beigewohnt. Als er, bei dieſer Gelegenheit, nach 
einer Rede des Herrn Garnier Pages, ein allgemeines Murren vernahm, ließ er 
ſich überſetzen, was der Redner geſagt habe: Es war ein heftiger Ausfall auf 
das Miniſterium und den König geweſen. „Wann wird der Sultan der Franzo⸗ 
ſen dieſem Maune den Kopf abſchneiden laſſen?“ fragte Bu Maza und war ſehr 
verwundert zu vernehmen, daß dies weder ſogleich, noch überhaupt geſchehen werde. 

In Straßburg iſt das Getreide ſo bedeutend im Preiſe gefallen, daß mehrere 

irt haben. 5 
e . von Toulon vom 5. Juni bezeichnet gerüchtweiſe den 
Marſchall Sebaſtiani als den General, der Bugeaud als Gouverneur von Algerien 
erſetzen ſolle. ö 
Port u ga l. 


Die Beftätigung von der Gefangennehmung des Grafen das Antas mit 


2400 Mann und 50 Pferden von den Truppen der Inſurgenten und die Weg⸗ 
nahme der Dampfſchiffe Salter (der frühere Royal Tar), Mindello, Oporto, der 
Korvette „Achter Juli“, zweier Handelsſchiffe und ſechs kleiner Fahrzeuge, an de⸗ 
ren Bord dieſelben mit der Beſtimmung nach Peniche eingeſchifft waren, durch das 
Britische Geſchwader unter Sir Thom. Maitlaud vor dem Douro, iſt mit dem 
Britiſchen Kriegsdampfer Polyphemus, der Liſſabon am 4. Juni verlaſſen hatte, 
am 10. Juni in London eingetroffen. Sie hat am 31. Mai Morgens 4 Uhr, 
ohne daß ein Schuß dabei gefallen wäre, an der Mündung des Douro ſtattgefun⸗ 
den. Sir Thom. Maitland zeigte den zum Auslaufen Anjtalt machenden Sthif- 
fen au, daß er fie nicht paſſtren laſſen könne. Da ſie gleichwol davon nicht ab⸗ 
fiehen wollten, forderte er dieſelben auf, augenblicklich unter ſeinen Kanonen bei⸗ 
zulegen. Auf ſein Verlangen erhielt das Antas die Aufforderung in folgender 
Form ſchriftlich: „Ihr. Maj. Schiff Amerika, vor Oporto, den 30. Mai. Ich 
habe die Ehre, Sie zu benachrichtigen, daß meine Ordres mir gebieten, die Kriegs- 
ſchiffe der Junta, Truppen 36. in Beſitz zu nehmen. Wenn dieſelben nicht unver⸗ 
züglich neben dem Amerika vor Anker gehen, werde ich, wie ungern auch, gezwun⸗ 
gen ſein, Gewalt zu brauchen. T. Maitlaud.“ Drei große Britiſche Kriegs⸗ 
dampfſchiffe, da auch der Gladiator den Hafen von Oporto verlaſſen hatte und 
zum Blockadegeſchwader geſtoßen war, die Fregatte Amerika und zwei Briggs la⸗ 
gen zur Ausführung der Drohung bereit, und an Wiederſtand wie an Entkommen 
war für das Antas unter ſolchen Umſtänden nicht zu denten. Er ſtrich daher feine 
Flagge und antwortete Sir Thomas Maitland 5 „Mindello vor Oporto, den 31. 
Mal. Ich habe die von Ew. Erz. an mich gerichtete Mittheilung empfangen. 
Umgeben von fo ſehr den unter meinem Befehle ſtehenden überlegenen Streitkräf⸗ 
ten, betrachte ich mich als kriegsgefangen. Feierlich proteſtire ich gegen dieſe ge⸗ 
waltſame Verletzung des Völkerrechts; gegen einen Krieg ohne irgend vorherige 
Kriegserklärung wider eine befreundete Nation; gegen den größten Misbrauch von 
Gewalt, der jemals unter den erſchwerendſten Umſtänden gemacht worden und 
der die Britiſche Nation für immer verunehrt. Ew. Erz. wollen wegen der wei⸗ 
tern Beſtimmung der nun unter Ihrem Kommando ſtehenden Streitkräfte zu be⸗ 
fehlen belieben. Conde das Antas.“ Die Antwort von Sir Thomas Mait⸗ 
land ließ nicht lange auf ſich warten und war kurz und bündig genug. Sie lau⸗ 
tete: „Da die Truppen unter Ihrem Befehle jetzt kriegsgefangen find, und um un⸗ 
noͤthiges Blutvergießen zu vermeiden, habe ich die Ehre, Sie zu erſuchen, daß Sie 
denſelben die erforderlichen Weiſungen wegen Niederlegung ihrer Waffen ertheilen; 
außerdem müßte ich die mir zu Gebote ſtehenden Mittel gebrauchen, ſie dazu zu 
nothigen.“ Auch dieſer Aufforderung wurde ohne Widerſtand Folge geleiſtet. Erſt 
am 31. Mai Nachmittags erfuhr man in Oporto, was es mit dem friedlichen 
Nebeneinanderliegen der Expedition und des Britiſchen Blockadegeſchwaders vor 
der Barre für eine Bewandniß habe. Unter dem Geleite der Dampfer Sidon 
und Gladiator wurde die ganze Expedition dann nach dem Teſo abgeführt, wo 
fie am 2, Juni eintraf und dis vorausgeeiſte Kunde des wichtigen Vorfalls bereits 


— 


die größte Senſation hervorgebracht hatte. Es entſtand ſofort ein lebhafter Ver⸗ 
kehr zwiſchen der Mündung des Tejo, wo in der Nähe des Forts St. Julian die 
Inſurgentenſchiffe inmitten Britiſcher und vier Spaniſcher Ktiegsſchiffe vor Anker 
gingen. Von Franzöſiſchen Kriegsſchiffen iſt noch immer blos eine Brigg im 
Tejo. Gir H. Seymour, Admiral Parker und Oberſt Wylde hatten vollauf mit 
Beſeitigung der Schwierigkeiten zu thun, welche der, bei der Ueberfüllung und 
der ſchlechten Verproviantirung der Schiffe der Junta dringend nothwendigen Aus⸗ 
ſchiffung der Gefangenen der intervenirenden Mächte und ihrer Verwahrung im 
Fort S. Julian entgegenſtanden, das darauf von Britiſchen Matinetruppen bes 
ſetzt wurde. Die Ausſchiffung der Gefangenen erfolgte am 3. und 4. Juni; ihre 
Waffen, Kanonen, Pferde ꝛc. wurden nach Liſſabon gebracht. Unter den Septem⸗ 


briſten fehlt es nicht an Leuten, die das Antas geradezu beſchuldigen, daß er die 


Hand geboten habe, um die Junta auf dieſe Weiſe um einen Theil ihrer beſten 
Truppen und Offiziere zu bringen. 

Von Sa da Bandeira aus Setubal kamen am 2. Juni zwei Adjutanten 
in Liſſabon mit Anträgen zur Verlängerung der Waffenruhe an, bis ihm In⸗ 
ſtruttionen von der Junta zugekommen fein würden. Die Häfen Setubal und 
die nördlich vom Douro find durch ein Königl. Dekret in Blockadezuſtand erkloͤrt 
worden. 

Die erfolgte Freilaſſung des Herzogs v. Terceira, welche die Junta vor 
ſechs Monaten ſelbſt auf Bitten des Herzogs v. Palmella verweigert hatte, wird 
ihr jetzt in der elften Stunde nichts weniger als hoch angerechnet. 

Großbritannien und Irland. 

London den 11. Juni. Die Portugieſiſchen Angelegenheiten werden heute 
erſt von Herrn Hume im Unterhauſe ausführlich zur Sprache gebracht werden. 
Geſtern berührte man nur kurz die mit der neueſten Poſt eingegangenen Nachrich⸗ 
ten, doch lehnten die Miniſter jede Auskunft ab, da ſie noch keine offizielle Mit⸗ 
theilungen über die dortigen Ereigniſſe erhalten hätten, Die geſtrigen Verhand⸗ 
lungen betrafen nur Sachen von heimiſchem Intereſſe. ar 

(B. H.) In der heutigen Sitzung des Unter hauſes brachte Herr Hume 
ſeinen auf die Portugieſiſchen Angelegenheiten bezüglichen Antrag vor. Derſelbe 
iſt gerichtet auf eine Erklärung des Hauſes des Inhalts: „daß, der Anſicht des 
Hauſes zufolge, die bewaffnete Intervention der Regierung in dem Streite zwi⸗ 
ſchen den politiſchen Parteien in Portugal im Prinzip unverantwortlich iſt und 
wahrſcheinlich ernſte und gefährliche Folgen herbeiführen wird.“ Der Antrag 
wurde von Herrn Osborne unterſtützt. Lord Harry Vane dagegen verthei⸗ 
digte das Verfahren der Regierung. Er behauptete, daß, wenn England nicht 
intervenirt hätte, Andere intervenirt haben würden, und. daß dadurch die Exiſtenz . 
der liberalen Partei in Portugal ſelbſt aufs Spiel geſetzt worden wäre. Er gab 
zu, daß das Verhalten der Donna Maria verfaſſungswidrig und in keiner Weiſe 
zu rechtfertigen ſei, und verſicherte, daß der Zweck der Britiſchen Einmiſchung 
nur in dem Wunſche geſucht werden müſſe, die Verfaſſung, welche von der Koͤni⸗ 
gin ſo vielfach verletzt worden ſei, aufrecht zu erhalten. Nachdem dieſer Redner 
geendet hatte, gab ſich allgemein die Erwartung kund, daß Lord Palmerſton das 
Wort nehmen werde, dieſer weigerte ſich indeſſen, ſchon in dieſem Stadium der 
Debatte mit ſeiner Vertheidigung hervorzutreten; obgleich daher von einigen Mit⸗ 
gliedern, welche die Debatte erſticken zu wollen ſchienen, der Ruf zur Tages⸗ 
Ordnung lant wurde, erhob ſich nach der Unterbrechung Herr Milnes und ſetzte 
die Debatte mit einer die Intervention vertheidigenden Rede fort. Die Diskuſſion 
hat ſich bis 11 Uhr (als dieſer Bericht geſchloſſen werden mußte) hingezogen, ohne 
daß Lord Palmerſton das Wort genommen hatte, was zu nicht geringer Ungeduld 
unter den Mitgliedern des Hauſes Anlaß gegeben hat. Zu Anfange der Sitzung 
hatte Lord Palmerſton auf eine Anfrage des Dr. Bowring geantwortet, daß 
auch das in aller Form von dem gegenwärtigen Miniſterium erneuerte Vermitte⸗ 
lungs-Anerbieten der Britiſchen Regierung in dem Streite zwiſchen Mexiko und 
den Vereinigten Staaten bei den kriegführenden Parteien kein Gehör gefunden 
habe. Kt ’ 

Auch im Oberhauſe ſind heute die Portugieſiſchen Angelegenheiten kurz 
berührt worden. Lord Stanley fragt nämlich an, ob die Britiſche Regierung 
Inſtruktionen ertheilt habe in Betreff der Behandlung der Kriegsgefangenen, welche 


das Britiſche Geſchwader in Portugal machen moge oder bereits gemacht habe? 


Worauf Lord Laus dow ne erwiederte, die Gefangenen ſeien ohne weitete Be⸗ 
dingungen in die Gewalt des Geſchwaders gekommen, aber auch keinen beſonderen 
Beſchränkungen unterworfen. Lord Stanley kündigte darauf zum 15, eine 
Motion in Betreff der Portugieſiſchen Angelegenheiten an. Im Uebrigen iſt heute 
im Oberhauſe nichts von Bedeutung vorgekommen. 


Vermiſehte Nachrichten. 

Breslau den 17. Juni, Nachmittags A. Uhr. Das Waſſer in der Oder 
iſt ſeit heute früh hier ungemein ſtark geſtiegen. In den oberen Stromgegenden 
iſt dagegen das Waſſer bereits zum Fallen gekommen. Oberhalb Oppeln ſind 
Dammdurchbrüche erfolgt, und die Sommerdämme oberhalb Brieg, Ohlau und 
Breslau ſind faſt überall überfluthet worden. en 

Die einſt fo blühende Univerfität Göttingen iſt ſeit der Verbannung des 
Siebengeſtirns fo geſunken, daß ſie in dieſem Halbjahr nur noch 21 Studenten 
mehr zählt, als Gießen, eine der am Wenigſten beſuchten Deutſchen Univerſitäten. 

Königin Iſabella von Spanien hatte kürzlich Gelegenheit, ihre außer⸗ 
ordentliche Bravour zu zeigen. Ein Garde⸗Dragoner⸗Ofſtziet wurde von ſeinen 
unbändigen Pferde in den Sand geworfen, da ließ die junge Königin einen Da⸗ 
menſattel kommen, ihn dem Thier auſlegen und bändigte es in kurzer Zeit. 


Wongrowiec, den 30. April 1847. 


+ Stadtgerichts werde ich 


Eingeſandt.) a 


In der hiefigen Zeitung (und auch im Amtsblatte der Königl. Regierung 
zu Bromberg) iſt zum Beitritt zur Berliner Ausſteuer⸗, Sterbe⸗ und Unterſtüz⸗ 
zungs⸗Kaſſe eingeladen worden, ohne der Beſtätigung der Behörde für die 


diesſeitige Provinz zu erwähnen. 


Da dieſe Kaſſe nun zunächſt für Berlin und die Provinz Brandenburg von 
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dem Herrn Ober⸗Präſidenten der letztern beſtätigt worden iſt, und die Allerhöch⸗ 
ſte Kabinets-Ordre vom 29ſten September 1833 die miniſterielle Genehmigung 
vorſchreibt, wenn der Wirkungskreis einer gemeinſchaftlichen Wittwen⸗, Aus⸗ 
ſteuer⸗ und Sterbekaſſe ſich über die Gränzen des Ober- Präſidial⸗ Bezirke hin⸗ 


aus erſtreckt, ſo wird im Intereſſe der Bewohner hieſigen Orts und der Provinz 


der gedachten Kaſſe gegenüber um öffentliche Aufklärung gebeten. 


Stadttheater in Poſen. 

Dienſtag den 22. Juni: Der Vetter; Lufifpiel 
in drei Akten von R. Benedix. — Hierauf zum Er⸗ 
fienmale: Die Maskerade im Dachſtübchen: 
Schwank in 1 Akt, frei nach dem Franzöſiſchen von 
C. Meixner. (Manuſcr.) 


Kunft = Ausftellung. x 
Montag den Zlften Juni findet die Eröffnung 
der Kunſt⸗Ausſtellung im großen Saal des Hotel 
de Saxe (Breslauerſtraße Nro. 15.) hierſelbſt ſtatt. 
Die erſte Abtheilung wird bis zum Iten Juli, die 
zweite vom Idten Juli bis 10ten Auguſt von Mor⸗ 
gens 9 Uhr bis Abends 6 Uhr — an Sonn- und 
Feſttagen aber erſt von 11 Uhr Morgens ab — der 
Anſicht der Kunſtfreunde dargeboten ſeyn. 
Eintrittspreis 5 Sgr. 
Preis des perſönlichen Abonnements für die Dauer 
der Ausſtellung 1 Rthlr. 
Preis des gleichen Abonnements für eine Familie 
3 Rihlr. N 
Poſen, den 14. Juni 1847. 


Der Verwaltungs- Ausſchuß des Kunſt⸗ 


Vereins. 


Nothwendiger Verkauf. N 
Land⸗ und Stadtgericht zu Wongrowiee. 


Das den Johann von Kurczewskiſchen 
Eheleuten zugehörige Erbpachts⸗Vorwerk Kaliſza⸗ 
ny, abgeſchätzt auf 12,156 Rihlr. 4 Sgr. 5 Pf., 
zufolge der nebſt Hypothekenſchein und Bedingungen 
in der Regiſtratur einzuſehenden Taxe, ſoll 

am 10ten Januar 1848 Vormittags 

8 10 Uhr 

an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 
Die unbekannten Erben reſp. Beſitznachfolger 
des eingetragenen Mitbefigers Johann von Mar⸗ 
kowski, ſo wie die dem Aufenthalte nach unbe⸗ 
kannten Gläubiger, reſp. deren Ceſſionarien, als: 

a) die Franz und Marianna Kurczewski⸗ 
ſchen Erben wegen der Rubrica III. No. 4. ein⸗ 
getragenen 400 Rılr. nebſt 5 pro Cent Zinſen; 

b) die unbekannten Erben des Adminiſtrators 
Anton Kauß aus Domaslawek, wegen 
der Rubrica III. No. 11. eingetragenen 200 
Rthlr. nebſt Zinſen und 20 Rthlr. älteren 
Zinſen; 

e) des Anton Eich auſt aus Pruſiec, wegen 
der Rubrica III. No. 18. eingetragenen 100 
Rthlr. und 215 Kthlr. nebſt Zinſen, 

werden hiermit vorgeladen. 
Auch werden alle unbekannten Realprätendenten 


| aufgeboten, ſich bei Vermeidung der Präcluſton 


ſpäteſtens im Termine zu melden. 


Bekanntmachung. Hay 
Die Bau-Reparaturen an den hieſigen Königli— 
chen Train ⸗ Gebäuden, beſtehend aus Zimmers, 


Maurer-, Dachdecker⸗, Maler- und Töpferarbei⸗ 


ten, ſollen an die Mindeſtfordernden vergeben wer: 
den, und haben diesfällige Unternehmer ihre ſchrift⸗ 
lichen Submiſſtonen bis ſpäteſtens 
Montag den 28ſten d. M. Vorm. um 9 Uhr 
im Geſchäftslokale des unterzeichneten Depots (Ma⸗ 
gazinſtraße No. 7.) abzugeben, woſelbſt auch die Ko⸗ 
ſtenanſchläge nebſt den zum Grunde liegenden Bedin- 
gungen zur vorherigen Einſicht bereit liegen. Nach⸗ 
gebote werden indeſſen nicht angenommen. 6 
Poſen, den 14. Juni 1847. 
Königl. Train⸗Depot. 
ä ———ß——— h —— Gl. — 
Bekanntmachung. 
Im Auftrage des hieſigen Königlichen Land⸗ und 
auf den 29ſten Juni c. 
Vormittags um 10 Uhr in dem herrſchaftlichen Forſt⸗ 
hauſe zu Prochy, Kreis Koſten, f 
655 Klaftern Erlen⸗Scheithon, 
254 Klaftern Erlen⸗Knüppelholz, und 
67 Klaftern Kiefern ⸗ Scheitholz, 


in Parthieen zu 100 Klaſtern gegen gleich baare Be⸗ 


ahlung in Preußiſchem Courant verſteigern, was 
Pere ur öffentlichen Kenntniß gebracht wird. 
Grätz, den 15. Juni 1847. = 
Königlicher Auktions⸗Commiſſarius Kilian. 


Auktion 
+ 

Dienſtag den 22ten Juni Vormittags von 
10 und Nachmittags von 3 Uhr ab, ſollen im Auk⸗ 
tions⸗Lokal Friedrichsſtraße No. 30 mehrere Möbels 
von verſchiedenen Holzarten, wobei 1 Sekretair, 1 
Kleiderſchrank, 1 Kommode ꝛc. von Mahagoni, 
Betten, Porzelan, Glas, eine komplette Laden- 
Einrichtung, Konditorei-Utenſtlien, 3 Markt⸗Kiſten 
nebſt vielen andern Gegenſtänden zum Gebrauch ge⸗ 
gen baare Zahlung öffentlich verſteigert werden. 
Anſchütz. 


Die Preußiſche National- Verſi⸗ 
cherungs-Geſellſchaft 

1 . 

in Stettin, 
de ren Statuten durch die Allerhöchſte Kabinets-Ordre 
vom 31•ſten Oktober 1845 genehmigt find, und wels 

che auf ein Kapital von N 
Drei Millionen Thaler begründet iſt, 
hat den Herren Baumert & Rabſilber in Po⸗ 
ſen die Haupt-Agentur ſowohl in der Feuer-Verſi⸗ 
cherungs-Branche für den Regierungs-Bezirk Poſen, 
als auch für die Strom-Aſſekuranzen übertragen 
und dieſelben zum Abſchluſſe von Verſicherungen in 
beiden Branchen nach den billigen Prämien ihrer 
Tarife bevollmächtigt. Wir erkennen daher die durch 
dieſe Herren in unſerm Namen bewirkten derartigen 
Vollziehungen als für uns verbindlich an und em⸗ 
pfehlen dieſelben zu Aufträgen für die bezeichneten 
Sicherungen beftens. 
Stettin, im März 1847. 
Die Direktion 
der Preuß. National⸗Verſicherungs-Geſellſchaft. 
(Gez.) Lemonius. Nöhmer. 


Auf Vorſtehendes Bezug nehmend, empfehlen wir 


uns noch beſonders zu gefälligen Aufträgen ſowohl 
für Feuer⸗ als Strom⸗Verſicherungen. 
Poſen, im Juni 1847. 
Baumert & Rabſilber. 
Comptoir: Hotel de Paris. 

Es ſteht in Poſen Friedrichsſtraße No. 19. ein 
noch wenig gebrauchter, ſehr bequem conſtruirter 
Danziger Halbwagen zu 6 Perſonen, nebſt Sielen, 
zum fofortigen Verkauf. Das Weitere im Haufe 
in der Bel-Etage zu erfahren. 


Portland-Cement, 
zum Abputz oder Vewurf von Fagaden, zu Waſſer⸗ 
bauten, Ornamenten, Belegung von Fußböden ze. 
unvergleichlich, friert nicht ab, übertrifft alle ande- 
ren Cemente an Bindekraft und Dauerhaftigkeit 
und hat eine ſchöne helle Sandſteinfarbe. 
Das Faß von 4 Ctr. à 74 Rthlr. loco Poſen. 


Ausſchließliche Niederlage für das 


Großherzogthum Poſen 
bei Herren Baumert & Rabſilber 
in Poſen. 
Hamburg, im Mai 1847. Emil Müller. 
Indem wir obige Anzeige beſtätigen, empfehlen 
wir uns zu geneigten Aufträgen auf Portland- Ce- 
ment beſtens. f 
Poſen, im Juni 1847. 
Baumert & Rabfilber. 


Ein tüchtiger, durch glaubhafte Atteſte als folder 
empfohlene Oekonom ſucht von Johanni c. ab ein 
Unterkommen. Näheres im Comptoir Breiteſtraße 
No. 5. Iſte Etage. 


Das Vorwerk Steſzewko, zwiſchen Pudewitz 
und Murowana-Goslina und 24 Meile von 
Poſen belegen, mit einem Flächeninhalte von 849 
Morgen, ſoll aus freier Hand ohne Unterhändler 
verkauft oder verpachtet werden. Die nähern Be⸗ 
dingungen find bei Herrn T. Zychlinski in Po⸗ 
fen, Friedrichsſtraße No. 28. zu erfahren. 


e > © 75: MR 

Im Haufe des RR. Kretzſchmer, Kuhndorf 
No. 15%, iſt vom Iſten Juli c. ab eine möblirte 
le nebſt Kabinet für 5 Rihlr. monatlich zu ver⸗ 


* 


— 


Mühlenſtraße No. 20. am Spritzenhauſe 
iſt eine große Kellerſtube, ſo wie einige gut einge⸗ 
richtete kleine Familienwohnungen billig zu vermie⸗ 
then; letztere können auch für einzelne Herren getheilt 


werden. Auch ſind daſelbſt 45 Stück ſtarke doppelt 


gebrannte glafirte thönerne Röhren, zu einer Waſ⸗ 
ſerleitung brauchbar, ſo wie eine große Waage billig 
zu kaufen. 


Graben No. 8. if zu Michaeli eine Wohnung, 
beſtehend in 5 Zimmern nebſt Zubehör, einem Gärt⸗ 
chen, mit oder auch ohne Stallung, zu vermiethen. 

Frühſtück, Mittag ⸗ und Abendbrod ſägſich zu 
haben bei Wroblewski, Jeſuitenſtr. No. 8. im 
Hauſe des Herrn Eliaſzewicz. 


r en Der a 
Montag den 21ſten Juni Nachmittags: Großes 
Garten-Konzert. Anfang 5 Uhr. Entree à 
Perſon 23 Sgr. Für freies Ueberfahren der geehr⸗ 
ten Gäſte iſt Sorge getragen. 
H Kufus, Städtchen No. 13. 
(Eingeſandt.) 

Wenn der Rittergutsbeſitzer O. t es fo ſehr übel 
aufnimmt, wenn man es unterläßt, ihn mit dem 
Titel „Herr Lieutenant“ anzureden, ſo wird er wohl 
thun, ſeinen Namen und Charakter an die Thüre 
ſeiner Wohnung, Gerberſtraße, anſchreiben zu laſſen, 
wodurch einem ähnlichen Vorfalle, wie der am 18teu 
Juni c., vorgebeugt wird. 
are von herein. 

Den 17. Juni 1847. Fans. eee 


rief.| Geld. 
Staats-Schuldscheine ......: 1 314 — 922 
Präm.-Scheine d. Seehdl. a50T. | — | 952 954 
Kur.- u. Neum. Schuldverschr . | 34 | 90 aa 
Berliner Stadt-Obligationen.. | 43|1|98 | — 
Westpreussische Pfandbriefe. 34 | 933 | 931 
Grossherz. Posensche Pfandbr. . | 4 102 1014 
ito dito dito 1 9| — |9 
, . 
Kur- u. Neumärkische dito 33 944 | 94 
Schlesische He 343 — 97 
dito v. Staat. g. Lt. 3. 33 — — 
Fricdrichsd''o rr — 1 
Andere Goldmünzen à 5 Thlr.. — 1205 1275 
Wien Si 4 5 


Actiem, k 
Berl, Anh. Eisenbahn Lit. A. B 


dto dto. Prior. Oblie. .... 444 — en; 
Berlin-Hamburger ......». 4 109 108 
do. Priorität.] 44 | 98 973 
Berlin-Potsd,-Magdeb.. .. . 4 944 2 
;4d104. Prior. Ohlig. .», „nu, 4 92 2 
Mo., id . „ 5 102 101 
Url.-Stet. E. Lt. A. und . | 100 
Ban Kölner Eisenbahn ..... 5 7 7 
Bresl,-Schweid.-Freibg.-Eisenb, | 4 0 
dito. dito. Prior, Oblig .. | 4 1 2 
Köln Ming y, ene ade et 4 933 
Düss. Elb. Eisenbahn ...... n 
dio. dte. Prior. Oblig. 4 * 91 
Magdeb- Halberstädter Eisenb, 4 2 * 
Magd. Leipz. Eisenbahn Ki 3 
dic. dto. Prior. Oblig. 4 — — 
Niederschl. Märk.. 4 883 875 
43 2 P 4 92792 
do. riorität 5 0 
Nied.-Mrk. Zyu gb. 4 Au . 
200, Prioriiät „ 
Ob. Schles. Eisenbahn Lt. A. 4 1051 — 
do do. Prior.-Obl. 4 ses 
do. do. BB an en — 993 — 
Rhein, Eisenbahn SAN 
do, Stamm-Prior. (volleingez.)| 4 — 189 
dto. dto. Prior. Oblig. . 4 9013 — 
dto. vom Staat garant. 31 , — 
Thüringer 4 941 — 
WilbzBi (C. O) . 455. 2. — 1 .— 
Prinz Wilh. (Steele-Voh.) 4 89 


Getreide-Mazxtipteife von Poſen, 


den 18. Juni 1847. ae Bo 
(Der Scheſſer Preuß.) von = 9415 5 
Weizen d. Schfl. zu ö Mg. A 13 4, 4 8 
Roggen dito 48 44 13] 4 
e 245 3 34 
Dafer :: Mu 11231 4 1] 28lı1 
Buchweizen. . 22 10 3] I 
Erbſen * 42 3 5 —— 
Kartoffelnͤku .. 110 — 1 145 
Heu, der Ctr. zu 110 PfbDb. — 27 6 1 —— 
Stroh, Schock zu 1200 Pf. ——| 81 15— 
Butter das Faß zu 8 PfdDb. 117 60 11 20 


(Hierzu drei Beilagen. 


141. Erſte Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. den 21. Juni 1847. 
—— — — l. ——T—f:— —.———— — — — — — 


Landtags⸗ Angelegenheiten. 


Sitzung der Vereinigten Kurien am 12. Juni. 
; (Schluß.) 

Abg. Graf v. Merveldt (fährt fort): In Folge deſſen hat ein ver⸗ 
ehrtes Mitglied der erſten Kammer ein Amendement zu der Königlichen Pro⸗ 
pofition geſtellt. Meines Dafürhaltens müßte ein ſolches Amendement, wel⸗ 
ches ſich durchaus von der Aufgabe entfernt, die ſich der Geſetz-Entwurf zur 
Frage aufgeworfen hat, welcher nämlich nur allein von der eventuellen Auf⸗ 
hebung der Schlacht⸗ und Mahlſteuer ſpricht und die Subſtituirung einer 
Einkommenſteuer vorſchlägt, ich ſage, ein ſolches Amendement müßte nach 
meiner Anſicht der Gegenſtand einer befonderen Petition fein und könnte nicht, 
ohne in einer Abtheilung vorherberathen zu fein, hier, wie ich mir zu bemer⸗ 
ken erlauben muß, unvorbereitet zur Abſtimmung gebracht werden. Ich glaube 
unter dieſen Umſtänden, daß es mir verzeihlich fein wird, wenn ich dem ge⸗ 
ſtellten Antrage unmöglich meine Beiſtimmung geben kann, und daß ich wie⸗ 
derholt darauf antrage, daß überhaupt dergleichen von anderen Seiten ge= 
ſtellte, im Weſentlichen ähnliche Amendements und Anträge, welche die ganze 
Grundlage der uns vorliegenden Propoſition verändern, als beſondere Peti⸗ 
tionen, nicht aber als Amendements behandelt und berathen, mithin einer Ab⸗ 
theilung vorher überwieſen werden. Daß ich jedenfalls vorbehalten müßte, daß 
zu jeder derartigen Veränderung der Beſteuerung die Zuſtimmung der Pro⸗ 
vinz Weftphalen nur vorbehaltlich einer allgemeinen vorherigen oder gleichzei⸗ 
tigen Steuer-Ausgleichung gegeben werden könne = 

Marſchall: In der Reihefolge der Redner, welche ſich über die Frage⸗ 
ſtellung gemeldet haben, würde nun der Abgeordnete Dittrich der nächſte ſein. 
(Inzwiſchen war die Rektifizirung des Protokolls von dem Secrctair Nau⸗ 
mann bewirkt worden, und nachdem auf Anregung der Abgeordneten Möwes 
und Schauß eine kleine Berichtigung erfolgt war, ward dieſe Rektiſizirung 
für genehmigt erklärt.) } 5 

Abg. Dittrich: Ich glaube, daß wir hier nicht einzeln als Stände 
daſtehen, ſondern als Vertreter unſeres treuen Preußiſchen, unſeres biederen 
Deutſchen Volkes, das wir Alle im Herzen halten. In Bezug hierauf er= 
laube ich mir, die hohe Verſammlung um einen Beſchluß zu bitten, der zu 
einer baldigen Erledigung der Frage führt, denn es ſcheint mir doch, daß, 
wenn dieſe Frage mit der Einkommenſteuer vermiſcht wird, noch Zweifel her⸗ 
beigeführt werden, N 
Art die Einkommenſteuer eingeführt werden ſolle. In dieſer Beziehung hatte 
ich ein Amendement geſtellt, in der Art: „Se. Majeſtät zu bitten, 1) die 
Mahl- und Schlachtſteuer aufheben, 2) zu deren Erſatze und zum Zwecke der 
Erleichterung der in den unteren Klaffen der Klaſſenſteuer Steuernden meh⸗ 
rere Klaſſen anordnen zu wollen, und zugleich ſolche, welche den jetzigen höch⸗ 
ſten Steuerſatz überſteigen.“ 

Marſchall: Der Vorſchlag wird eventuell zur Abſtimmung kommen. 

Abg. Milde: Meine Herren! Die uns vorliegenden Amendements zer⸗ 
fallen in zwei Kategorien; das erſte Amendement, welches der Herr Referent 
geſtellt oder vielmehr modiſizirt hat nach einem Vorſchlage, der geſtern ge= 
macht worden iſt feitens der Miniſterbank, und das Amendement, welches 
das verehrte Mitglied für Aachen geſtellt hat. Dieſe beiden Amendements 
verlangen von der hohen Verſammlung eine Erklärung über ein Prinzip. 
Das letzte Amendement, was ſeitens eines hochverehrten Mitgliedes auf der 
Fürſtenbank gemacht worden iſt, beſchränkt ſich darauf, eine Steuer-Ausglei⸗ 
chung der Klaſſenſteuer dadurch eintreten zu laſſen, indem die höheren Klaſ— 
ſen ſich höher beſteuern und mit patriotiſchem Gefühle vorangehen ſollen, um 
den beiden letzten Klaſſen derſelben Steuer dadurch eine Erleichterung zu ge— 
währen. Ich muß mich meinerſeits um deshalb gegen beide Amendements 
erklären, weil es mir höchſt bedenklich ſcheint, daß in volkswirthſchaftlicher 
Beziehung eine fo große Verſammlung, wie dieſe, zu Prinzipienfragen hinge⸗ 
riſſen werden ſoll; ich ſage hingeriſſen werden ſoll, denn wenn es ſich darum 
handelt, die Prinzipienfrage aufzuftellen und zu beantworten: iſt eine direkte 
oder eine indirekte Beſteuerung in der Totalität für das Volk beſſer? fo könn⸗ 
ten wir bei der Wichtigkeit der (Prat 6 Monate hier ſitzen, und wir wür⸗ 
den fie nicht erledigen können. (Bravo.) Bedenken Sie, daß Alles dies tief 
in die Verhältniſſe unſeres ganzen ſtaatlichen Lebens eingreift; wir müßten 
nicht allein hiſtoriſch entwickeln, wie dieje oder jene Laſt entſtanden ſei, ſon⸗ 
dern wir müßten uns auch in die Idee hineinverſetzen, wie in den einzelnen 
Landestheilen die Steuerleiſtungen gegründet auf alte und noch beſtehende 
Rechte und alle etwaige Reclamationen erörtern und erwägen. Es iſt nichts 
ſchwieriger, nichts unheilvoller für eine ſolche Verſammlung wie dieſe, als 
ſie auf das Feld der Theoremen zu führen und ſie zu Prinzipienfragen hin— 

ureißen. 8 

a Hurfchart⸗ Ich habe den Abgeordneten Hanſemann notirt und werde 
fortfahren, die Redner in der Reihe aufzurufen, in welcher fie ſich gemeldet 
haben ich muß aber bemerken, daß die letzten beiden Redner zum Theil in 
Einzelnheiten zurückgegangen ſind, ſo daß es mir jetzt um ſo mehr nöthig 
ſcheint, daß die Diskuſſton ſowohl über die Hauptfrage, als auch über alle 
vorliegenden Vorſchläge, auch den des Abgeordneten Hanſemann, fortgeführt 
werde, bis fle in beiderlei Beziehung für geſchloſſen erklärt werden kann. Es 
iſt kein Vorſchlag da, auf den ſich die Diskuſſton geſtern und heute nicht 
ſchon bezogen hätte. Mir ſcheint dies das nothwendige Verfahren zu fein. 

Referent v. Manteuffel II.: Wie ich äußerlich vernommen habe, ſoll 
das Amendement, welches geſtern von einem Mitgliede der Herrenbank gez 
ſtellt worden iſt, eine Aenderung erlitten haben. Daſſelbe iſt aber in der 
e Form noch nicht vorgeleſen worden; ich glaube aber, daß dies 
nöthig iſt. 

Marſchall: Dies wird geſchehen, ſobald der Graf von Arnim in der 
Reihe der notirten Redner aufzurufen iſt. g 

Abg. Hanſemann: Ich habe über den Gang der Debatte einige 
Worte zu ſagen. Es ſcheint mir, daß diejenigen Amendements, die darauf 
hinausgehen, was geſchehen ſoll, wenn das Geſetz völlig abgelehnt wird, auf 
jeden Fall zuletzt vorkommen müſſen. Es iſt, wenn das Amendement, welches 
der Abgeordnete aus der Ritterſchaft der Provinz Preußen geſtellt hat, an⸗ 
genommen würde, das Geſetz nicht ganz abgelehnt; es würde dadurch nur 
ein Grundſatz anders, als im Geſetze vorgeſchlagen iſt, angenommen. Man 


weil man eingewendet hat, man wiſſe nicht, in welcher 


die Einkommenſteuer beſtanden. 


kann dann mit dem Geſetz weiter vorgehen, und es bleibt Sache des Gou⸗ 
vernements, ob das Geſetz, wie es hier amendirt wird, gutheißen will oder nicht. 

Marſchall: Was eben geſagt worden, iſt dem nicht entgegen, daß die 
Diskuſſion fortgeführt werde, und zwar über alle Vorſchläge, welche gemacht 
worden ſind. Der Vorſchlag des Abgeordneten von Auerswald ſteht inſofern 
nicht im Widerſpruch mit den weiteren Amendements, als dieſelben zur Ab⸗ 
ſtimmung gebracht werden können, auch wenn der Vorſchlag des Abgeordn. 
v. Auerswald angenommen werden ſollte. Der Abgeordnete v. Vincke hatte 
10 bereits geſtern um das Wort gemeldet, er hat aber heute darauf ver⸗ 
zichtet. 73. 

Abg. v. Vincke: Ich wollte mir nur erlauben, die Bitte an Ew. 
Durchlaucht zu richen, bei der großen Divergenz der Anſichten und Meinun⸗ 
gen über die einzelnen Amendements, die zwar in einzelnen Beziehungen ver⸗ 
wandt ſind, aber anderentheils wieder auseinander gehen, und theils ſich auf 
die Mahl- und Schlachtſteuer, theils die Klaſſenſteuer erſtrecken, zuerſt die 
verſchiedenen Amendements, um beſtimmte Vorſchläge zu Wege zu bringen, 
an die Abtheilung zurückzuweiſen. 

Referent v. d. Marwitz: Wenn alle Amendements an die Abtheilung 
zurückgehen ſollten, um näher erörtert zu werden, dann würde die Abtheilung 
allerdings dazu das Recht haben, aber ob ſie den Wunſch hat, das iſt eine 
andere Frage, und den möchte ſie wohl nicht haben. . 

Abg. v. d Schulenburg (vom Platz): Ich glaube aus dem, was der 
Referent ſagte, geht eine Gefahr hervor, die wir übernehmen, wenn wir auf 
die beſtimmten Propoſitionen eingehen, die im Amendement enthalten find. 
Ich glaube, es iſt unmöglich, und ich mag mein Gewiſſen nicht damit bela⸗ 
fien, daß man die Steuerſtufen erhöht, ohne zu wiſſen, wohin es führt. Wenn 
der Herr Referent ſelbſt ſagt, daß es der Abtheilung an Zeit gebricht, ſo 
beben ich, daß es der Verſammlung jetzt im Augenblick noch mehr daran 

ebricht. i 

5 Marſchall: Es bleibt immer vorausgeſetzt, daß die Verſammlung, wenn 
fie fi nicht vorbereitet fühlt, in ihrer Abſtimmung auf das Nähere einzu⸗ 
gehen, nicht darauf eingeht, ſondern ſolche Vorſchläge ablehnt und darauf 
wartet, daß ſolche Amendements zur Abſtimmung gebracht werden, welche ſich 
allgemein halten, unter welche beſonders der Vorſchlag des Abgeordneten 
Dittrich gehört, welcher auch heute noch auf Abſtimmung über ſeinen Vor⸗ 
ſchlag angetragen hat. . 5 

Landtags⸗Kommiſſar: Die Allerhöchſte Propofition iſt dahin ge⸗ 
richtet, die Mahl- und Schlachtſteuer abzuſchaffen und den dadurch in den 
Staats⸗Einnahmen entſtehenden Ausfall durch theilweiſe Einführung einer 
Einkommenſteuer zu erſetzen, und zwar einer Einkommenſteuer, welche zu⸗ 
nächſt auf die eigene Declaration der zu Beſteuernden baſirt werden ſoll. 
Die hohe Verſammlung hat ſich gegen die Propoſition ausgeſprochen. Es 
iſt nun in Antrag gebracht und von mir unterſtützt, auch noch die Meinung 
der hohen Verſammlung darüber zu hören, ob ſie dieſem Prinzip ſich an⸗ 
ſchließen wolle, wenn von der Selbſteinſchätzung abgeſehen wird, indem hier⸗ 
durch zwar die Propoſition eine weſentliche Aenderung erleiden, deren Haupt⸗ 
prinzip aber beſtehen bleiben würde. Von dem Herrn Referenten iſt, noch 
etwas weiter gehend, vorgeſchlagen, daß man nicht fragen möge: ſoll der 
Ausfall in der Staatskaſſe durch eine Vermögensſteuer, ſondern allgemeiner: 
foll er durch eine direkte Steuer erſetzt werden? Auch eine ſolche Frage kann 
noch allenfalls als innerhalb der Gränzen der Allerhöchſten Propoſttion lie⸗ 
gend angeſehen werden. Sollte ſich aber die Diskuſſion über die Amen⸗ 
dements hinaus von dem Prinzip der Propoſitionen ganz entfernen, wie dies 
namentlich in dem Amendement eines geehrten Mitgliedes der Herren» Kurie 
geſchehen iſt; ſollte ſie namentlich dahin gerichtet werden, die Mahl- und 
Schlachtſteuer unberührt zu laſſen und nur Aenderungen an der Klaſſenſteuer 
vorzunehmen, oder ſollte fie ſich in ähnlichen Sphären bewegen, dann würde 
es ſich nicht mehr um eine Verathung der Allerhöchſten Propoſttion han⸗ 
deln, vielmehr das Feld der Petitionen betreten fein. (Zustimmung.) Liegen 
Petitionen dieſer Art vor, deren Erörterung ausgeſetzt wurde, weil ſie durch 
Annahme der Königl. Propoſition erledigt, gleichſam abſorbirt ſein werden, 
und ſollen dieſe nach Ablehnung der Allerhöchſten Propoſttionen weiter ver⸗ 
folgt werden, fo müſſen fie nun wie alle anderen Petitionen behandelt wer⸗ 
den, d h. ſie müſſen zunächſt einer Abtheilung derjenigen Kurie zugehen, in 
welcher ſie urſprünglich eingebracht ſind. Ob die hohe Verſammlung, nach⸗ 
dem fie dem Vortrage eines geehrten Nedners der ſchleſtſchen Städte gegen 
die von mir angedeutete und von einem verehrten Mitgliede aus der Provinz 
Preußen geſtellte Frage lebhafte Acclamationen gezollt, noch eingehen will 
oder nicht, bleibt derſelben natürlich überlaſſen. Wenn ich geſtern geſagt 
habe, es würde dem Gouvernement von Intereſſe ſein, über dieſe Frage die 
Anſicht der hohen Verſammlung zu vernehmen, ſo kann ich dabei auch fetzt 
nur ſtehen bleiben. Es werden im Laufe der Zeit, die heutige Entſcheidung 
mag fallen, wie fie will, wefentlide Veränderungen in der Beſteurung ſchon 
deshalb eintreten müſſen, weil in Folge des langen Friedens das Vermögen 
ſich immer mehr konzentrirt und die jetzige Beſteurung nicht ausreicht, den 
Reichthum verhältnißmäßig zu den Staatslaſten heranzuziehen. (Zuſtimmung.) 
Weil ich alſo glaube, daß das Augenmerk der Regierung ferner darauf ge⸗ 
richtet ſein muß, in dieſer Beziehung eine Aenderung vorzubereiten, ſo würde 
es ihr von Intereſſe fein, die Meinung der hohen Verſammlung darüber zu 
vernehmen, ob der Weg, den fie in der Propoſition eingeſchlagen hat, und 
der vielleicht wegen eines wenngleich wichtigen Nebenpunktes die Zuſtimmung 
der hohen Verſammlung nicht erhalten hat, doch im Allgemeinen als der 
richtige anerkannt werde oder nicht. In dieſer Beziehung allein habe ich den 
Wunſch angedeutet, daß ſich die Verſammlung auch über die allgemeiner 
geſtellte Frage äußern möge. 

Abg. Küpfer: Das uns vorliegende Amendement fordert die Verſamm⸗ 
lung auf, ſich, dem Lande und der Krone gegenüber, in Betreff des Prin⸗ 
zips der Einführung der Einkommenſteuer auszuſprechen. Bei der Be⸗ 
urtheilung von Steuerfragen können aber nicht Gefühle und Theorien, ſon⸗ 
dern nur die Erfahrung maßgebend ſein. Nun hat von den großen Staaten 
Europa's bis jetzt nur in England, und zwar blos zeit- und verſuchsweiſe, 
Dort alſo haben wir die Materialien zu 
deren Beurtheilung zu ſuchen. Es giebt in England einen Mann, der dort 
in Steuerfragen als eine Art Orakel betrachtet wird, deſſen Name als eine 


966 ; 


Autorität im Parlamente genannt wird, den ſelbſt Lord John Ruſſell und 
Sir Robert Peel anführen. Dieſer Mann heißt M'Culloch. Ich glaube, 
kein Mitglied dieſer Verſammlung wird darauf Anſpruch machen, kompetenter 
über Steuerfragen zu fein. M'Culloch nun hat vor etwa 2 Jahren, nach⸗ 
dem die Einkommenſieuer Sir Robert Peels bereits ſeit faſt 3 Jahren be⸗ 
fanden hatte, ſehr ausführlich ſeine Meinung über dieſe Steuer entwickelt. 
Die Schrift M' Culloch's iſt mir erſt geſtern Abend zu Händen gekommen, 
und ich habe ſo nur die Zeit gehabt, die Hauptfolgerungen des Verfaſſers 
zu überſetzen. Ich glaube, daß in dieſem Augenblicke, wo der Vereinigte 
Landtag gewiſſermaßen ein Gutachten über eine Steuer abgeben ſoll, die wir 
ſelbſt praktiſch gar nicht kennen, ſondern England, wo man ſelbſt noch im 
Verſuche damit begriffen iſt, entlehnen wollen, um daraus eine der künftigen 
Grundlagen unſerer Steuerverfaſſung zu machen, es für die Verſammlung 
nicht ohne Intereſſe fein kann, über eben dieſe Steuer die Meinung einer 
der national⸗ökonomiſchen Autoritäten Englands kennen zu lernen. Es wird 
dazu kaum zehn Minuten bedürfen. Bei dem geringen Umfange meiner 
Stimme erlaubt die Verſammlung wohl, daß einer der Herren Secretaire 
die Vorleſung bewerkſtelligt. (Der Abgeordnete Küpfer reicht das Manuſkript 
dem Secretair zum Vorleſen hin.) 2 j 

Sccretair Freiherr v. Waldbott (verlieft die Ueberſetzung dieſes Konklu⸗ 
fums): Wörtliche Ueberſetzung aus M Culloch's Abhandlung über die Grund⸗ 
ſätze und den praktiſchen „Einfluß von Steuer⸗Syſtemen. London, 1845. 

Seite 124. Eine Einkommenſteuer iſt in den meiſten Rückſichten eben 
ſo großen Einwürfen als eine Vermögensſtener ausgeſetzt. Zwar erſcheint ſie 
beim erſten Anblicke als die wichtigſte von allen Taxen. Sie ſcheint einem 
Jeden zu den Bedürfniſſen des Staats in dem Verhältniſſe des Einkommens, 
welches er unter deſſen Schutze genießt, beitragen zu machen; während indem 
fie gleichmäßig auf Alle fällt, fie keine Veränderung in der Vertheilung von 
Kapital bewirkt, noch in der natürlichen Richtung der Induſtrie und keinen 
Einfluß auf die Preiſe ausübt Es wäre ſehr zu wünſchen, daß man eine 
Taxe auflegen könnte, die dieſe Wirkungen hätte. Aber wir bedauern, ſagen 
zu müſſen, daß diejenigen, welche glauben, daß eine Einkommenſteuer, wie 
fie auch umgelegt würde, in dem angegebenen Sinne wirken würde, ſich wahr⸗ 
lich ſehr täuſchen. Eine Einkommerſteuer würde allerdings die vorausgeſetzten 
Wirkungen haben, wäre es möglich, ſelbige richtig umzulegen. Aber die prak⸗ 
tiſchen Schwierigkeiten, die dieſer richtigen Umlegung entgegentreten, ſind 
nicht zu überwinden. Und die Wahrheit iſt, daß Einkommenſteuern, obgleich 
in der Theorie gleichmäßig, in ihrer praktiſchen Wirkung höchſt ungleichmäßig 
und vexatoriſch ſind. (Hier folgt nun auf zehn enggedruckten Seiten die Be⸗ 
weisführung, daß es, eine Einkommenſteuer einigermaßen gleichmäßig und 
billig umzulegen, durchaus unmöglich iſt.) f 
N Seite 134. Einkommenſteuern unterliegen auch noch in anderen Be⸗ 
ziehungen außerordentlichen Einwürfen. Sie erheiſchen eine beſtändige Einmi⸗ 
{hung und Inquifition in Privat⸗Angelegenheiten von Individuen und hal⸗ 
ten auf dieſe Weiſe, ganz abgeſehen von ihrer Ungleichheit, eine beſtändige 
Aufregung aufrecht. — Warum diejenigen, die durch ſtrenge Oekonomie dahin 
ſtreben, eine auſtändige äußere Erſcheinung zu bewahren, zwingen, ihre Um⸗ 
ſtände offen darzulegen? Warum fie ausfegen, ſich dem magnum pauperies 
opprobrium Preis zu geben? Obgleich wir alſo die Ungleichheit und viel⸗ 
leicht in einigen Fällen ſelbſt die Ungerechtigkeit von Verbrauchsſteuern ein⸗ 
räumen, fo behaupten wir doch, daß, ſelbſt in dieſer Veziehung, die ſchlech— 
teſte von ihnen weniger Einwürfen als die beſtvertheilte Einkommenſteuer 
unterliegt; und ihre größere Leichtigkeit in der Umlage, ſo wie die größere 
Bereitwilligkeit, womit ‚fie gezahlt werden, müſſen in allen gewöhnlichen Faäl⸗ 
len ihnen den Vorzug ſichern. 4 

Seite 136. Wenn man alſo auch einräumte, daß Einkommenſteuern 
im Prinzipe die richtigſten wären, ſo würden doch die obigen Ausführungen 
beweiſen, daß dieſer Umſtand wenig nützen würde, um ſie zu empfehlen. Es 
liegt ſehr wenig daran, ob eine Steuer theoretiſch gut oder ſchlecht iſt. Wir 
haben nun in praktiſcher Beziehung damit zu thun; und wie ſchön ſie ſich 
auch auf dem Papiere ausnimmt, ſo muß ſie, wenn ſie nicht richtig umge⸗ 
legt werden kann, außer für Ausnahme⸗Fälle, verworfen werden. 

Seite 137. Die Geſetzgebung mag machen, was ſie will, die Einkom⸗ 
menſteuer wird ſtets höchſt ungleichmäßiß treffen. Sie blos auf gewiſſe Klaſſen 
von Einkommen legen oder ſie auf jegliches Einkommen ohne Rückſicht auf 
deſſen Urſprung legen, verſtößt in gleicherweiſe gegen alle geſunden Grund⸗ 
ſätze. Es bleibt alſo nichts übrig, als ſie zu verwerfen oder nur dann dazu 
zu greifen, wenn man Geld um jeden Preis ſich verſchaffen muß; wenn die 
gewöhnlichen und weniger ausnahmsweiſen Mittel, die öffentlichen Kaſſen zu 
füllen, verſucht worden und erſchöpft find; wenn, wie im letzten Krieg, Han⸗ 
nibal vor den Thoren iſt und die National- Unabhängigkeit um jeden Preis 
geſichert werden muß. 

Seite 141. Wir müſſen gegen den Vorſchlag proteſtiren, bei einer 
Eintommenfieuer die Steuerſätze nach dem größeren Einkommen im Verhält⸗ 
niſſe zu erhöhen. Dieſer Vorſchlag iſt eben fo ungerecht als gefährlich. Die 
Einkommenſteuer muß auf Jeden genau nach Verhältniß des Einkommens 
fallen, welches er unter dem Schutze des Staats genießt. Wenn ſie ganze 
Klaſſen unberührt läßt oder auf einigen ſchwerer als auf andern laſtet, ſo iſt 
fie ungerecht aufgelegt. Die Regierung hat in einem ſolchen Falle, offenbar 
ihr Gebiet überſchritten und die Steuer vertheilt, nicht für den rechtmäßigen 
Zweck einen gewiſſen Antheil des Einkommens der Unterthanen für den Staats⸗ 
zweck zu verwenden, ſondern um zu gleicher Zeit das Einkommen der Kon⸗ 
teibuenten zu reguliren: das heißt, der einen Klaſſe zu nehmen und der an⸗ 
deren zu geben. 

Seite 143. Selbſt angenommen „Einkommenſteuern wären überhaupt 
zweckmäßig, fo würde ſelbſt dann die Annahme des Gradations- Prinzips fie 
zu den ſchlechteſten, die erſonnen werden können, machen. Von dem Augen⸗ 
blicke ab, wo bei der Umlage folder Taxen man das Kardinal⸗Prinzip, von 
allen Judividuen das nämliche Verhältniß ihres Einkommens oder Vermö⸗ 
gens zu verlangen, verläßt, ſo iſt man auf dem Meere ohne Kompaß und Steuer⸗ 
ruder; und es iſt nicht mehr zu berechnen, welchen Betrag von Ungerechtig⸗ 
keit und Thorheit man nicht erreichen mo . 8 8 

Seite 157. Welches aber auch die Meinung über Taxen, die auf 
Löhne oder den erſten Lebensbedürfniſſen laſten, fein mögen, ſo iſt, glauben 
wir, dach wenig Grund anzunehmen vorhanden, daß die Lage der arbeiten⸗ 


den Klaſſen weſentlich durch die Aufhebung jener Taxen und durch ihre Er⸗ 
ſetzung vermittelſt einer entſprechenden Steuer auf Vermögen oder Einkom⸗ 
men verbeſſert werden würde. (Hier folgt eine ausführliche Begründung die⸗ 
fer Behauptung.) Im Verfolge des weiteren Vortrages dieſes Schriſtſtückes 
erhebt ſich, den Secretair unterbrechend i 8 7 
Abg. Lenſing mit den Worten: Das Reglement verbietet den Rednern 
das Ableſen ihrer Reden. 5 . . 23; 
Marſchall: Es wird keine Rede verlefen. (Ruf: weiter: weiter!) Dann 


Sie werden, meine Herren, glauben, daß unter den Ver⸗ 
Einkommenſteuer einer der er⸗ 


gegen haben ſich in Frankreich in allen größeren Städten ſeit den Hen 50 
ebensbe⸗ 


wird, dadurch jedoch der künftigen reichsſtändiſchen Verſammlung vorgegrif⸗ 
fen jein e 2 er: der Gegenſtand in ihr zur Sprache gebracht und 
enes Prinzi ei als fe t werden ſollte. Was jene philan⸗ 
ERS en Aafichten not Grund tze bein t, bn ele e 
ſo behaupte ich, daß durch dieſe an und für ſich auch rein gar nichts erreicht 
wird, und daß, wenn in deren Folge, unter Aufhebung der Mahl⸗ und 
Schlachtſteuer, die Einkommenſteuer eingeführt würde, der n 
gar keine Erleichterung hätte und er ſich nicht glücklicher fühlen würde, als 
jetzt. Ein unermeßliches Verdienſt würde ſich aber der hohe Landtag erwor⸗ 
ben haben, wenn er im Stande geweſen wäre, früher Maßregeln in Vorſchlag 
zu bringen, durch welche es möglich geworden wäre, fortdauernd dem Armen 
Arbeit zu geben und ihm Gelegenheit zum Verdienſte zu verſchaffen, dadurch 
ihn aber auch in den Stand zu ſetzen, ſeine geringen Steuern zu entrichten. 
Auch der Arme, ich ſpreche nicht von dem Müſſiggänger, ſondern von dem 
guten Armen, auch dieſer trägt das Bedürfniß in ſich, zu den allgemeinen 
Abgaben etwas beitragen zu können; er ringt gleich dem Wohlhabenden, nach 
Selbſiſtändigkeit, er erlangt fie aber nur, wenn er die allgemeinen Ver⸗ 
pflichtungen gegen den Staat und ſeine Gemeinde erfüllt. Das ſchöne Ge⸗ 
fühl, zur Erhaltung des Staats mit beigetragen zu haben, — wenn er ſeine 
Steuer zu entrichten vermag, — iſt inihm eben ſo lebendig als in uns, — es er⸗ 
hebt ihn über die Noth die ihn umgiebt. Was ferner die Behauptung be⸗ 
trifft, daß der Arme durch die Mahl- und Schlachtſteuer ſo ſehr gedrückt ſei, 
ſo habe ich ſchon letzthin die Ehre gehabt, auseinanderzuſetzen, daß dies nicht 
der Fall iſt, und daß die darüber angeftellten Berechnungen und aug le 
ten Zahlen nichts beweiſen. Man frage nur den Armen ſelbſt, wodurch er 
fi gedrückt fühlt, und er wird nicht ſagen, daß es die Mahl- und Schlacht⸗ 
ſteuer ſei, die ihn drückt, ſondern er klagt darüber, daß er keine Arbeit hat 
und deshalb in Noth iſt. Man ſchaffe ihm alſo Arbeit und gebe ihm einen 
feinen Leiſtungen und den Zeitverhältniſſen angemeſſenen Lohn. Man thue 
dies ſowohl auf dem Lande, als in allen Städten. In den größeren Städ⸗ 
ten geſchieht dies ſchon. Der Arme erhält daſelbſt einen ſolchen Lohn, daß 
er die indirekten, ſo geringen Steuern zu bezahlen im Stande iſt. Man 
ſchaffe aber beſonders in den Städten und Ortſchaften dem Armen Arbeit, 
wo Fabriken find. Von diefen Orten aus kömmt der größte Nothſchrei, Dort 
muß dafür geſorgt werden, daß dem Armen Arbeit und gehöriger Lohn für 
dieſe gegeben wird. (Bravo! Bravo!) Die Fabrikherren haben die größte 
Verpflichtung, für ihre Arbeiter und Armen zu ſorgen, denn ſie ſind es, 
welche von deren Hände-Arbeit Vortheile ziehen, fie ien ſich daher ihrer 
armen Arbeiter in Zeiten der Noth annehmen und ihnen wenigſtens Arbeit 
ſchaffen. Nach dieſen meinen Aeußerungen könnte mir heute insbeſondere der 
Vorwurf gemacht werden, denen man geſtern im Allgemeinen gegen die Ab⸗ 
geordneten der Städte durchblicken ließ, welche die Aufhebung der Mahl und 
Schlachtſteuer nicht wünſchen, der Vorwurf, daß ſie nicht geſonnen zu ſein 
ſchienen, hier in demſelben Saale die Armen zu vertreten. Ich verwahre 
mich gegen eine ſolche Anuahme und behaupte, daß die wahre Vertretung 
der Armen nicht in Worten und Reden, ſondern im Handeln beſteht, und 
bitte diejenigen Herren, die darüber noch im Unklaren ſein möchten, wie in 
den Städten die Armen vertreten und die auf ſie fallenden Laſten von ihren 
Mitbürgern übertragen werden, ſich in den ſtädtiſchen Verwaltungen umzu⸗ 
fehen und aus dieſen die Ueberzeugung zu ſchöpfen, daß nirgends mehr als 
innerhalb der Ringmauern der Städte die wahre Fürſorge für die Armen 


967 


und deren Vertretung ſtattfindet. (Vielfaches Bravo.) Was die Gleichmä⸗ 
ßigkeit der Beſteuerung betrifft, fo beſtreite ich, daß dieſe durch die Einkom⸗ 
menſteuer je erreicht werden wird. Es iſt ſchon vielfach hier bemerkt worden, 
wie ſchwierig es ſei, richtige Anlagebücher zu ſchaffen und ſolche richtig zu 
erhalten. So lange es nicht möglich iſt, einen jeden Steuerpflichtigen anzu⸗ 
halten, daß er offen und ehrlich ſeine Vermögens⸗Verhältniſſe kund giebt, iſt 
es auch nicht möglich, eine gleichmäßige Beſteuerung herbeizuführen. (Bravo.) 
Ein Jeder, meine Herren, trägt eine gewiſſe Scheu in ſich, ſeine Vermö⸗ 
gens⸗Verhältniſſe zu decouvriren. Der ehrliche Mann, der gewiſſenhaft und 
offen das angiebt, was er befigt, würde am meiſten durch die Einkommen⸗ 
ſteuer herangezogen werden, während die Anderen, deren Zahl dewiß die grö- 
ßere ſein würde, eine Erleichterung erfahren würden; Prägravationen der 
redlichen Männer, die ja eben vermieden werden ſollen, ſind hiernach ganz 
unausbleiblich, ganz abgeſehen davon, daß auch in den Handelsverhältniſten 
der Kredit geſchwächt werden würde und dadurch Unglück über manche Fa⸗ 
milie herbeigefuͤhrt werden könnte. Die zweite Bedingung die ich an eine 
Steuer mache, iſt, daß ſie in der Abtragung eine Erleichterung gewährt, die 
in einer direkten Steuer nie in dem Maße ſtattfinden kann, als ſie in der 
indirekten Steuer liegt. Ein geehrter Redner aus der Rheinprovinz, der im 
Finanzweſen und im Steuerweſen bewanderter, erfahrener und gewiegter iſt, 
als ich, der ich nur wenig davon verſtehe, hat geſtern erwähnt, daß es nicht 
gut ſei, wenn eine Steuer nicht fühlbar wäre, daß namentlich in den Städ⸗ 
ten es zweckmäßig ſei, dem Städtebewohner die Steuer recht fühlbar zu ma⸗ 
en, damit er deſto mehr ſich bewogen fühle, ſeine Pflicht zu erfüllen. (Viel⸗ 
ache Bravo.) Ich kann mich dieſer Auſicht nicht anſchließen und würde 
wahrlich die Städte bedauern, deren Bewohnerſchaft nur dadurch, daß die 
Steuer ihnen recht fühlbar gemacht wird, zur Theilnahme an den ſtädtiſchen 
Angelegenheiten ſich geneigt fühlen möchte. (Vielfaches lautes Bravo.) Der 
Gemeinſinn hat einen tieferen Grund, er wurzelt in der innern und feſten 
berzeugung des Einzelnen, für das Wohl der Stadt und gleichzeitig damit 
für die Wohlfahrt des Vaterlandes mitwirken zu, müſſen, er wurzelt in der 
ihn befriedigenden Genugthuung, für dieſe Wohlfahrt mitgewirkt und dem 
allgemeinen Veſten genützt zu haben, es wird Genugthuung aber nie durch 
die Fühlbarkeit der Steuer erregt werden. Der geehrte Redner, ich din es 
überzeupt, wird aber gewiß mit mir darin übereinſtimmen, daß dieſer Weg, 
mittelſt der Mahl- und Schlachtſteuer die Mittel zur Beſtreitung der Kom: 
munal-Bedürfniſſe aufzubringen, angemeſſener, gerechter und gerechtfertigter iſt, 
als die Wege ſind, die andere Städte einſchlagen, namentlich durch Inſtitute, 
die ich unmoraliſche nennen muß, wie z. B. durch die Spielbanken, die Mit⸗ 
tel zur Befriedigung jener Bedürfniffe zu finden. (Stürmiſches Bravo) Bei 
dieſer Ueberzeugung von der Lage der Sache entſcheide ich mich gegen jedes 
Amendement, welches darauf gerichtet iſt, die Aufhebung der Mahl- und 
Schlachtſteuer und ſtatt ihrer die Einkommenſteuer zu befürworten. 

Abg. Graf v. Schwerin: Ich wollte mich nur gegen die Behauptung 
verwahren, die der vorige Redner aufgeſtellt hat, daß der Landtag nicht das 
Land in dieſer Frage zu vertreten vermöge, weil die Abgeordneten darüber 
nicht hätten Inſtructionen erhalten können. Das iſt eine Behauptung, die 
in ihren Konfequenzen ſehr weit führen dürfte und niemals zugegeben werden 
kann. Der Herr Abgeordnete hat ſie auch wohl ſelbſt nicht ſo ernſtlich ge⸗ 
meint; deſſenungeachtet darf man ſie nicht ohne Widerſpruch hingehen laſſen, 
damit aus dem Stillſchweigen Folgerungen gezogen werden, die nicht im In⸗ 
tereſſe des Landes liegen möchten. (Zuſtimmung.) { 

Graf v. Arnim: Ich muß, ehe ich mich ausſprechen foll, ob eine ſolche 
gänzliche Reform des Steuerweſens in Stadt und Land durch dieſe oder jene 
Art der Steuer erreicht werden ſoll, dieſe Steuer ſpeziell kennen; ich glaube, 
wir hätten, wenn das Gouvernement uns eine Frage vorgelegt hätte, dahin 
lautend: „Soll die Mahl- und Schlachtſteuer aufgehoben und an ihre Stelle 
eine Einkommenſteuer geſetzt werden?“ cher uns einen vollkommen ausgear⸗ 
beiteten Steuergeſetz-Entwurf mit allen Modalitäten und Spezialbeſtimmun⸗ 
gen beizulegen, ich ſage, wir hätten erklärt, daß wir darauf nicht antworten 
könnten, ſondern bäten, uns den Geſetz-Entwurf mit allen feinen Beſtimmun⸗ 
gen vorzulegen. Deshalb glaube ich — ich will keinesweges die Frageſtellung 
verhindern, wenn fie gewünſcht wird, worüber ich ja ohnedies nicht zu be⸗ 
ſtimmen habe — aber dennoch glaube ich, von derſelben abrathen zu müſſen, 
weil jede Beantwortung des Prinzips weiter keinen Erfolg haben kann, als 
zu binden, in einer Weiſe zu binden, die auf der Seite des. Landtags höchſt 
nachtheilig iſt, und die dennoch keine Sicherheit für die Regierung giebt. 
Sie kann mit ſolcher Erklärung nichts beginnen; ſie muß ſelbſt eine neue 
Grundlage bilden, fie muß fie mit dem reichen Material gründlich prüfen, 
was ihr zu Gebote ſteht; wenn wir ihr ein Prinzip hingeben, fo iſt 
ſehr die Frage, ob es ſich bei dieſer Prüfung als anwendbar ergiebt, 
und iſt es dann nicht anwendbar, ſo ſteht die Regierung im Widerſpruche 
mit dem Beſchluſſe des Landtags und iſt viel ſchlimmer daran, als 
wenn ſie in der freien Lage ſich befindet, dasjenige uns zur Prüfung 
vorzulegen, was ſie für heilſam erkennt. (Faſt allgemeiner Beifall, 
Bravorufen, zugleich aber auch Ruf nach Abſtimmung.) Wenn die hohe 
Berfammlung, wie ich zu vernehmen glaube, mit dieſer Einſicht eiverſtanden 
ift, ſo bemerke ich, daß ich ſchon geſtern einen Beſchluß entworfen hatte, den 
ich geſtern noch zurückhielt, weil die Diskuſſton noch offen war, der aber, 
wie ich glaube, das ausdrücken würde, was ich eben ausgeſprochen habe, und 
ich elle anheim, ob derſelbe nicht auch die Frage in ſich ſchließen würde, 
deren Stellung von einer Seite gewünſcht wird. Dieſer Beſchluß würde 
lauten: „Indem der Vereinigte Landtag Bedenken trägt, ſchon jetzt ſeine 
Zustimmung zu einem Geſetze zu ertheilen, welches durch die Einführung einer 
Einkommenſteuer nur die Abſchaffung der Mahl- und Schlacht-Steuer er⸗ 
reichen würde, erkennt derſelbe an, daß im Wege der Geſetzgebung — zur 
Verwirklichung des Grundſatzes einer der Steuerfähigkeit verhältnißmäßig 
entſprechenden Beſteuerung der verſchiedenen Klaſſen der Einwohner — auf 
eine Erleichterung der Abgaben der ärmfien Klaſſen nicht allein in den 
mahl⸗ und ſchlachtſteuere, ſondern in gleicher Weiſe in den 
klafſenſteuerpflichtigen Orten hinzuwirken fein wird, und daß die 
wohlhabenden Klaſſen den hierdurch entſtehenden Ausfall, ſo weit es nöthig 
zu decken im Stande fein dürften. — Derſelbe bittet daher Se. Maj, die 
Erreichung dieſes Zweckes huldreichſt in anderweite Erwägung nehmen und 
dem nächſten Vereinigten Landtage deren Ergebniſſe vorlegen laſſen zu wollen. 


Marſchall: Ich möchte vernehmen, ob diejenigen Mitglieder, von 
welchen geſtern der Antrag ausging, daß die nächte rage auf die Halſte 
der Frage gerichtet werde, über welche geſtern abgeſtimmt worden iſt, ſich mit 
der Faſſung einverſtanden erklären, die geſtern von dem Herrn Referenten 
vorgeleſen worden iſt, oder ob ſie auf ihrem Antrage beharren, daß die Frage 
wörtlich auf den erſten Theil der geſtern zur Abſtimmung gekommenen — * 
geſtellt werde? a 5 

Abg. v. Auerswald: Ich muß dabei bleiben, daß die Frage, die i 
geſtern beantragt habe, zuerſt zur Abſtimmung gebracht ch ea — 
mich 155 5 des Herrn Referenten nicht anſchließfen. 

: arſchall: Dann werde ich in der Reihefolge aufzurufen 
wie ſich um das Wort gemeldet worden iſt. ig 12 5 3 
(Lärm und dringender Ruf zur Abſtimmung.) 

Abg. v. Auerswald: Ich müßte unter allen Umſtänden bitten, die 
Frage nochmals vorleſen zu laſſen und mir außerdem zu geſtatten, meine 
Gründe mit wenigen Worten zu entwickeln; außerdem müßte ich bei einer 
fo hochwichtigen Frage dem ſofortigen Schluſſe der Debatte widerſprechen. 

8 (Abermaliger Lärm.) ÜBER ET: 
Marſchall: Ich erkläre, daß ich mich über die Stellung der Frage 
für hinreichend erklärt halte und nichts dagegen habe, daß die Frage, welche 
geſtern nach dem Vorſchlage des Abgeordneten v. Auerswald offen gehalten 
wurde, und bei welcher von der Verſammlung und mir angenommen worden 
iſt, daß ſie die zunächſt zu ſtellende ſei, auch zunächſt geſtellt werde, und ſie 
mag bejaht oder verneint werden, ſo ſchließt ſie die Fragen, die auf die 
anderen Vorſchläge gerichtet werden ſollten, nicht aus. Sie kann alſo die 
erſte Frage ſein. ö 437% 192 

Abg. Jachmann (vom Platze): Wird denn ſpäter die Frage geſtellt 
werden, in welcher ſtalt des Wortes „Einkommenſteuer“ das Wort 
„direkte Steuer“ ſieht? ü 

Marſchall: Die nächſten Fragen würden ſich nur auf die Vorſchläge 
beziehen, welche während der Berathung gemacht worden ſinnd. 
Graf York: Ich erlaube mir zu bemerken, daß das letzte Amendement 
noch nicht . e gebracht worden ift. 720 3 7215 

Graf Armin: ämlich der Vorſchlag den ich zuletzt verleſen habe. 
Marſchall: In dieſer Faſſung? 1 m 
Graf Armin: Ja! 

Marſchall: Er wird hinreichend verſtanden ſein. 4: 
Graf Armin: Ich würde doch bitten, ihn nochmals zu verlefen. 

(Secretair v. Waldbott verließt ihn nochmals) 
Mäaarſchall: Es fragt ſich, ob der Antrag, der geſtellt worden iſt, 
die geſetzliche Unterſtützung findet? (Wird ſehr zahlreich unterſtützt.) Die 
Aufforderung zur Unterſtützung iſt geſchehen, und die Unterſtützung iſt erfolgt. 
Meine Herren! Ich habe vorhin erklärt, daß es mir nothwendig erſcheint, 
daß die Berathung bis dahin fortgeführt werde, wo ſie überhaupt zu ſchließen 
fe, A die Berathung über ſämmtliche Vorſchläge, welche gemacht wor⸗ 
en ſind. 8 8 8 
Fiürſt Lichnowsky: Wollen Ew. Durchlaucht nicht die Verſammlung 
fragen, ob ſie über den Gegenſtand abzuſtimmen wünſcht? Ich kann nicht 
glauben, daß der Gegenſtand leicht behandelt worden iſt, nachdem wir, genau 
gezählt, 83 Reden darüber gehört haben in BR 

Abg. Milde (vom Platz): Ich nehme das Recht für mich in Anſpruch, 
mein Amendement zu entwickeln. (Die Unruhe in der Verſammlung hat 
ſich zu einem ſo bedeutenden Grade geſteigert, daß ſelbſt der Marſchall den 
Redner nicht verſtehen konnte.) N 18 - 

Abg. v. Olfers: Ich befinde mich in der nämlichen Lage; ich muß 
alsdann auch mir das Recht vindiziren, daß das von mir geſtellte Amende⸗ 
dement vorgebracht werde. (Großer Tumult.) i 

Marſchall: Es ſcheint mir alſo darum erforderlich, daß die Verſamm⸗ 
lung zum Beſchluß darüber komme, ob fle die Berathung für ſchlußreif hält. 

Viele Stimmen durch einander: Nein! Jal) 1 

Marſchall: Ich halte es für erforderlich, die Frage vorausgehen zu 
laſſen, ob die Verſammlung die Berathung für ſchlußreif hält. Diejenigen, 
welche fie für ſchlußreif halten, würden dies durch Aufſtehen zu erkennen 
geben. (Dies geſchieht) Das Reſultat der Abſtimmung iſt mir zwar nicht 
zweifelhaft, es wird aber der Sicherheit wegen, die Zählung durch die Ordner 
vorgenommen werden. (Dies geſchieht.) Das Ergebniß der Abſtimmung iſt 
folgendes: für den Schluß der Berathung haben 286, dagegen 216 geſtimmt. 
Wir kommen alſo zur Abſtimmung. Die erſte Frage, wie ich vorhin ſchon 
erwähnte, wird auf den Vorſchlag des Abgeordneten v. Auerswald gerichtet 
ſein, — 5 2 5 Frage folgenden Inhalts veranlaßt hat..... in 

g. v. Auerswald (unterbrechend): i i 
ſelbſt vorzuleſen? x ER A oe 7 25 Di 

Marſchall: Ich werde die Frage erſt verleſen, und wenn fie es dann 
noch nöthig finden, fie noch einmal vorzutragen, fo wird es ihnen geſtattet 
ſein, Sie haben beantragt, daß die Frage geſtellt werde wörtlich auf die 
Hälſte der Frage, über welche geſtern abgeſtimmt worden iſt; die Frage 
lautet alſo: „Beſchließt die Verſammlung die Aufhebung der Mahl- und 
Schlachtſteuer unter der Vorausſetzung zu befürworten, daß an Stelle der⸗ 
ſelben eine ee trete?“ . f 

(Die namentliche Abſtimmung wird gewünſcht und erfolgt. 

Marſchall: Das Reſultat der Abſtimmung werde ich 7 5 machen, 
ſobald die Plätze wieder eingenommen ſind. Mit Ja haben geſtimmt 204, 
mit Nein 311, Der Vorſchlag iſt alſo nicht angenommen. Wir kommen 
jetzt zur Abſtimmung über den Vorſchlag des Abgeordneten Hanſemann, und 
ich bitte den Secretair, ihn zu verleſen. y . 
Abg. Han ſemann: Ich bitte auch um das Wort wegen einer per⸗ 
ſönlichen Bemerkung. le 

Marſchall: Zu einer perſönlichen Bemerkung hat der Abgeordnete 
Hanſemann ſich um das Wort gemeldet. N sit 1 
Abg, Hanfemann: Das verehrte Mitglied für Berlin hat bemerkt, 
ich hätte vorgeworfen, daß man in Verlin Zuschläge zur Mahl⸗ und Schlacht⸗ 
ſteuer für Kommmunal⸗Vedürfniſſe erhöhe“ Ich muß dieſen Vorwurf zurück⸗ 
weiſen, weil ich ihn gar nicht gemacht habe, indem ich nichts natürlicher 
finde, als daß eine Kommune, wenn die Mahl- und Schlachtſteuer einmal 
beſteht, auch einen Zuſchlag dazu erhebt, wie es in anderen Orten ebenfalls 
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ieht. Ferner hat das verehrte Mitglied bei dieſer Veranlaſſung eine 
4 — Ungunſt auf die ſtädtiſche Verwaltung Aachens in der Hinſicht ge⸗ 
worfen, daß ſie eine Revenue von einer Spielbank bezieht. Ich bemerke, daß 
dieſe Bank ein altes Erbtheil der Stadt von längerer Zeit her iſt 
(Großes Gelächter.) daß in Aachen alle Sorge dahin verwendet wird, daß 
kein Bewohner der Stadt daran Theil nehme .. . (Gleichfalls großes Ge⸗ 
lächter) ſo daß nur diejenigen Fremden ihr Geld dort verlieren, die ſelbſt 
Luſt dazu haben... (Abermalige große Heiterkeit.) Uebrigens aber bemerke 
ich schließlich, daß dieſe ganze Revenue in wenigen Jahren aufhören wird . 
(Lebhafter Beifallsruf.) und wenn der Abgeordnete von Aachen, trotzdem, daß 
eine große Verlegenheit für die Stadt aus dem Erſatze dieſer nicht unbe⸗ 
trächtlichen Revenue entſteht, ſich für die Abſchaffung der Mahl- und Schlach⸗ 
ſteuer ausgeſprochen hat, ſo können Sie daraus entnehmen, daß er nicht nur 
die Ueberzeugung der Möglichkeit dieſer Abſchaffung lebhaft fühlt, ſondern 
auch die Nothwendigkeit einficht, den bedeutenden Ausfall, welcher nicht allein 
aus der Abſchaffung der Mahl- und Schlachtſteuer, ſondern auch aus dem 
anderer Revenuen, entſteht, durch Kommunal-Einnahmen anderer Art zu 
erfegen. (Brave!) 

Marſchall: Ich werde den Antrag des Abgeordneten Hanſemann nun 
nochmals verleſen laſſen, und bemerke zugleich, daß die darauf folgende Ab- 
ſtimmung eventuell auf den Vorſchlag des Grafen v. Arnim gerichtet ſein wird. 

Secretair v. Waldbott (verlieſt die auf das Amendement des Abge— 
ordneten Hanſemann gerichtete Frage): „Beſchließt die Verſammlung, bei 
Sr. Majeſtät dem Könige allerunterthänigſt darauf anzutragen: daß dem 
Vereinigten Landtage ein die Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer, fo 
wie die theilweiſe Erleichterung der zu den unteren Stufen der Klaſſenſteuer 
gehörigen Steuerpflichtigen, bezweckender Geſetz Entwurf vorgelegt werden 
möge, durch welchen die Klaſſenſteuer dem Prinzipe der Einkommenſteuer, 
jedoch ohne nothwendiges ſiskaliſches Eindringen in die Familien- und Ge⸗ 
werbs⸗Verhältniſſe, genähert werde.“ 

Es wird wohl möglich ſein, auf dem kürzeren Wege, durch Auſſtehen 
und Sitzenbleiben, über die Frage abzuſtimmen. (Viele Stimmen: Ja wohl!) 
Es werden daher alle die, welche für den Vorſchlag ſtimmen wollen, dies 
durch Aufſtehen zu erkennen geben. (Es erhebt ſich keine Majorität dafür.) 
Der Vorſchlag iſt nicht angenommen. Wir kommen nun zur Abſtimmung 
über den Antrag des Grafen von Arnim, der auch zu verleſen iſt. 

Secretair Frhr. v. Waldbott: Das Amendement des Grafen v. Arnim 
lautet: „Indem der Vereinigte Landtag Bedenken trägt, ſchon jetzt ſeine 
Zuſtimmung zu einem Geſetze zu ertheilen, welches durch die Einführung ei⸗ 
ner Einkommenſteuer nur die Abſchaffung der Mahl- und Schlachtſteuer er⸗ 
reichen würde, erkennt derſelbe an, dab im Wege der Geſetzgebung — zur 
Verwirklichung des Grundſatzes einer der Steuerfähigkeit verhältnißmäßig ent⸗ 
ſprechenden Beſteuernng der verſchiedenen Klaſſen der Einwohner — auf eine 
Erleichterung der Abgaben der ärmſten Klaſſen nicht allein in den mahl⸗ 
und ſchlachtſteuer⸗, ſondern in gleicher Weiſe in den klaſſen⸗ 
ſteuerpflichtigen Orten hinzuwirken ſein wird, und daß die wohlhabenden 
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Klaſſen den hierdurch entstehenden Ausfall, fo weit es nöthig, zu decken im Stande 


ſein dürften. Derſelbe bittet daher Se. Majeſtät, die Ereichung dieſes Zweckes 
huldreichſt in anderweite Erwägung nehmen und dem nächſten Vereinigten 
Landtage deren Ergebniffe vorlegen laſſen zu wollen.“ 

Marſchall: Wir kommen nun zur Abſtimmung auf kürzerem Wege, 
durch Aufſtehen und Sitzenbleiben. Diejenigen, welche dem Antrage beitreten, 
werden das durch Aufſtehen zu erkennen geben. (Eine große Anzahl Mit⸗ 
glieder erhebt ſich.) Wir werden zum Zählen kommen. Die Ordner werden 
die Zählung vornehmen. (Es wird nunmehr die Zählung vorgenommen.) 
Das Reſultat der Abſtimmung iſt folgendes: mit Ja haben geſtimmt: 248, 
mit Nein haben geſtimmt: 232. Der Antrag iſt alſo angenommen und da- 
mit der Gegenſtand erledigt. Es iſt zu erwähnen, daß die Anträge, deren 
ich gedacht habe, uns weiter hier nicht beſchäftigen, ſondern an die Kurie 
der drei Stände zurückgegeben werden. Der Gegenſtand unſerer heutigen 
Berathung iſt beendigt und die Sitzung geſchloſſen. 

(Schluß der Sitzung um 33 Uhr Nachmittags.) 
Sitzung der Kurie der drei Stände am 14. Juni. 

Die Sitzung beginnt unter dem Vorſitze des Landtags-Marſchalls von 
Rochow nach 10 Uhr mit Verleſung des Protokolls über die letzte Sitzung, 
welches von der Verſammlung genehmigt wird. Als Secretaire fungiren die 
Abgeordneten von Leipziger und Dittrich. Hierauf eröffnet der Marſchall der 
Kurie, daß der Geheime Rath Brüggemann auf Allerhöchſten Befehl Sr. 
Majeſtät des Königs den abweſenden Miniſter des Kultus erſetzen werde. 
Es wird ferner ein Schreiben des Landtags-Kommiſſars an die Marſchälle 
der beiden Kurien in Betreff der Rechnungs-Ablegung über die Staatsſchul⸗ 
den⸗Verwaltung von dem Seeretair von Leipziger verleſen unt nach dem darin 
enthaltenen Verlangen von dem Marſchall die ſtebente Abtheilung an Stelle 
der Staatsſchulden-Deputation, deren Wahl zu erlaſſen der Landtag gebeten 
hat, mit Prüfung der Rechnung beauftragt auch die Rechnung ſelbſt zum 
Drucke Überwiefen. . 
5 Da die Kurie der drei Stände in der Sitzung vom Öten d. Mts. be⸗ 
ſchloſſen hat, eme Bitte an des Königs Majeſtät dahin zu richten, daß in 
Erwartung der Wiedervereinigung des Vereinigten Landtages innerhalb eines 
vierjährigen Zeitraumes die Wahlen der Vereinigten Ausſchüſſe und der De⸗ 
putation für das Staatsſchuldenweſen einſtweilen erlaſſen werden mögen, fo 
wird auch die Wahl der lezteren fo lange ausgeſetzt bleiben müſſen, bis ſich 
herausgeſtellt hat, ob die Herren⸗Kurie jener Bitte ſich anſchließen, eventua⸗ 
liter bis des Königs Majeſtät darüber entſchieden haben wird. Bei dem nahe 
bevorſtehenden Schluſſe des Vereinigten Landtages wird aber die demſelben 
nach §. 8. der erſten Verordnung vom 3. Februar d. J. obliegende Abnahme 
der Rechnung der Haupt⸗Verwaltung der Staatsſchulden, welche ich unter dem 
26ften v. M. mitzutheilen die Ehre hatte, nicht füglich länger ausgeſetzt wer⸗ 
den können, weshalb ich ergebenſt anheimſtelle, für dieſes mal die fragliche 
Rechnung ohne die vorbereitende Prüfung der Landesſchulden⸗Deputation nach 
Vorſchrift des §. 27. der Geſchäfts⸗Ordnung zunächſt an die Abtheilungen 
und demnächſt an das Plenum der beiden KUTIEN geſälligſt gelangen zu laſſen. 

Berlin, den 11. Juni 1847. von Bodelſchwingh.“ 
Hierauf erhebt ſich der Abgeordnete Milde mit der Behauptung, daß 


die Prüfung einer Abtheilung der Vereinigten Kurien zuzuweiſen ſei, wird 
jedoch von dem Landtags-Kommiſſar mit der Bemerkung widerlegt, daß §. d. 
der Verordnung vom 3. Februar d. J. dieſes Verfahren, und ſomit die 
Ueberweiſung des Gegenſtandes an Abtheilungen der geſonderten Kurien vor⸗ 
ſchreibe, worauf der Abgeordnete Starke das erbetene Wort erhält. 

Abg. Starke: Meine Herren! Ich habe mir das Wort erbeten, um den Hrn. 
Marſchall zu bitten, die Güte zu haben, die Petition, die von uns Vertretern 
der Landgemeinden aus der Provinz Poſen eingebracht wurde, zur Berathung 
zu bringen. Sie betrifft die Errichtung eines Kredit-Inſtituts für die bäuer⸗ 
lichen Grundbeſitzer in der ganzen Monarchie. Dieſe Petition würde wahr⸗ 
ſcheinlich liegen bleiben, da noch ſo viele andere Sachen liegen bleiben wer⸗ 
den; weil ſie aber von einer großen Wichtigkeit iſt, ſo möchte ich bitten, daß 
ſie noch im Laufe dieſer Woche berathen und zur Verhandlung gebracht wer⸗ 
den möchte, weil, wie wir hoffen, der Landtag mit Ende dieſer Woche auf⸗ 
gehoben werden wird. Da nun die Sache von der höchſten Wichtigkeit iſt 
und von allen Seiten gewünſcht wird, daß jenes Inſtitut ins Leben treten 
möge, fo müſſen wir ſogar befürchten, wenn die Sache nicht zur Berathung 
kommt, von unſeren Kommittenten die bitterſten Vorwürfe zu bekommen, daß 
wir ſie nicht befürwortet hätten, und ich muß alſo um ſo dringender bitten, 
daß dieſer Gegenſtand vorzugsweiſe vor anderen zur Berathung gezogen werde. 
Dies iſt ebenfalls der Wunſch meiner übrigen Kollegen und der ſämmtlichen 
Landgemeinden. 

Abg. v. Saucken: Ich erlaube mir, den geſtellten Antrag zu unter⸗ 
ſtützen, denn er greift ſo tief in das Wohl vieler Tauſend Familien des Va⸗ 
terlandes ein, daß auch ich mich dieſer Bitte völlig anſchieße, daß jener An⸗ 
trag vorzugsweiſe zur Berathung komme. 

Marſchall: In den nächſten Tagen wird uns das Gutachten über die 
Allerhöchſte Propoſition, die Verhältniſſe der Juden betreffend, beſchäftigen; 
ſobald wir damit zu Ende ſind, werde ich zunächſt bekannt machen, welche 
Gutachten, der chronologiſchen Folge nach, an der Tagesordnung ſind, wo 
dann die hohe Verſammlung ſich zu erklären haben wird, ob ſie einige der⸗ 
ſelben vorzugsweiſe berückſichtigen will. Der Herr Abgeordnete von Platen 
hat die Güte gehabt, den Entwurf, betreffend die Vertagung des Landtags, 
auszuarbeiten. Ich erſuche denſelben, ihn vorzutragen. 

Referent v. Platen verlieſt dieſen Entwurf: 

Allerunterthänigſte Bitte 
der Kurie der drei Stände, wegen Vertagung des Vereinigten Landtags. 

Wenn die durch Se. Königl. Maj. zum erſten Vereinigten Landtage zu⸗ 
ſammenberufenen Abg. der drei Stände mit regem Eifer ſich den Geſchäften 
gewidmet haben, welche ihnen zur Erledigung vorgelegt waren, ſo iſt es ihnen 
trotz der Allerhöchſt befohlenen Verlängerung der bereits abgelaufenen Feist 
nicht gelungen, ihre Aufgabe vollſtändig zu löfen. Es iſt nicht füglich abzuſe⸗ 
hen, daß über die Allerhöchſten Propoſttionen bis zum anberaumten Schluſſe 
des Landtags, in Rückſicht der Mitbetheiligung der Herren-Kurie, wird be⸗ 
ſchloſſen werden können, noch weniger wird es möglich werden, die ſo zahl⸗ 
reich eingegangenen, alle Verhältniſſe des Landes berührenden Bitten und An⸗ 
träge einer erſchöpfenden Verathung zu unterwerfen. ertrauensvoll erwartet 
aber das Land, erwarten unſere Kommittenten, daß der Landtag die in den 
Petitionen ausgeſprochenen Wünſche reiflich prüfen und, wenn ſie dazu geeig⸗ 
net befunden, Sr. Königl. Majeſtat zur Allerhöchſten Entſcheidung vorlegen 
werde. Von den 453 übergebenen Petitionen ſind erſt wenige erledigt worden; 
um fie alle zu prüfen, würde annoch eine geraume Friſt erforderlich fein. 
Wenn nun aber nicht allein die Privat- und heimathlichen Verhältniſſe, ſon⸗ 
dern auch amtliche Pflichten einem großen Theile der Abgeordneten, die nicht 
darauf gerechnet haben, ſo lange Zeit aus ihren Wirkungskreiſen entfernt zu 
bleiben, die Rückkehr zur Heimath wichtig und dringend erſcheinen laſſen, ſo 
dürfte eine abermalige unmittelbare Verlängerung des Landtags nicht allein 
aus dieſen Gründen von nachtheiligen Folgen, ſondern überhaupt mit Rück⸗ 
blick auf die vorher angedeuteten Verhältniſſe zur Förderung der Geſchäfte 
mit Schwierigkeiten verbunden ſein. Die Kurie der drei Stände hat es für 
ihre Pflicht gehalten, dieſe Lage der Sache ehrfurchtsvoll zum Allerhöchſten 
Ermeſſen vorzutragen. Zur Vermeidung der Nachtheile, welche gegenwärtig 
durch eine Verlängerung des Landtags entſtehen würden, und andererſeits in 
Erwägung des dringenden Wunſches, daß die eingebrachten Petitionen nicht 
unberückſichtigt liegen bleiben, ſondern ſo bald als möglich und mit der er⸗ 
forderlichen Gründlichkeit erledigt werden, beſchließt die Kurie der drei Stände, 
Sr. Königl. Maj. die unterthänigſte Bitte vorzutragen: Allerhöchſtderſelbe 
wolle, behufs Erledigung der vielen dem Landtage noch vorliegenden Geſchäfte, 
nach Verlauf der für die Dauer beſtimmten Friſt denſelben zu vertagen und 
zur geeigneten Zeit wieder einzuberufen Allergnädigſt geruhen. 

Berlin, den 14. Juni 1817. 3 

Die Kurie der drei Stände des Vereinigten Landtags. 
(gez) v. Nochow. v. Platen. v. Leipziger. Dittrich. 

Abg. Frhr. v. Bintte: Ich finde gegen das Materielle des Entwurfs 
nicht das Mindeſte zu erinnern, vielmehr die Gründe vollſtändig ausgeführt. 
Das Bedenken, welches ich bei der Faſſung habe, iſt rein formell. Inſofern 
der Eingang lautet: Allerdurchlauchtigſter u. ſ. w., fo iſt der Antrag an die 
Perſon Sr. Maj. gerichtet worden, während die Geſchäfts-Ordnung für alle 
Fälle ausdrücklich vorſchreibt, daß die Beſchlüſſe der Kurie nur in Form einer 
Erklärung abgefaßt werden ſollen; daß dieſe demnächſt an die Herren-Kurie 
gelangen ſoll, um den Beitritt zu unſeren Beſchlüſſen zu erhalten, und daß 
endlich feitens der Herren Marſchälle mit einem Begleitungsſchreiben diefe 
beiden Erklärungen an den Herrn Landtags⸗Kommiſſar befördert werden ſol⸗ 
len. Die Kurie der drei Stände befindet ſich daher niemals in der Lage, di⸗ 
rekt mit Sr. Maj. zu kommuniziren. 5 2 
Marſchall: Die Bemerkung it ganz richtig und gründet ſich auf das 
frühere Verfahren, wie es immer beobachtet worden iſt. Ich würde es ſelbſt 
bemerkt haben, wenn mir nicht der Entwurf ſo eben erſt überreicht worden wäre. 

Referent v. Platen: Ich werde es ſogleich ändern, da nur im Titel 
und der Anſprache eine Aenderung einzutreten braucht. » 

Marſchall: Da etwas Weiteres gegen den Entwurf nicht erinnert 
wird, ſo iſt er mit Vorbehalt der Veränderung, welche die Form betrifft, als 
angenommen zu betrachten. Wir kommen nunmehr zur Tagesordnung, näm⸗ 
lich zur Berathung des Gutachteus über die Allerhöchſte Propoſition, die Ver⸗ 

(Fortſetzung in der zweiten Beilage.) 3 
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(Fortſetzung aus der erſten Beilage.) 
hältniſſe der Juden betreffend. Ich erſuche den Herrn Abgeordneten Sperling 
als Referenten, dieſen Vortrag zu halten. N 
Referent Sperling trägt dieſes Gutachten vor: 

Durch das Edikt vom 11. März 1812. wurden alle im preußiſchen Staate 
mit General- Privilegien, Naturaliſations⸗Patenten, Schutzbriefen und Kon⸗ 
zeſſtonen verſehene Juden für Inländer und preubiſche Staatsbürger erklärt. 
Es wurden ihnen mit wenigen Modifitationen alle Rechte eingerämt, deren 
die chriſtlichen Staatsbürger theilhaftig waren. Zur Zeit des Erſcheinens ge⸗ 
dachten Edikts hatte jedoch der preußiſche Staat noch nicht feine jetzige Aus⸗ 
dehnung. Etſt in Folge des Krieges von 181315 und nach demſelben wurde 
ihm ſolche zu Theil, indem nicht nur die früheren Beſizungen wieder unter 
ſeine Herrſchaft gelangten, ſondern auch bedeutende neue Ländergebiete dem⸗ 
ſelben zuſtelen. In jedem Gebiete befanden ſich Juden unter anderen Geſez⸗ 
zen. Da die letzteren im Allgemeinen beſtehen blieben und die acquirirten 
Landestheile nach ihrer geographiſchen Lage den alten Provinzen zugetheilt 
oder zu neuen Provinzen vereinigt wurden, fo kam es, daß in der preußiſchen 
Monarchie überhaupt achtzehn verſchiedene Juden⸗Verfaſſungen exiſtent wur⸗ 
den und in einer und derſelben Provinz drei, vier, ſogar ſteben verſchiedene 
Geſetzgebungen Gültigkeit erlangten, nach welchen die Rechtsverhältniſſe der 
Juden bis auf den heutigen Tag beurtheilt werden. — Nach der einen Ver⸗ 
faſſung hat der Jude das Recht, Grundbeſitz zu erwerben, darf aber ohne 
Genehmigung der Regierung feinen Wohnſitz nicht verändern. Nach der an⸗ 
deren kann er zwar ſeinen Wohnſitz beliebig nehmen, aber keinen Grundbeſitz 
oder ſolchen nur unter erſchwerenden Umſtänden an ſich bringen. Setzt er ſei⸗ 
nen Fuß aus dem Bereiche heraus, der ihm einmal angewieſen iſt, ſo kann 
er ſich nicht mehr auf die Rechte berufen, welche er in demſelben genoß. Wen⸗ 
det er ſich namentlich aus einer der alten Provinzen, in welcher er die Rechte 
eines Staatsbürgers hat, nach einem neu hinzugetretenen Theile des preußi⸗ 
ſchen Staats, ſo wird er daſelbſt als ein fremder Jude behandelt, und es 
giebt ſogar ein Gebiet, die ehemalige Grafſchaft Wiktgenſtein, wo er ſich de 
jure gar nicht betreten laſſen darf. Daß ein ſolcher Zuſtand der Dinge dem 
allgemeinen Staats⸗Intereſſe nicht zuſagt, iſt augenſcheinlich. Es mußte ſich 
bald das Vedürfniß geltend machen, demſelben im Wege der Geſetzgebung 
abzuhelfen. Zu dem Ende erging unterm 29. April 1824 eine Königl. Kabi⸗ 
netsordre, welche beſtimmte, daß die Provinzialſtände zu hören ſeien, ob und 
welche Vorſchläge fie hinſichtlich der beſtehenden Geſetzgebung über die bür⸗ 
gerlichen Verhältniſſe der Juden vorzubringen hätten. Die Erklärungen der 
Stände fielen in den Jahren 1824 bis 1827 mehr oder weniger dahin aus, 
daß zum Beſten der chriſtlichen Bevölkerung in den Rechten der Juden Be⸗ 
ſchränkungen eintreten müßten. Sie waren dabei ſo mannigfach und zum Theil 
ſo tief eingreifend in die beſtehenden bürgerlichen Verhältniſſe der Juden, daß 
die Geſetzgebung Bedenken tragen mußte, ihnen in ihrem ganzen Umfange 
Folge zu geben. Dieſelbe beſchränkte ſich darauf, die Verhältniſſe der Juden 
in der Provinz Poſen durch die Verordnung vom 1. Juni 1833 zu regeln 
und in Betreff der Rechte der Juden in den anderen Provinzen einzelne ab⸗ 
ändernde Beſtimmungen zu treffen. Inzwiſchen blieb das Bedürfniß eines all⸗ 
Nee für die ganze Monarchie ge Geſetzes beſtehen. Daſſelbe 
jurde je länger defto lebhafter empfunden und befonders im Jahre 1845 
von verſchiedenen Seiten angeregt. Es war mittlerweile ſeit jenen Erklärun⸗ 
gen der Provinzialſtände ein Zeitraum von zwanzig Jahren verfloſſen und in 
ſolchem manche neue Erfahrüng gemacht. Die Anſichten über den ſittlichen 
Standpunkt der Juden hatten ſich geändert, denn es beſtand die Generation 
nicht mehr, welche die Provinzialſtände zu ihren Anträgen auf deren Be⸗ 
ſchränkung in den Jahren 1824—27 veranlaßt hatte. Von den acht Provin⸗ 
zial⸗Landtagen des Jahres 1845 erklärten ſich fünf für weſentliche Erweite⸗ 
rung der Rechte der Juden, unter ihnen zwei für gänzliche, reſpektive be⸗ 
dingte Gleichſtellung derſelben mit den Chriſten. Mit dieſen provinzialſtändi⸗ 
ſchen Anträgen übereinſümmend, find die Petitionen, welche jetzt dem Verei⸗ 
nigten Landtage zugegangen, nämlich: die Petition des Abg. v. Gottberg um 
vollſtändige Ausführung des Edikts vom 11. März 1812 und des Abg. Ritter 
um Emancipation der Juden, ferner die Petitionen der Abg Möwes, Schauß, 
Knoblauch, Wächter, Schumann und Werner, um völlige Gleichſtellung der 
Juden in Betreff ihrer bürgerlichen und politiſchen Rechte mit den Chriſten 
Die Gründe, welche die Petenten für ihre Anträge angeführt haben, und die 
letzteren ſelbſt einer beſonderen Prüfung zu unterwerfen, ſchien der Abth. nicht 
angemeſſen, weil eine Allerhöchſte, denſelben Gegenſtand betreffende Propoſi⸗ 
tion vorliegt, bei deren ſpeziellen Verathung jene Gründe und Anträge in 
Betracht gezogen werden können. Dieſe Allerhöchſte Propoſttion, beſtehend in 
dem Entwurfe einer Verordnung, die Verhältniſſe der Juden betreffend, iſt 
eben beſtimmt, dem geſchilderten Bedürfniß der Geſetzgebung abzuhelfen. Nach⸗ 
dem alſo die einzelnen Petitionen verleſen waren, ging die Abth. zur Bera⸗ 
thung der Propoſition über, und wird ſich aus dem Folgenden ergeben, in⸗ 
wieweit be den Anträgen der fünf Provinzial-Landtage von 1845 und 
den Wünſchen der Petenten entſpricht, inwiefern ſie den Anträgen und Wün⸗ 
ſchen gemäß zu amendiren iſt. Was zunächſt das Syſtem, die Ordnung der 
Materien in dem proponirten Entwurfe anbetrifft, ſo find die Beſtimmungen, 
welche die bürgerlichen, eirchlichen (dieſer Ausdruck wird nur der Deutlichkeit 
wegen gebraucht) und privatrechtliche Verhältniſſe der Juden betreffen, durch 
einander gemiſcht. Derſelbe enthält ſogar Feſtſetzungen, durch welche die bür⸗ 
gerlichen und kirchlichen Verhältniſſe zugleich geregelt werden ſollen. Dieſe 
Wahrnehmung veranlaßte die Frage, ob ſolches zweckmäßig fei, ob nicht viel⸗ 
mehr die bürgerlichen und kirchlichen Verhältniſſe, wenn ſchon in demſelben 
Gefege, wenigſtens in beſonderen Abschnitten zu behandeln wären? Die Abth. 
entſchied ſich einſtimmig für das Letztere, weil 1) ein gleiches Verfahren in 
Beziehung auf alle andere Staats⸗Angehörigen in der Regel ſtattſinde, dafs 
ſelbe alſo Prinzip der Geſetzgebung fei, 2) die bürgerlichen Verhältniſſe der 
Juden bereits mehr geordnet ſeien als die kirchlichen, — in Beziehung auf 
beiderlei Verhältniſſe die Geſetzgebung ſich auf einem zu verſchiedenen Stande 
punkte befinde, und 3) die Vermischung beiderlei Verhältniſſe, die Regulirung 
derſelben durch eine und die nämliche Beſtimmung zu leicht den Nachtheil mit 
ſich führe, daß, indem auf der einen Seite, der kirchlichen, den Juden mehr 
Rechte, als fie bisher genoſſen haben, eingeräumt, auf der anderen Seite, der 
bürgerlichen, ihnen weſentliche Rechte entzogen werden, welche ihnen nach der 
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bisherigen Geſetzgebung bereits zugeſtanden haben. Zum Belage dieſer ihrer 
Anſicht glaubt die Abth. nur auf eine Haupt⸗Beſtimmung des Geſetzes, die 
Anordnung von Judenſchaften mit Corporationsrechten, hinweiſen zu dürfen; 
indem dieſe Anordnung in kirchlicher Beziehung einem weſentlichen Bedürfniß 
abhilft, den Wünſchen der Juden entſpricht, führt ſie in bürgerlicher Bezie⸗ 
hung dahin, daß der einzelne Jude ſeine bisherigen Rechte einbüßt, das In⸗ 
dividuum in der Corporation aufgeht und nur letztere an der bürgerlichen Ver⸗ 
faſſung der chriſtlichen Staatsbürger noch Theil nimmt. — ch 15 des Geſez⸗ 
zes. Den materiellen Inhalt des Geſetzentwurfs anlangend, ſo war vor allen 
Dingen der Geſichtspunkt feſtzuſtellen, von welchem aus er zu beurtheilen iſt. 
In unferem Staate gilt das Prinzip des Rechts und des Fortſchritts. Die⸗ 
ſem Prinzipe gemäß muß ſich ſeine Geſetzgebung fortbewegen, wenn er nicht 
von dem Standpunkte herabſinken ſoll, welchen er unter den übrigen Stag⸗ 
ten Europas einnimmt. Die Juden befinden ſich zur Zeit im Genuffe gewiſ⸗ 
ſer bürgerlicher Rechte, welche ihnen nicht mehr entzogen werden können; dies 
um fo weniger, als ſämmtliche zum deutſchen Bunde gehörenden Regierungen 
ſich ausdrücklich verpflichtet haben, ſie ihnen zu erhalten, indem der Art. 16 
der Bundesakte lautet: „Die Bundes⸗Verſammlung wird in Berathung zie⸗ 
hen, wie auf eine möglichſt übereinſtimmende Weiſe die bürgerliche Verbeſſe⸗ 
rung der Bekenner des jüdiſchen Glaubens in Deutſchland zu bewirken ſei und 
wie inſonderheit denſelben der Genuß dtr bürgerlichen Rechte gegen die Ueber⸗ 
nahme aller Bürgerpflichten in den Bundesſtaaten verſchafft und geſichert wer⸗ 
den könne. Jedoch werden den Bekennern dieſes Glaubens bis dahin die den⸗ 
ſelben von den einzelnen Bundesſtaaten bereits eingeräumten Rechte erhalten.“ 
Wenn alſo die Verhältniſſe der Juden einer Regulirung unterworfen werden 
ſollen, ſo darf ſolches nur unter ſtrenger Beachtung ihrer bisherigen Rechte 
geſchehen. In dem größten Theile der Monarchie, den alten Provinzen, gilt 
das Edikt vom 11. März 1812. In denjenigen neueren Landestheilen, in 
welchen die Juden früher ausgedehntere politiſche Rechte genoſſen, haben fi 
deren Verhältniſſe im Laufe der Zeit denen in den alten Provinzen gleichge⸗ 
ſtellt. Deshalb erſchien es der Abth., mit Ausnahme eines einzigen Mitglie⸗ 
des, angemeſſen, „das gedachte Edikt der Prüfung des vorliegenden Geſetzent⸗ 
wurfs zum Grunde zu legen.“ Bei dem, was dies Edikt zu Gunſten der Ju⸗ 
den beſtimmt, darf aber nicht ſtehen geblieben werden. Der Vorwurf der Ab⸗ 
ſonderung, welcher den Juden gewöhnlich gemacht wird, trifft auch die Chri⸗ 
ſten. Er trifft vorzugsweiſe die Geſetzgebung, welche durch ihre ungleiche Be⸗ 
handlung die Juden niederdrückt, in den Chriſten das Gefühl der Superio⸗ 
rität hervorbringt. Die Religion der Juden dürfte nichts enthalten, was dem 
Staate und der unter ſeinem Schutze ſtehenden chriſtlichen Kirche nachtheilig 
werden könnte, da mehrere auswärtige Staaten denſelben lange ſchon alle 
Rechte ihrer chriſtlichen Unterthanen eingeräumt und zu deren Wieder⸗Ein⸗ 
ſchränkung keine Veranlaſſung gefunden haben. Von einem Bedenken, welches. 
in den Religionsgebräuchen feinen Grund haben könnte, darf noch weniger 
die Rede ſein, weil unſere eigene Staatsregierung demſelben nicht mehr Raum 
giebt und die Juden zum Militairdienſte und zu Aemtern fähig erachtet. Was 
aber den allgemeinen ſittlichen Zuſtand berſelben anbetrifft, ſo iſt ſolcher je⸗ 
denfalls von der Art, daß ihnen eine würdigere Stellung im Staatsverbande 
angewieſen werden muß. Letzteres fordert laut die 5 entliche Stimme. Es 
ſprechen dafür die Anträge der fünf Landtage von 1845 und die eingegange⸗ 
nen Petitionen. Es wird alſo bei der Prüfung des Geſetzentwurfs nicht blos 
darauf zu achten ſein, daß keine Beſtimmung deſſelben hinter dem Edikte vom 
11. März 1812 zurückbleibt, ſondern auch darauf Bedacht zu nehmen ſein, 
ob und inwieweit die den Juden vortheilhaften Beſtimmungen eine Ausdeh⸗ 
nung und Erweiterung erfahren können. f 


Wir haben uns aus dem eben verleſenen Theile des Gutachtens erſehen, 
daß dem Vereinigten Landtage Petitionen zugegangen find, welche auf Eman- 
cipation oder völlige Gleichſtellung der Juden mit ihren christlichen Mitbür⸗ 
gern gerichtet ſind. Es könnte die Frage entſtehen, weshalb die Abtheil. ſich 
nicht zunächſt mit dieſen Petitions-Anträgen beſchäftigt hat, da fie fo allge⸗ 
mein ſind, daß ſie Alles umfaſſen, was hier nur zu Gunſten der Juden be⸗ 
ſchloſſen werden kann. Aber gerade wegen dieſer Allgemeinheit hat die Abth. 
geglaubt, ſich der Erörterung enthalten zu müſſen. Der Begriff der Emanci⸗ 
pation iſt zu umfaſſend, als daß dieſelbe im Stande geweſen wäre, ſich ſo⸗ 
gleich ein klares Bild von derſelben zu entwerfen. Es liegt ihr außerdem eine 
Propoſition vor, welche alle bürgerlichen Rechts⸗Verhältniſſe der Juden be⸗ 
rührt und zum Gegenſtande ihrer Erörterung gemacht werden mußte. Wenn 
wir nun zunächſt dieſe Propoſttion in Berathung ziehen, werden wir durch 
Zugeſtändniß der einzelnen Rechte an die Juden gewiſſermaßen ſynthetiſch zu 
demfelben Reſultate kommen, zu welchem wir gelangen würden, wenn wir 
eine Berathung eines allgemeinen Antrages auf Gleichſtellung der Juden mit 
den Chriſten vorweg vornehmen wollten. Daher wird es der Beſchlußnahme 
der hohen Verſammlung und der Beſtimmung des verehrten Herrn Marſchalls 
unterworfen, inwieweit wir uns überhaupt auf die allgemeine Diskuſſton ein⸗ 
zulaſſen haben. Gewiß würde es zur Abkürzung der Debatte beitragen, wenn, 
wir uns darauf beſchränken wollten, die Anſichten, welche wir überhaupt zu 
entwickeln im Begriff ſind, bei den einzelnen Paragraphen vorzutragen, wozu 
dieſelben vielfache Gelegenheit darbieten. Was den Standpunkt anbetrifft, 
von dem die Abth. bei der Berathung ausgegangen iſt, fo iſt es derſelbe, den 
die hohe Verſammlung gleich bei Beginn ihrer Berathung eingenommen und 
bisher feſtgehalten hat. Es iſt derſelbe, den das Gouvernement als den ſeini⸗ 
gen anerkennt. Inwieweit ſolcher von dem letzteren bei der Entwerfung des 
vorliegenden Geſetzes beibehalten ift, wird das Refultat der Berathung zeigen. 

Landtags-Kommiſſar; Der Geſetz⸗Entwurf, welcher heute zur Be⸗ 
rathung vorliegt, iſt mit fo ausführlichen Denkſchpiſten begleitet, daß alle 
diejenigen geehrten Mitglieder, welche ſich der Duchſicht diefer Erläuterungen 
unterzogen haben, fo vollſtändig informirt ſein werden, daß ich mich auf eine 
kurze Einleitung beſchränken und die koſtbare Zeit nicht zu ſehr in Anf u 
nehmen darf. Der Zweck des Entwurfs, fo weit er ſich auf die bürgerlichen 
Verhältniſſe der Juden bezieht, geht vorzugsweiſe dahin, die Geſezgebung 
über dieſen Gegenſtand zu generaliſtren, die beſtehenden achtzehn verſchiedenen 
Juden⸗Verfaſſungen der preußiſchen Monarchie mit einer einzigen, noch pro⸗ 
dlematiſchen Ausnahme des Großberzogthums Poſen in Eine verſchmelzen 
und nicht nur dadurch der Administration eine große Erleichterung zu ver⸗ 
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affen, fondern auch der Judenſchaft felbft weſentliche Vortheile zu gewähren, 
ei in der eee ‚daß fie volle Freizügigkeit „erlangen, und nicht 
mehr, wie ſeither, in eben ſo viele Bezirke, als es Juden⸗Verfaſſungen giebt, 
eingezwängt fein wird. Außerdem geht die Abſicht dahin, in denjenigen 
kleineren Landestheilen, in welchen der Druck der mittelalterliche Juden⸗ 
Verfaſſung noch beſteht, den Juden diejenigen Vortheile zuzuwenden, welche 
fie bereits in dem größten Theile der Monarchie feit länger als dreißig 
Jahren genießen. In Beziehung auf die Kultus⸗Verhältniſſe geht der Zweck 
des Gefeges dahin, dieſe Verhältniſſe, welche theils gar nicht, theils nicht auf 
rechtlichen Grundlagen geordnet ſind, zu ordnen und auf rechtlichen Grund⸗ 
lagen zu baſtren. Es haben mehrere Provinzial-Landtage ſehr weitgehende 
Anträge in Beziehung auf anderweitige Ordnung der jüdiſchen Verhältniſſe 
im entgegengeſetzten Sinne als vor 20 Jahren geſtellt; es liegen der hohen 
Verſammlung eine Reihe von Anträgen auf gänzliche Emanzipirung der 

uden vor, und auch die Abtheilung hat ſich in ihrer Majorität einem dahin 
zielenden Prinzipe geneigt erklärt. Die Verwaltung dürfte ſich daher gegen⸗ 
wärtig in der entgegengeſetzten Lage befinden, als vor 20 Jahren, wo ſie die 
Verhältniſſe der Juden verbeſſern wollte und die Stände das Gegentheil ver⸗ 
langten, während jetzt die Propoſitionen der Verwaltung hinter den Wünſchen 
der Stände zurückzubleiben ſcheinen. Doch wird in dieſer Beziehung die 
Differenz und Divergenz keine bedeutende ſein. Ich bemerke, daß das Geſetz 
von 1812 als Grundlage für die jetzige Propoſition gedient habe; es find 
aber über die Beſtimmungen deſſelben hinaus den Juden neue Rechte zu⸗ 
gedacht, namentlich in Beziehung auf den für ſie ſehr wichtigen Punkt der 
Glaubwürdigkeit bei Eiden, in Beziehung auf die Beſchränkungen, welchen 
fie beim Gewerbeverkehr ſeither noch unterlagen, und in Beziehung auf die 
Anſtellungsfähigkeit im Staatsdienſte, verglichen mit dem Zuſtande, welcher 
ſeit dem Jahre 1812 faktiſch beſtanden hat. Die einzigen Beſchränkungen, 
welche nach den vorliegenden Propofitionen beſtehen bleiben ſollen, gründen 
ſich auf das Prinzip, daß der preußiſche Staat ein chriſtlicher fein und bleiben 
wolle, und daß es demnach bedenklich ſcheint, nicht chriſtlichen Bewohnern 
die politiſchen Rechte zu geben und ihnen obrigkeitliche Functionen anzuver⸗ 
trauen. In Beziehung auf das Großherzogthum Poſen hat es nicht unbe⸗ 
denklich erſchienen, die völlige Gleichſtellung der Juden mit denen der übrigen 
Provinzen ſchon jeſtt auszusprechen, einestheils, weil das numeriſche Verhält- 
niß der dortigen jüdiſchen Bevölkerung gegen die übrigen Provinzen ſo ſehr 
abweicht, dann aber auch, weil ein Theil dieſer Bevölkerung in Beziehung 
der Bildungsſtufe ihren Glaubensgenoſſen in den anderen Provinzen ſehr 
nachſteht, während das daſelbſt beſtehende Spezial-Gefeg, fo weit es ſich hier 
beurtheilen läßt, bereits günſtig auf die dortigen Verhältniſſe, namentlich 
dahin gewirkt hat, daß der ärmere Theil der jüdiſchen Bevölkerung in ſeiner 
Bildung und in feinem ſtttlichen Zuſtand vorgeſchritten iſt. Ob aber ſchon 
jetzt der Zeitpunkt eingetreten ſei, das Großherzogthum Poſen in dieſer Be⸗ 
ziehung mit den anderen Provinzen gleichzuſtellen, ob es namentlich zuläſſig 
ſei, die damit unzertrennlich verbundene Freizügigkeit auf die jüdiſche Bevöl⸗ 
kerung des Großherzogthums auszudehnen, das erſchien beſonders in Beziehung 
auf die angränzenden Provinzen nicht unbedenklich. Es wird aber gerade 
in dieſer Rückſicht dem Gouvernement von Wichtigkeit fein, das Votum der 
Stände⸗Verſammlung zu vernehmen, um danach zu bemeſſen, ob jene Beden⸗ 
ken hinlänglich begründet ſeien oder nicht. Was denjenigen Theil des Ge⸗ 
feges betrifft, welcher die Kultus-Verhältniffe behandelt, fo behalte ich mir 
vor, bei Berathung der einzelnen Paragraphen diejenige Auskunft zu geben 
oder durch den Kommiſſarius der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten geben zu 
laſſen, welche von dieſer Verſammlung gewünſcht werden möchten. 

Marſchall: Die Abtheilung hat in ihrem Gutachten zuerſt eine for⸗ 
melle Frage aufgeſtellt, nämlich die: ob es nicht zweckmäßig ſei, die bürger⸗ 
lichen und kirchlichen Verhältniſſe der Juden in beſonderen Abſchnitten zu 
verhandeln. Dieſe Frage wird ſich nicht eher beantworten laſſen, als bis 
wir auf die materiellen Beſtimmungen eingegangen ſein werden. Es iſt von 
dem Herrn Referenten der Vorſchlag gemacht worden, von der allgemeinen 
Beſprechung abzuſehen und gleich auf die einzelnen Paragraphen einzugehen. 
Ich habe allerdings nicht die Abſicht, über das Allgemeine und die Grund— 
ſätze irgend eine Frage zu ſtellen: ein Jeder wird ſich aber, wenn wir zur 
Beantwortung der einzelnen Fragen kommen, über die Grundſätze eine Mei⸗ 
nung gebildet haben müſſen, und dadurch wird eine allgemeine Beſprechung 
um ſo mehr nöthig ſein. Da mehrere Redner ſich zu einer ſolchen bereits 
gemeldet haben, und ich ihnen nicht das Wort zu entziehen wünſche, fo 
werde ich fie nach der Reihe auffordern. Zuerſt gebe ich dem Herrn Abge- 
ordneten v. Byla als Korreferenten das Wort. 

Korreferent v. Byla: Wenn wir eine nachhaltige Gleichſtellung der 
Juden mit den Chriſten erreichen wollen, dann halte ich es für durchaus 
nothwendig, zuvörderſt die Haupt⸗Schranken, welche jetzt noch zwiſchen den 
Juden und Chriſten in unſerem Staate beſtehen, niederzureißen, damit wir 
ein freies Terrain erhalten, um hierauf das neue Gebäude errichten und für 
die Juden eine neue Verfaſſung gründen zu können. Für ſolche Schranken 
erkenne ich namentlich folgende: erſtens die beſtehenden beſonderen Corpora⸗ 
tions⸗Verhältniſſe der Juden in bürgerlicher Veziehung; zweitens die befon- 
deren öffentlichen Schulen für die Juden und drittens das Verbot der Ehe 
zwiſchen Chriſten und Juden. Bevor wir dieſe Hauptſchranken nicht nieder⸗ 
geriſſen haben, glaube ich, wird eine jede Gleichstellung der Juden mit den 
Chriſten hinſtch lc ihrer bürgerlichen Verhältniſſe nur ſcheinbar und dem 
allgemeinen Staats⸗Intereſſe mehr nachtheilig als vortheilhaft fein. — Ich 
behalte mir vor, über dieſe drei Punkte bei der ſpeziellen Berathung des Ge⸗ 
feges meine Anficht uäher auszuſprechen, indem gegenwärtig nur der allge⸗ 
meine Theil zur Berathung geſtellt iſt. 

Abg. Plagemann: eine Herren! In der Stadt, die ich zu vertre⸗ 
ten habe, ſind ſchon ſeit langen Jahren die Juden zu Stadtverordneten und 
ähnlichen ſtädtiſchen Aemtern gewählt worden, und fie haben ſtets ihre Pflich⸗ 
ten treu und gewiſſenhaft erfüllt, und bei einem Aufrufe zur Wohlthätigkeit 
waren ſte nie die Letzten. Ich habe noch vor wenigen Tagen Briefe aus 
meiner Heimath erhalten, aus denen ich erfuhr, daß ein jüdiſcher Kaufmann 
Getreide zu einem ſehr billigen Preiſe an ſeine armen Mitbürger verkauft 
dat. Meine Herren! Wo die Juden fo ihre a erfüllen, kann man 
ihnen keine Rechte vorenthalten, und ich muß alſo für das Gutachten der 
Abtheilung ſtimmen. 


Abg. Schumann (wird von der Verſammlung am Vorleſen gehindert.) 

Marſchall: Zur Erklärung dieſer Sache muß ich daran erinnern, 
daß die Bitte an Se. Majeſtät geſtellt worden iſt, das Reglement möge die 
Beſtimmung erhalten, daß diejenigen, welche der deutſchen Sprache nicht recht 
mächtig ſind, ableſen dürfen. Wenn der Herr Abgeordnete ſelbſt erklärt, 
daß er der deutſchen Sprache nicht mächtig ſei, ſo wird die Verſammlung 
dieſe Beſtimmung wohl einſtimmig gelten laſſen. f 5 

Abg. Schumann (lieft die Rede): Meine Herren! Ich gehöre zu den⸗ 
jenigen, welche auf unſerem Provinzial⸗Landtage die Emancipation unferer 
Juden verfochten, welche hier die völlige Gleichſtellung aller Juden mit den 
Chriſten beantragt haben. Darum ſei es mir vergönnt, hier einige Worte 
— einmal in Betreff der Poſener Juden insbeſondere — ſodann in Betreff 
der im Gefeg-Entwurfe ausgeſprochenen Ausſchließung aller von beinahe allen 
Aemtern — einer hohen Verſammlung vorzutragen. In erſterer Hinſicht, 
nämlich was die Beſtimmungen des Entwurfes im F. 44. und den folgenden 
über die Poſener Juden anbetrifft, ſo will und kann mir ein zureichender 
Grund für den dort ausgeſprochenen Unterſchied nicht einleuchten. Man wird 
mich eb dieſer meiner Anſicht zum wenigſten keiner Befangenheit zeihen. Ich 
war in meinen jüngeren Jahren ein Gegner. der Juden und geſtehe es an 
dieſer feierlichen Stelle ganz offen, daß ich mich damals getäuſcht, von mei⸗ 
nem Vorurtheil gegen ſie zurückgekommen bin. Ich weiß es wohl, daß un⸗ 
ſer Großherzogthum beinahe die Hälfte aller Juden der ganzen Monarchie 
zu ihren Bewohnern zählt; auch will ich es nicht in Abrede ſtellen, daß ein 
großer Theil unſerer Juden in Rückſicht auf Bildung denen der übrigen Lan⸗ 
destheile nachſteht. Nichtsdeſtoweniger ſpreche ich fo meine innigſte Ueberzeu⸗ 
gung aus, daß ſie die durch den Geſetz⸗Entwurf bezweckte Zurückſetzung nicht 
verdienen. Das Gutachten des Ausſchuſſes Seite 35. ſpricht ſich hierüber ſatt⸗ 
ſam aus. Wenn nun das Gouvernement ſelbſt einräumt, daß die Verord⸗ 
nung vom 1. Juni 1837 die Juden im Großherzogthum gehoben, ſo darf ich 
einen Widerſpruch damit darin finden, daß man ſtie deſſenungeachtet zurück⸗ 
ſetzen will. Hat jene Verordnung ſo wohlthätige Folgen gehabt, ſo möchte 
daraus weiter folgen, daß der der Verordnung vorangehende Zuſtand ein Zu⸗ 
fland war, den unſere Juden nicht verſchuldet haben, ſondern daß derſelbe 
durch ihre bis dahin gedrückte Stellung bedingt war. Weg alſo mit fernerer 
Beſchränkung! Man ſtelle ſie den übrigen Juden gleich, und ſie werden ſich 
dieſer nun nicht mehr zu verſagenden Gleichſtellung werth und würdig erwei⸗ 
ſen. In meiner langjährigen Erfahrung habe ich, der ich inmitten von klei⸗ 
nen Städten mit zahlreicher jüdiſcher Bevölkerung wohne, Gelegenheit gehabt, 
ſie in meinem Vaterlande näher kennen zu lernen. Ich habe gefunden, daß 
ſie, was Sittlichkeit und Bildung anbetrifft, im Allgemeinen unſerer chriſtli⸗ 
chen Bevölkerung nicht nachſtehen. Sie ſind, ſo wendet man ein, verſchmitzt, 
ſie ſind dem Schacher, dem Wucher ergeben, ſie richten hiermit den chriſtli⸗ 
chen Bewohner zu Grunde. Dies befürchte ich nicht, denn giebt es auch al⸗ 
lerdings ſchlechte Juden, ſo giebt es dergleichen Subjekte auch unter anderen 
Religions⸗ und Stammgenoſſen. Daran hat aber weder Religion noch Ab⸗ 
kunft ſchuld. Der bisherige gedrückte Zuſtand der Juden erklärt Alles. Er⸗ 


langen die Juden dasjenige, was ihnen von Gottes und Rechts wegen ge⸗ 
bührt — Gleichſtellung mit den übrigen Bewohnern des Staates — ſo werden 


ſchlechte Juden eben ſo gebrandmarkt unter ihnen ſelbſt daſtehen, wie es bei 
den Nicht⸗Juden der Fall iſt. Beiläuſig geſagt, darf nicht unerwähnt gelaſ⸗ 
ſen werden, wie die Juden viele gute Eigenſchaften haben, welche ihnen die 
Chriſten ablernen mögen; deren Nüchternheit, Sparſamkeit, Mitleiden für 
ihre Arme und Kranke ſind nachahmungswerth — Werden ſie den Chriſten 
gleichgeſtellt, fo werden fie ſich als deren Mitbürger anſehen und wahre Näch⸗ 
ſtenliebe auch gegen dieſe üben. — Ich meine, daß wir die beiden Haupt⸗ 
Gebote: „Liebe Gott und deinen Nächſten“, dieſe beiden Grundpfeiler des 
Chriſtenthums, — aus dem Judenthum herhaben, und wir handeln nicht 
chriſtlich, wenn wir die Juden darum zurückſetzen, weil ſie Juden ſind. Sie 
waren und ſind unſere nächſte Nächſten. Möge mancher Chriſt in Folge der 
Gleichſtellung — und weil er, wie man ſagt, nicht ſo verſchmitzt, ſo geſcheidt 
ſei, wie der Jude — bei dem Uebergange des Letzteren in ein gleiches Ver⸗ 
hältniß mit den Chriſten in Nachtheil kommen. Es kann dies der Fall aller⸗ 
dings ſein. Aber hat die bisherige untergeordnete Stellung dergleichen Uebel⸗ 
ſtände zur Folge gehabt, ſo darf ich dreiſt behaupten, daß gerade die Gleich⸗ 
ſtellung dergleichen Uebelſtände beſeitigen wird. Denn der Menſch, welcher 
ſeinen ſittlichen Werth um ſo mehr fühlt, als er äußerlich und vom Geſetze 
anerkannt wird, wird gerade darum eine höhere ſittliche Würdigung zu er⸗ 
ſtreben bemüht ſein im Herzen und in Thaten. Die Geſchichte hat es aufbe⸗ 
wahrt, — wie ich dies in meiner Petition näher ausgeführt, daß die Juden 
in den erſten Jahrhunderten der christlichen Zeitrechnung mit den Chriſten 
gleiche Rechte und Ehren genoſſen. Sie waren alſo deſſen werth und werth 
befunden zu einer Zeit, als eine andere Religion — Kultus möchte ich ſagen 
— an die Stelle der ihrigen trat. Es lebten alſo Chriſtenthum und Juden⸗ 
thum friedlich neben einander. Dieſe Thatſache ſteht, wie gedacht, geſchicht⸗ 
lich feſt, und es würde mir nicht ſchwer fallen, den Beweis zu führen, daß 
erſt dann — als es eine herrſchende Kirche gab — es auch beherrſchte, unter- 
drückte Kirchen gab, woraus ſich auch in Bezug auf den vorliegenden Gegen⸗ 
ſtand gar Vieles, wo nicht Alles, erklären läßt. Ich bin Chriſt und gehöre 
der Kirche an, deren Haupt in der letzten Zeit auch in Rückſicht der Nicht⸗ 
chriſten, der Juden insbeſondere, in ſeinen Verordnungen und Handlungen 
Grundſätze ausſpricht, welche ich hier mit meinen ſchwachen Kräften zu ver⸗ 
theidigen ſuche, und ich würde glauben, die Pflicht eines Chriſten nicht zu 
erfüllen, wie es recht iſt, wenn ich hier meine Stimme zu Gunſten derjeni⸗ 
gen — deren Väter unſere Vorgänger im Glauben an den einzigen Gott 
fees 30 zu erheben Bedenken tragen ſollte. Dies in Bezug auf meine Po⸗ 
ener Juden. ; 

Abg. v. Gottberg: Als ich meine den vorliegenden Gegenſtand betref⸗ 
fende Petition einbrachte, ging mein Antrag dahin, das Edikt vom Jahre 
1812 auf die ganze Preußiſche Monarchie angewendet und die darin uner⸗ 
füllt gelaſſenen Beſtimmunge ausgeführt zu ſehen. Nachdem ſeit dieſem frei⸗ 
ſinnigen Geſetze ein Zeitraum von 35 Jahren verfloſſen war, konnte ich nicht 
annehmen, daß die Regierung eines Staates, welcher der Staat der Intelli⸗ 
genz und des Fortſchrittes genannt wird, beabſichtigen würde, ein Geſetz zu 
erlaſſen, in welchem noch ſchärfere Abſonderungen herbeigeführt werden ſollten. 
Ein ſoiches Geſetz hätte mir zu ſehr mit den Forderungen und dem Geiſte 
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der Zeit im Widerſpruche erſchienen, und ich habe es für Haupt⸗Aufgabe der 
Geſetzgebung gehalten, mit dem Geiſte der Zeit in Einklang zu bleiben. Der 
vorliegende Gefeg-Entwurf hat mich vom Gegentheile überzeugt; er hat mir 
die Ueberzeugung verſchafft, daß allerdings eine ſchärfere Abſonderung der 
Juden beabſichtigt worden iſt. Ich kann nicht glauben, meine Herren, daß 
unter Ihnen eine Sympathie für dieſe Beſtimmungen, welche einen offenba⸗ 
ren Rückſchritt enthalten würden, i 
weniger glauben, als ich vollſtändig die Motive zu einem derartigen Rück⸗ 
ſchrut vermißt habe. So weit ich die Juden kenne, ſind ſie mäßig in ihren 
Genüſſen, nicht ausſchweifend, tugendhaft in Heilighaltung der Familienbande. 
Ich wüßte keinen Fehler, den ich unter meinen chriſtlichen Mitbürgern nicht 
eben ſo ſehr fände. Der einzige Vorwurf den man ihnen macht und der zum 
Theil einen gewiſſen Schein von Wahrheit für ſich hat, iſt der, daß 
fie in ihren Geſchäften mit chriſtlichen Mitbürgern zum Betrug und zum Eis 
gennug geneigt find. Aber, meine Herren, ich frage: Iſt dies ein Fehler, 
der mit der jüdiſchen Nationalität und dem jüdiſchen Glauben nothwendig 
verbunden iſt? Iſt es nicht, vielmehr eine Folge der Behandlung, welche 
ihnen bisher zu Theil geworden iſt? Man kann ſich nicht wundern, daß 
eine Nation, welcher die edlen Berufsarten abgeſchnitten waren, ſich vorzugs⸗ 
weiſe anf den Handel warf. Wenn es überhaupt ſchwer iſt, im Handel zwi⸗ 
ſchen erlaubtem und unerlaubtem Vortheil eine Grenze zu ziehen, ſo iſt es 
natürlich, daß das gegen die Juden herrſchende Vorurtheil ihnen vorzugs- 
weiſe den Vorwurf des unerlaubten Gewinns machte. Wenn alſo der Vor⸗ 
wurf, durch welchen hier eine Beſchränkung der Juden motivirt wird, mehr 
eine Folge der bisherigen Behandlung und durchaus nicht mit der jüdiſchen 
Nationalität und dem jüdiſchen Glauben verbunden ift, fo glaube ich, bleibt 
der Geſetzgebung nichts übrig, als das bisherige Syſtem zu ändern, nämlich 
das Syſtem der bisherigen Abſchließung. Denn wie können ſie ſich einer 
edleren Geiſtes-Anſtrengung hingeben, wenn die edleren Berufsarten ihnen 
verſchloſſen find? Man gebe ihnen Staats-Aemter, dann wird ſich zeigen, 
daß fie mit hohen Geiſtesgaben ausgerüftet und vollſtändig befähigt ſind. Ich 
halte es aber auch für eine Forderung der Gerechtigkeit gegen die christlichen 
Staatsbewohner, daß dieſe Kapazitäten zur Anwendung gebracht werden. Die 
Juden haben vorzugsweiſe Neigung zu geiſtigen Beſchäftigungen, darum wer⸗ 
fen fie ſich beim Mangel anderer Berufsarten auf den Handel, fie wollen 
keine körperliche Beſchäftigung, und wenn man ihnen die geiſtige verſagt, 
was ſollen ſie anfangen? Wenn ich alſo den Einwand einer niederen mora⸗ 
liſchen Stufe nicht gelten laſſen kann, vielmehr dies als ein Motiv anſehe, 
es auch für eine Forderung der Gerechtigkeit gegen die chriſtlichen Mitbürger 
halte, daß ihnen politiſche Rechte eingeräumt werden, ſo frage ich: welchen 
Nachtheil, welchen Schaden wird der Staat davon haben? Ich habe mich 
vergebens bemüht, derartige Nachtheile aufzufinden; es hat mir aber nicht 
gelingen wollen. Es iſt geſagt worden, es würde das chriſtliche Element im 
Staale gefährdet, und die Aufrechthaltung des chriſtlichen Elements ſei in 
einem christlichen Staate nothwendig. Aber mir ſcheint es mit dem Begriffe 
des Staats in abstracto nicht unumgänglich verbunden zu ſein, daß ſeine 
Mitbürger zu einer beſtimmten Religion gehören. Mit dem Begriffe des 
Staats „in abstracto“ verbinde ich nur den Begriff des Rechts. Mit dieſem 
Begriff iſt nothwendig der Begriff der Ordnung verknüpft. Dieſen Begriff 
der Ordnung in feiner höchſten Potenz verlange ich in dem Gebiete der Re⸗ 
ligion und in dem der Sittlichkeit. — In der Religion gelange ich dann zu 
dem Glauben an Einen Gott; in der Moral zu der Monogamie. Wer ſich 
zu dieſen Prinzipien bekennt, der hat auch das Recht der vollſtändigen Aner⸗ 
kennung von unſerer Seite. Wenn ich dies auf die Juden anwende, ſo muß 
ich bekennen, daß ſie auf derſelben ſittlichen Stufe ſtehen, wie die Chriſten. 
Sie müſſen alſo bei gleichen Pflichten auch gleiche Rechte in Anſpruch neh⸗ 
men dürfen. Man hat geſagt, es ſtände zu befürchten, daß eine Menge von 
polniſchen Juden, welche jetzt in einer Provinz ſind, ſich dann über den 
anzen Staat ergießen würden. Aber, meine Herren, wenn Sie es wirklich 
als einen Nachtheil betrachten, daß viele Juden an einem Orte wohnen, wol⸗ 
len Sie dann dieſen Nachtheil auf einer einzigen Provinz laſten laſſen, iſt es 
nicht der Gerechtigkeit angemeſſen, daß wir ſämmtlich dieſe Laſt tragen, wenn 
fie eine Laſt iſt? (Heiterkeit und Beifall.) Doch, meine Herren, wenn ich 
geſagt habe, es fehle an ein Motiv, ſo habe ich nicht außer Acht gelaſſen, 
daß es ein großes Motiv giebt, mit dem man dieſe Beſchränkung der Juden 
begründen will. Das iſt nämlich das allgemeine Vorurtheil, wahrlich auch 
der einzige Grund, welcher ſich mit Recht dafür anführen läßt. Das Vor⸗ 
urtheil, welches uns von Kindesbeinen an eingeimpft iſt, was in den Schu⸗ 
len genährt wird, und das zu überwinden dem Erwachſenen ſo ſchwer fällt, 
dieſes iſt es allein, was einer günſtigen Löſung dieſer Frage entgegenſteht. 
Abg. Graf Renard: Der Geſetz⸗Entwurf, der vorliegt, enthält einen 
allgemeinen Paragraphen, der einen Grundſatz ausſpricht, leider jedoch mit 
einer Ausnahme; die folgenden Paragraphen, im Gegenſatze zu einem allge⸗ 
meinen Grundfage, befaflen ſich mit den einzelnen Rechten und Pflichten der 
Juden. Eine Haupteigenthümlichkeit dieſes Geſetz Entwurfs ift unſtreitig dieſe, 
daß er die Bahn der früheren Geſetzgebung inſoweit verläßt, als er die Ju⸗ 
den in beflimmte Judenſchaften abſondert. Die Abſicht des Geſetzes kann da⸗ 
bei unmöglich eine andere ſein, als Hegung und Pflege des jüdiſchen Kultus, 
sieht aber fo in direktem Widerſpruche mit jeder bürgerlichen Verſchmelzung 
und Gleichſtellung. Der Jude ſoll Jude bleiben in der ganzen gehäſſigen 
Nebenbedeutung des Wortes, und weil er Jude bleiben ſoll, kann er keine 
Anſprüche machen auf gleiche Rechte mit den Ehriſten. So verſtehe, fo erkenne ich 
aber mein Chriſtenthum nicht, fo löſt der Staat, der ſich fo gern, ſo vorzugsweiſe 
einen chriſtlichen nennt, feine Aufgabe nicht. (Bravoruf.) Wenn das Geſet von 
1812 den Juden Hoffnung auf Emancipation gewährte, der vorliegende Geſetz⸗ 
Entwurf vernichtet dieſe Hoffnung wieder, vernichtet ihre ſtaatliche Geltung, ber- 
nichtet ihre Anſprüche auf Heimatsrechte, ein Recht, welches wir ſelbſt den Verbre⸗ 
chern nicht entziehen wollen, denn wir haben gegen die Deportation geſtmmt. 
Unmittelbare Folge dieſes Geſetz⸗Entwurfs kann nur die ſein, daß ſich ein 
Staat im Staate mit geſonderien Zwecken bildet, eine jüdiſche Enklave im 
Sriſtlichen Gemeinweſen, und eine ſolche kann nur Haß hegen und hecken. 
Mir find nur zwei Möglichkeiten denkbar: entweder die Juden find in ihrem 
gefonderten Volks⸗ und Stammbewußtſein unfere Feinde, oder ſie ſind es 
nicht. Wenn wir aber auch annehmen, daß die Juden unſere Feinde find, 
fo will ich zu unſerer eigenen Ehre nicht unterſucheu, warum ſie es ſind. 


Fuß faſſen könnte. Ich kann dies um fo 


Allein gegen meine Feinde kenne ich nur zwei Schutzmittel: entweder ich muß 
meine Feinde vernichten, oder ich muß fie mir zu Freunden gewinnen. (Leb⸗ 
haftes Bravo.) Was die politiſche Anſchauungsweiſe der Juden betrifft, fo 
ſcheint fie mir friedfertiger, konſervativer Natur zu fein; doch als es galt, 
den aus der Römerzeit her ſprüch wörtlichen Muth der Juden zu beweiſen, da 
haben ſie ihn bewieſen; ſie haben mit uns gefochten, mit uns und für uns 
geblutet, und ſo finde ich nichts, was die Juden als ſolche zu unſeren Fein⸗ 
den ſtempelte. Wenn ſie aber unſere Feinde nicht ſind, nicht ſein können, ſo 
geſellt ſich zu der Unzweckmäßigkeit des bisherigen Rechtsverhältniſſes ein noch 
größeres Uebel, das der Ungerechtigkeit, und ſo erkläre ich mich gegen jede 
halbe, gegen jede eingeſchränkte Emancipation, gegen jede Trennung der 
Rechte und Pflichten der Juden von denen der Chriſten, ich fordere, daß die 
Juden zu jeder Stellung im Staate, zu jeder Exwerbthätigkeit, zu jedem 
Akt der Verſchmelzung mit den Chriſten berechtigt ſein ſollen. Wenn ich je⸗ 
doch für eine uneingeſchränkte Emancipation ſtimme, ſo ſehe ich auch ein, daß 
dies Verhältniß nicht einſeitig fein kann; es würde eine große Inkonſequenz 
darin liegen, wollten wir unſererſeits die Juden emancipiren und ihnen ihrer⸗ 
ſeits geſtatten, in der ſtarren Iſolirtheit zu verharren, in welcher die frühere 
Geſetzgebung ſie eingezwängt; dies würde ein Privilegiren des Judenthums 
fein. Die Juden müſſen die Hand annehmen, die wir ihnen bieten; fie ſol⸗ 
len ihren Glauben behalten, aber fie ſollen ihren Aberglauben, ihren Irr⸗ 
glauben fallen laſſen. Wenn ihr Glaube die Juden von den Chriſten ſchei⸗ 
det, ſo kann es kein wahrer Glaube ſein, nur ein Irrglaube muß den Men⸗ 
ſchen vom Menſchen ſcheiden. Die Juden müſſen aufhören, das Chriſten⸗ 
thum für ein ihnen feindſeliges Element, chriſtliche Gebräuche für unrein zu 
halten. Sie müſſen der ungeheuren Majorität, die fie umgiebt, inſoweit 
nachgeben, daß ſie mit uns in gleichen Formen gehen. Ein Beiſpiel würde 
dies näher erläutern. Ein Jude, der den Schabbes in der Art heiligen will, 
daß er am Sonnabend kein Geld annimmt, kann nicht verlangen, daß er zu 
einem Zoll-Einnehmer oder zu einem Regierungs = Haupt = Kaffirer ernannt 
werde. Es bedarf keiner beſonderen Pflege des Judenthums, denn es kann 
dem Staate nicht darauf ankommen, Juden zu erziehen, ſondern Bürger. 
Wenn die Juden dieſe Forderung der Gegenſeitigkeit zurückweiſen, ſo haben 
fie kein Recht, auf Emancipation Anſpruch zu machen; der Jude kann nicht 
verlangen, daß der Chriſt ihm den Staat einräume, damit er ſich darin eine 
Zelle ausbaue nach eigenem Belieben. Er kann nicht eine Drohne im chriſt⸗ 
lichen Bienenſtaate ſein. Sie ſehen, meine Herren, ich verkenne die Uebel⸗ 
ſtände nicht, welche eine ſofortige gänzliche Emancipation herbeiführen wird; 
aber dieſe Mißſtände müſſen mit der fortſchreitendeu Bildung immer mehr 
ſchwinden, und fie müſſen gänzlich verſchwinden, wenn der großartige Akt der 
Verſchmelzung gelungen und vollendet daſteht, wenn wir nicht mehr Juden 
und Chriſten, ſondern nur Menſchen uud Bürger und Brüder find. (Bravo!) 
Kann die Verſammlung den hochherzigen Entſchluß nicht faſſen, glaubt die 
Geſetzgebung nicht darauf eingehen zu können, ſo trage ich darauf an, daß 
Alles beim Alten bleibe, weil die alten Uebelſtände leichter zu tragen ſind, 
als neue, und dieſer neue Geſetz-Entwurf würde gewiß viele herbeiführen, 
ohne die alten zu verwiſchen, ſondern dieſe verewigen. (Bravo!) 

Abg. Milde: Es iſt bereits das Prinzip der Religions⸗ und Gewiſ⸗ 
ſensfreiheit von dieſem Orte aus würdig aufgefaßt worden, und ich ſchließe 
mich vollkommen allem darüber Geſagten an, und wenn ich mir irgend etwas 
hinzuzufügen erlaube, fo möchte ich dies gerade dem Bilde der Vernichtung 
anſchließen. Ich ſtehe nämlich auf dem Standpunkte, daß ich vernichten will, 
aber nicht meinen Feind, denn die Juden ſind nicht meine Feinde, ſondern 
ich will vernichten ein Volk, was in meinem Volke aufgehen ſoll; ich will 
das Volk, welches heute Juden heißt, zu Deutſchen, zu Preußen machen; 
ich will, daß das gehäſſige Wort aufhöre, „ein Preußiſcher Jude“, und da⸗ 
für geſetzt werde „ein jüdiſcher Preuße“, und dieſe Beſtrebung ſcheint die zu 
ſein, welche im allſeitigen Intereſſe Preußens und Deutſchlands liegt. Wol⸗ 
len wir von der Anſicht ausgehen, daß das Judenthum in dem Staate auf⸗ 
gehen ſoll, den ich nicht einen chriſtlichen nennen möchte und nie nen⸗ 
nen werde, weil ich mit jener Richtung, die dieſe Idee vertritt, nicht 
ſympathiſire; ich ſage alſo, trachten wir dahin, daß das Judenthum im 
Staate aufgeht, ſo müſſen wir uns klar machen: haben die bisherigen 
reprimirenden Beſtrebungen irgend dieſen Weg gefördert, oder hat die 
Geſetzgebung von 1812 ein gutes Reſultat gehabt, und iſt es an der Zeit, 
von dem jener Geſetzgebung zum Grunde liegenden Prinzip abzuweichen? Ich 
bin nach dem, was von der Miniſterbank gefagt iſt, zu einer noch feſteren 
Ueberzeugung gebracht worden, als dies nach. Durchleſung des Geſetzentwurfs 
und der Denkſchriften bereits geſchehen, daß allerdings in dem vorliegenden 
Geſetzentwurf eine Abweichung von jener Geſetzgebung erblickt werden muß; 
neben einigen ſehr wenigen Zugeſtändniſſen, glaube ich, geht der vorliegende 
Geſetzentwurf von den großen Prinzipien ab, durch welche die Geſetzgebung 
vom Jahre 1812 geleitet iſt, und ich füge meiner Ueberzeugung in Bezug 
auf das, was der Königl. Kommiſſar geſagt hat, hinzu, daß der Geſetzentwurf, 
wenn ſeine Annahme beliebt und derſelbe zum Geſetz erhoben werden Bi 
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involvirt. Gleiche Rechte, gleiche Pflichten follte der Grundſatz fein, von dem 
wir ausgehen, und welcher allein in dieſer Frage maßgebend ſein darf. Ich 
glaube demnach und werde mein Votum dahin abgeben, daß der Geſetz⸗-Ent⸗ 
wurf, ſo wie er iſt, und wie er ſpäterhin in einzelnen Paragraphen unſerer 
Berathung vorliegen wird, nicht möge der Krone zur Annahme empfohlen 
werden, fondern daß einfach die 88. 9. und 39 des Edikts von 1812 zur Er⸗ 
ledigung im legislativen Wege und in Vereinbarung mit den Ständen ge⸗ 
bracht werden mögen, und daß dann nichts mehr und nichts weniger als das 
ganze Geſetz vom Jahre 1812 in der geſammten Monarchie eingeführt und 
die Grundgefeggebung für die iſraelitiſchen Preußen bilden möge. Ich behalte 
mir vor, in dieſem Sinne ein Amendement einzubringen. N 

Abg. Werner: Es iſt keinesweges meine Abſicht, durch eine längere 
Rede noch für die Emancipation der Juden hier zu ſprechen, am allerwenig⸗ 
ſten, nachdem meine innigfte Ueberzeugung mit fo beredten Worten von früs 
heren Rednern hier ausgeſprochen iſt. ch will nur kurz zuſammenfaſſen, 
was mich bewogen hat, eine Petition bei dem Vereinigten Landtage für vollſtän⸗ 
dige Emancipation der Juden einzubringen. Es iſt erſtens die allgemeine 
Menſchenpflicht, es if zweitens die Chriſtenpflicht; warum die allgemeine 
Menſchenpflicht es erfordert, if ebenfalls ſchon genugſam erläutert worden. 
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Die Christen u it aber gebietet es um fo mehr, daß wir unſere Mitbürger 
nicht A er denn eines det erſten chriſtlichen Geſetze ſagt uns: Liebet 
ture Feinde, und es iſt uns auseinandergeſetzt worden, daß die Juden nicht 
einmal unfere Feinde find; um fo mehr müſſen wir ihnen die Bruderhand 
reichen, um ſte gleichzuſtellen, nicht ſowohl in allen ihren Pflichten und La⸗ 
ſten, als auch in allen ihren bürgerlichen Rechten. Ich habe aber auch zu 
der hohen Verſammlung um defto mehr das Vertrauen, daß ſte dieſe meine 
Anſichten theilen wird, da ſech bis jetzt noch niemand gegen die Emancipation 
ansgeſprochen hat. Ich habe das Vertrauen, daß wir dieſe Bitte an Se. 
Majeſtät den König richten werden, unſeren jüdiſchen Mitbürgern vollkom⸗ 
mene bürgerliche Freiheit zu gewähren, wie ſie allen unſeren anderen Mit⸗ 
bürgern geftattet iſt, und darum können wir ruhig mit der Berathung des 
Entwurfes vorgehen, ohne uns vorher weiter darauf einzulaſſen, was 
fi dafür oder dagegen ſagen läßt. Ich hege endlich noch mehr die Hoff⸗ 

ng, daß wir uns mit großer Majorität für die Emancipation der Juden 
erklären werden, da es dle ſchönſte Pflicht iſt, dem Unterdrückten beizuſtehen. 
Abg. Möwes: Nach den beredten Worten, die wir von Seiten eines 
geehrten Abgeordneten der ſchleſtſchen Ritterſchaft gehört haben, hätte ich mich 
des Wortes begeben müſſen, um ſo mehr, als die von ihm ausgeſprochenen 
ſo herrlichen Grundſätze auch die meinigen find und ich ihnen vollſtändig hul⸗ 
dige. Als Anttagſteller ſei es mir aber geftattet, noch meine Anſicht über die 


Propoſttion ausſprechen zu dürfen. Unſere ſtändiſche Thätigkeit iſt heute ei⸗ 
nem Gegenſtaode zugewendet, der unſere Aufmerkſamkeit in vollem Maße in 
Anſpruch nimmt. 200,000 preußiſche Unterthanen, die gleiche Verpflichtun⸗ 
gen mit uns chriſtlichen Mitgliedern des Staatsverbandes zu erfüllen haben 
und ſte auch erfüllen, die gleiche Laſten und Abgaben tragen, aber nicht glei⸗ 
che Rechte mit uns ausüben dürfen, harren mit Sehnſucht auf die Unter⸗ 
ſtützung ihrer dringendſten Wünſche. Das ganze preußiſche Volk, ganz 
Deutſchland, ſteht mit Spannung auf den Ausgang dieſer Verhandlungen. 
Ohne auf ſpezielle Erörterung der einzelnen Beſtimmungen der Propoſition 
und der darin enthaltenen neuen Beſchränkungen jetzt einzugehen, glaube auch 
ich nur auf den in derſelben feſtgehaltenen Grundſatz der Abſonderung von 
den chriſtlichen Mitbürgern, der ſchwerlich Anklang finden wird, hinweiſen zu 
müſſen. Eine ſolche Trennung muß die nachtheiligſten Folgen haben; fie 
konnte wahrlich in einer Zeit nicht erwartet werden, in welcher Jedermann 


eine Verſchmelzung aller Verſchledenheiten als dringendes Bedürfniß erachtet, 


eine Trennung, die, wenn ſte zur Ausführung kommen ſollte, nur alte Vor⸗ 
urtheile erwecken, Judenhaß und Judenverfolgung nach ſich ziehen wird. 
Deshalb halte ich dafür, daß aus dem Entwurf nicht der Geiſt des Fort⸗ 
ſchrittes, ſondern der des Rückſchrittes hervorgeht, ein Rückſchritt, der nicht 
anſprechen kann, wenn man auf die Länder blickt, die uns fo oft als Bei⸗ 
fpiel vorgeführt worden und in dieſer Beziehung mit dem rühmlichſten Bei⸗ 
ſpiel vorangegangen ſind. Wenn das Gouvernement daher nicht gemeint 
ſein ſollte, in irgend einer Weiſe den politiſchen bürgerlichen Verhältniſſen 
der Juden die gewünſchte Gleichſtellung zu ſchaffen und ihre Auſprüche, die 
kr; e a einer 2 Entwickelung näher zu führen, ſo 
ürde i eber Se. Majeſtät den König bitten ⸗Entwur 
ab hu den und daß Sölde wet Nabe 182 Va a Se de 
den Juden in den alten Provinzen garantirt iſt, durch die Biindesatte auf⸗ 
recht zu erhalten und ſolches auch in allen Provinzen einzuführen, wo es 
noch nicht Geſetzeskraft erhalten hat. Laſſen Sie uns, meine Herren, unſe⸗ 
ren jüdiſchen Mitbürgern im Staate die Hand reichen und ihnen in der Er⸗ 
füllung ihrer heiligſten Wünſche eben ſo entgegenkommen, wie ſie ſich damals 
ihren chriſtlichen Mitbürgern angeſchloſſen haben, als es ſich darum handelte, 
die Freiheit des Vaterlandes zu erkämpfen, wie ſie noch jetzt ſich uns an⸗ 
(Lehen, wenn es darauf ankömmt, Unglück zu befeitigen und die Noth zu 
lindern. Laſſen Sie uns nicht vergeſſen, daß unſere heutige Verhandlung 
ein Blatt in der Geſchichte einnehmen wird, daß es unſere Aufgabe iſt, chriſt⸗ 
liche Liebe und Duldung an den Tag zu legen, auch ein Zeugniß zu geben 
von der ſo ſehr geprieſenen Intelligenz und Aufklärung unſeres Jahrhunderts. 
Abg. Fürſt Reuß: Wenn wir die Juden durch Gewährung gleicher 
Nude Rechte zu den Unſrigen machen und fle in den Schoß unſerer 
Nationalität aufnehmen, dann werden fie, was fie erwerben, nicht zu ihrem 
beſonderen, ſondern zu unſer aller Erwerb machen, ihr Erwerb wird uns 
Allen zu Gute kommen. Dieſer Gewinn aber wird bedeutend ſein; es wird 
ein Gewinn intelligenter Kräfte ſein. Ich bin weit entfernt davon, meine 
Herren, nicht zu wünſchen, daß die Juden in den Schoß der Chriſtenheit 
eintreten möchten, aber ich glaube, daß der einzige Weg, den wir einſchla⸗ 
gen können, dies Ziel zu erreichen, nur der iſt, daß wir fie zu den Unſri⸗ 
gen machen. Nehmen wir ſie zu Brüdern auf, ſo bin ich überzeugt und 
traue es der Kraft des Chriſtenthums zu, daß es das Judenthum überwin⸗ 
den werde; aber die Unterdrückung, die fie bisher erfuhren, konnte fle durch 
anderthalb tauſend Jahre nicht zu Chriſten machen und wird ſie auch in 
abermals tauſend Jahren nicht zu Chriſten machen Rur auf dem Wege 
. Gleichſtellung dürfen wir hoffen, die Juden für die Wahrheit des 
Ch ſtenthums zu gewinnen, die ich für ſo erhaben über dem Judenthum 
halte, Hr fie nur durch Druck und Verfolgung den Juden verdunkelt blei= 
ben konnte. Aus diefen Gründen eutſcheide ich mich für alle diejenigen Gut⸗ 
achten der Abtheilung und ihre Fraktionen, welche ſich für vollkommene 
Sec le Juden und gegen die in der Königlichen Propoſition ent⸗ 
haltenen Beschränkungen ausſprechen. N 
Abg. Sie big: Meine Herren! Auch meine Anſicht über das vorlie⸗ 
gende Geſetz konnte nich lange zweifelhaft erſcheinen, nämlich daß in dem 
vorliegenden Gefeg- Ent urf den Juden ſchon lange beſeſſene Rechte geſchmä⸗ 
lert und veikümmert werden ſollen. Der Meinungskampf über das Maß 
der bürgerlichen Freiheit, 70 man den Juden zu gewähren geſonnen iſt, 
hat ſich fo vielfach ausgeſprochen, daß man weder auf der einen, noch auf 
der anderen Seite herausfinden kann, wo die rechte Meinung liegt. Ich 
laube, daß nur aus Vorurtheil eine Peſchräntung der Juden hervorgehen 
ann, diefe Vorurtheile müffen endlich ſchwinden, und ich glaube, wir kön⸗ 
nen um ſo unbeſorgter daran gehen, wenn wir uns vorbehalten und ſagen: 
die Juden ſollen gleiche Rechte mit uns genießen, ſo lange fie fi der- 
beben würdig zeigen! Dann glaube ich ſind alle Beſor niſſe gehoben, 
aß die Juden die Chriſten jemals überflügeln könnten. N ſchließe mich 
daher micht nut in allen Punkten dem vortrefflichen Gutachten der Abthei⸗ 


eee ee 
der großen Maſſe der jüdiſchen Einwohner — ich ſage — unter der großen 


lung an, ſondern glaube auch, die hohe Verſammlung werde es als einen 
Akt der Toleranz vor ganz Europa ausſprechen: daß der Druck der Juden 
aufgehört und ſte bei gleichen Pflichten auch gleiche Rechte mit ihren chriſtli⸗ 
chen Mitbügern in Preußen haben ſollen. . 18 782 
Abg. Neumann: Ich glaube dieſem Geſetz⸗Entwurf entgegenſtellen zu 
können, daß er den früheren Druck gegen die Juden erneuert, daß er die Schei⸗ 
dewand zwiſchen Chriſten und Juden auf ewige Zeiten hinaus forſetzt und 
den Juden Rechte entzieht, die fie nach der früheren Geſetzgebung bereits 
gehabt haben. Was den Druck gegen die Juden betrifft, ſo wird damit 
einverftanden fein, daß derſelbe in früheren Jahrhunderten materiell härter 
war, aber je weiter die Civiliſation fortgeſchritten iſt, um ſo mehr muß er 
den Juden moraliſch fühlbar ſein. Die Scheidung von ihren chriſtlichen 
Mitbürgern wird dadurch feſtgeſtellt, daß man nur den Judenſchaften eigene 
Rechte der chriſtlichen Bürger⸗ oder Staatsgemeinde gegenüber einräumen will, 
nicht aber den einzelnen Juden, wie bereits in dem Abtheilungs⸗Gutachten 
ausgeführt worden. Es wird alſo z. B. der Jude, der in früherer Zeit als 
Stadtverordneter in Gemeinſchaft mit den übrigen Stadtverordneten die Stadt⸗ 
gemeinde vertreten hat, von jetzt ab nur die Judenſchaft in der Stadtgemei⸗ 
de vertreten. Daß der Entwurf den Juden endlich Rechte entzieht, iſt be⸗ 
reits ausführlich von hier aus entwickelt worden. Ich erlaube mir noch dar⸗ 
auf aufmerkſam zu machen, daß der Entwurf zwar den Juden geſtattet, ih⸗ 
ren Unterhalt ſich zu erwerben, und ihnen in dieſer Beziehung gleiche 
Freiheit gewährt, wie den Chriſten; daß er ihnen aber gerade die Theil⸗ 
nahme an dem höheren Staatsleben entzieht, dies iſt es, was den gebildeten 
Theil der Juden am meiſten verletzen muß. Ich kann mich daher nur dafür 
ausſprechen, auf Grund des $ 1. des Entwurfs die größtmögliche Gleich⸗ 
ſtellung eintreten zu laſſen. 

Abg. Naumann: Es geht mir heute faſt eben ſo, wie neulich in einem 
ähnlichen Falle, daß ich nämlich auf das Wort verzichten möchte, weil ich 
ſehe, daß die Verſammlung nur Redner hört, die ſich für völlige Emanci⸗ 
pation der Juden ausſprechen. Indeß hitte ich diesmal doch die hohe Ver⸗ 
ſammlung, mit wenigen Worten mich anhören zu wollen. Die Betrachtung, 
welche mich leitet, iſt die, daß ich durch die Zurückſetzung der Juden das 
Recht, die Gerechtigkeit für verletzt halte. In dieſer Verletzung ſehe ich ein⸗ 
zig und allein den Grund des Zurückbleibens der Juden hinter den Anſprü⸗ 
chen der Civiliſation. Die Juden wurden aufgenommen in die chriſtlichen 
Staaten nur als Schützlinge. Damals konnte allerdings davon die Rede 
ſein: welche Rechte wollen wir den Juden geben und welche nicht? Aber es 
find darüber Jahrhunderte hingegangen, und die heutige Generation iſt nicht 
mehr diejenige, die zu uns gekommen iſt, und ſagt: gebt mir 2 21 Sie 
iſt bei uns vollſtändig eingebürgert, was die Pflichten — (und ſie ſollte es 
auch ſein) was die Rechte betrifft. Ich kann es nicht zugeben, daß in der 
Religion, welcher dieſe Staatsbürger angehören, ein Hinderniß läge, ſie den 
chriſtlichen Staatsbürgern gleichzuſtellen. Es kann nur die Rede davon fein: 
find die Juden ihrem Kultur⸗Zuſtande, ihren ſittlichen Eigenſchaften nach 
nicht in der Lage, um gleiche Rechte mit den Chriſten ausüben zu können? 
fend beantworten können. Ich will zugeben, 
gern mehr Ehrgefühl herrſchen, als unter 


Maſſe; ich gehe noch weiter, ich ſage: es liegt vielleicht im Allgemeinen im 
Juden nicht die Kraft, die Selbſtverleugnung, die den Chriſten innewohnt, 
um gewiſſe Funktionen im Staate auszuüben, die fie befähigen, abzuſehen 
von individuellen Intereſſen und lediglich das allgemeine Wohl im Auge zu 
behalten. Aber das kann mich nicht abhalten, dennoch für die vollſtändige 
Emancipation zu ſtimmen. Ich ſehe nämlich in dieſer vollſtändigen Eman⸗ 
cipation das einzige Mittel, um die Juden aus dieſem Standpunkte herauf- 
zuheben zu dem, den ich in Beziehung auf die Chriſten als einen vorzügli⸗ 
cheren geſchildert habe. So lange ſich Jemand gedrückt fühlt, ſo lange er 
die Schwäche in ſich fühlt, dieſem Druck nicht wiederſtehen zu können, ſo 
lange wird er ſtreben und ſtreben mit allen möglichen Mitteln — nicht blos 
mit guten, ſonder auch mit ſchlechten — den Druck zu beſeitigen. So lange 
der Jude gedrückt iſt im Staate, ſo lange wir ihm nicht ſagen: „Du biſt 
eben ſo ehrenwerth, eben ſo befähigt wie wir;“ ſo lange wird er ſtreben, 
dieſem Druck entgegenzutreten. In dieſem nothwendigen Gegendruck liegt 
meines Etachtens der ganze Fluch, der die Juden auf den Standpunkt her⸗ 
untergedrückt hat, auf dem fie fi befinden. Wenn ich in meine Bruſt greife 
und frage, wie ich als Chriſt mich geriren würde, wenn ich in der Lage 
wäre, wie die Juden den Chriſten gegenüber; wenn ich mir ſagen müßte: 
feit Jahrhunderten wirft du erbärmlich behandelt, als eine Kreatur, die ſchlech⸗ 
ter iſt, wie jeder andere Menſch; und wenn ich mir ſagen müßte: Heute noch 
habe ich nicht das Recht, was du haft; — wenn ich mir ſagen müßte: 
Ich werde verhöhnt in meinem Glauben, in der Weiſe wie ich meinen Schö⸗ 
pfer anbete; und, meine Herren, iſt es nicht alſo, werden die Juden nicht 
noch heute in ihrem Glauben verhöhnt? (Mehrere Stimmen: Nein! Nein!) 
— — ich ſage, wenn ich ein ſolches Verhältniß mir denke, wahrhaftig — 
ich fühle mich nicht ſicher, ob mich die Lehren des Chriſtenthums ſchützen 
würden vor Haß gegen den mich drückt? — Habe ich dieſes Gefühl, ſo muß 
ich dem Grundſatze auf das vollſtändigſte huldigen, den ich ausgeſprochen habe. 
Es iſt das einzige Mittel, die Schwierigkeiten zu befeitigen, welche den Ju⸗ 
den heute noch entgegentreten. Darum alſo vollſtändige Emaneipation! Zu⸗ 
gegeben, wir werden mit dieſem Votum im Volke nicht vollſtändige Shms 
pathie finden, fo kehre ich mich an dieſen großen Haufen ncht, und ich glaube, 
kein ehrlicher Mann wird ſich an den großen Haufen kehren, der von Vor⸗ 
urtheilen befangen iſt. Nur von dem intelligenten Theile des Volkes kann 
die Rede fein, dieſer aber ſieht nicht auf den Juden verächtlich herab, weil 
er eine andere Religion hat, fondern r ſteht nur auf ihn mit Mitleiden 
herab, weil er findet, daß ihm nicht die Mittel geboten find, um ſich in 
demſelben Rechtskreiſe zu bewegen. Die Geſetzgebung ſelbſt muß dieſes Vor⸗ 
urtheil befeitigen! dies geſchieht aber nicht, fo lange für den Juden Ausnah⸗ 
megeſetze befichen. Das Volk, von dem ich ſpreche, der große Haufe, ſieht 
— und zwar mit Recht — auf die Geſetzgebung als auf etwas Hohes hin, 
und ſo lange das Volk findet, daß der Geſetzgeber ſelbſt es für angemeſſen 
hält, eine beſtimmte Beſchränkung für eine Religionspartei eintreten zu — 
fen, fo lange muß es glauben, daß der Jude ſchlechter iſt als der Chri 
(Goriſetzung in der dritten Bellage.) 
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(Fortſetzung aus der zweiten Beilage.) 

Darum fort mit den Ausnahmegeſetzen! Der Geſichtspunkt vollſtändiger 
Emancipation kann nur der einzig leitende fein. Die Emancipation iſt, daß 
ich ſo ſage, verdächtigt worden. Ich glaube, man legt ihr in ihren Folgen 
ein zu großes Gewicht bei, denn es iſt mir vorgekommen, daß man mich ge⸗ 
fragt hat: Willſt Du denn, daß der Schacherjude Beamter werde? Mir iſt 
das nicht eingefallen, und es fällt mir eben ſo wenig ein, die Frage zu be⸗ 
jahen: Willſt Du, daß der Proletarier an der Spitze irgend einer Verwal⸗ 
tung ſtehe? Die Emancipation der Juden wird nicht den Erfolg haben, daß 
dieſe niedrig ſtehende Bevölkerung in Aemter hineinkommt und ſich geltend 
macht, den Chriſten gegenüber, ja daß vielleicht das Chriſtenthum ſogar un⸗ 
terliege. Wie kann man glauben, wenn es ſich um den Staatsdienſt han⸗ 
delt, daß dergleichen Individuen in Staats⸗Aemter treten werden, da gerade 
hierbei eine beſtimmte Qualification nicht blos in Beziehung auf das Wiſſen, 
ſondern auch in Beziehung auf die Moralität verlangt wird? Man hat aus 
dem chriſtlichen Geſichtspunkt ſich der Emancipation entgegenſetzen zu müſſen 
geglaubt; aber auch dieſe Rückſicht iſt nicht richtig, wenn ſie genommen wird. 
Das Chriſtenthum will ich nicht im Staat neben dem Judenthum, denn 
ich glaube das Chriſtenthum herabzuwürdigen, wenn ich es in eine Partei⸗ 
ſtellung im Staat brächte; ich will es aber über dem Staate. Ueber dem 
Staate ſoll es mit ſeinen leitenden Grundſätzen, die der Stifter hineingelegt 
hat, ſtehen und den Staat regieren, und dann fürchte ich nicht, daß das 
Judenthum dem Chriſtenthum Eintrag thun könne. Indeſſen, ich will die 
Materie nicht weiter verfolgen, es wird ſich bei der näheren Berathung des 
Geſetzes noch Gelegenheit mehrfach darbieten, um von anderen Rednern die 
Sache näher entwickeln zu laſſen. Nur noch in Beziehung auf die Provinz 
Poſen möchte ich den Herrn aus Pommern Dank wiſſen und völlig beiſtim⸗ 
men, wenn er ſagte: Entweder iſt der große Ueberfluß an Juden in der 
Provinz Poſen nicht ſchädlich, — dann mögen ſie ſich über den ganzen Staat 
und über die ganze Welt zerſtreuen; oder es iſt dieſer große Ueberſluß an 
Juden ein Nachthſil der Provinz, dann würde es eine Ungerechtigkeit fein, 
dieſen Nachtheil in eine Provinz zu bannen, dann fordert es die Gerechtig⸗ 
keit, daß dieſes Uebel getragen werde nicht nur von einer Provinz, ſondern 
vom ganzen Staate. . 

Abg. Frhr. v. Gaffron: Die Feſtſtellung und weitere Entwickelung der 
bürgerlichen Verhältniſſe der Juden in Preußen iſt als ein tiefes Bedürfniß 
anerkannt worden. Es hat ſich hierüber die öffentliche Meinung ſowohl im 
Wege der Provinzial⸗Landtage, als auch der Preſſe im Allgemeinen kundge⸗ 
than, es hat die vollſtändige Emancipatinn der Juden in dieſer hohen Ver⸗ 
ſammlung gewichtige und beredte Vertheidiger gefunden. Ich habe bei einer 
früheren Gelegenheit, wo von der Befugniß zur Theilnahme an den ſtändi⸗ 
ſchen Rechten ſeitens der Nicht⸗Chriſten die Rede war, mich gegen dieſe Be⸗ 
fugniß ausgeſprochen, ich habe aber ſeit dieſer Zeit mich mit dieſer Frage tief 


und gewiſſenhaft beſchäftigt und bekenne es gern, daß ich in meiner Ueber⸗ 
zeugung dahin gelangt bin, daß ich die bürgerliche Gleichſtellung der Juden 


mit den Chriſten in einem höheren Grade für zweckmäßig und nothwendig 
halter als ich dies nach meiner früheren Anſicht mit dem Wohle des Vater⸗ 
andes vereinbart hielt. (Mehrſeitiger Bravoruf.) Ich bitte, hochverehrte 
Herren, rufen Sie mir Ihr Bravo noch nicht zu, es könnte ein Punkt in meiner 
Rede kommen, wo ich vielleicht von der Anſicht der Mehrzahl der hohen Ver⸗ 
ſammlung doch abweichen möchte; erlauben Sie mir aber, daß ich meine Mei⸗ 
nung klar und offen entwickeln darf. Ich kann der Anſicht nicht beipflichten, 
die ausgeſprochen worden iſt, daß die Stufe der Bildung und Entwickelung 
der Juden in den verſchiedenen Provinzen eine ſo tiefe oder vielmehr ver⸗ 
ſchiedene ſei, daß ſie einer bedeutenden Beförderung ihrer bürgerlichen Frei⸗ 
heiten unfähig ſeien. Ich bin vollkommen damit einverſtanden, daß eben eine 
Erhöhung ihrer bürgerlichen Rechte dazu dienen wird, die in der Bildungs⸗ 
ſtufe Zurückſtehenden auf einen moraliſch höheren Standpunkt zu erheben, 
und daß dieſer die vorhandenen Ungleichheiten in einem hohen Grade beſeiti⸗ 
gen werde. Im Allgemeinen habe ich über den vorliegenden Geſetz⸗Entwurf 
zu erwähnen, daß ich der Anſicht der Abtheilung, ſo wie mehrerer der geehr⸗ 
ten Redner, vollkommen beipflichte, indem ich in dieſem Geſetzentwurf nicht 
das Entgegenkommen zu dem gefühlten Bedürfnis erblicke, ſondern in der Or⸗ 
ganifation von Judenſchaften das Mittel zu einer größeren Abſchließung finde, 
indem, wenn dieſe Judenſchaften ſich über das religiöſe Gebiet erſtrecken, fie 
nothwendig nicht mehr das De fondern nur die Korporation im 
Staatsverbande vertreten laſſen. Ich bitte um Erlaubniß, meine Herren, 
daß ich der ſpeziellen Berathung etwas vorgreife und in kurzen Umriſſen den 
Umfang bezeichne, innerhalb deſſen ich die Emancipation für die Gegenwart 
feſtgehalten wiſſen möchte. Ich kann mich zunächſt vollkommen damit einver- 
fanden erklären, daß alle Kommunal-Aemter den Juden überlaſſen werden 
denn, wer die Laſt mitträgt, muß auch das Recht haben, ſie mit vertreten zu 
dürfen. Ich bin ebenfalls der Anſicht, daß ihnen das Amt eines Schieds⸗ 
mannes überwieſen werde, weil dies durch das Vertrauen der Mitbürger ge⸗ 
ſchieht. Ich bin auch der Anſicht, daß ſie zu Staatsmännern, mit Aus⸗ 
nahme der Richterſtellen, und derer, welche mit dem chriſtlichen Kultus in 
Verbindung ſtehen, und mit Ausnahme der Dirigentenſtellen bei den Ver⸗ 
s gs⸗Vehörden, berufen werden können, wie dies auch im Gutachten der 

geſagt iſt. Ich erkenne es vollkommen an, daß der Scharfſinn 
ähigung der Juden für wiſſenſchaftliche Forſchung ſich ſeit Jahr⸗ 
hunderten bewäßrt hat, ich finde es hart und unangemeſſen, daß fie wegen ihrer 
Religion nicht zu ordentlichen Lehrämtern berufen werden, ich finde es gerecht, 
daß fie zu Lehrämtern in allen den Fächern der Wiſſenſchaft berufen werden, 
die nicht mit der chriſtlichen Glaubenslehre in Berührung ſtehen. Als ein weſentli⸗ 
ches Mittel der Ausgleichung der bisher beſtandenen Spaltung erachte ich die 
Civilehe zwiſchen Juden und Chriſten und kann nur mit höchſtem Beifall 
dieſe Maßregel begrüßen. Der einzige Punkt, und ich bitte um Verzeihung, 
wenn ich dies unbefangen erkläre, wo ich anderer Anſicht bin, find die ſtän⸗ 
diſchen Verhältniſſe; ich halte es für Pflicht des rechtlichen Mannes, ſeine 
Ueberzeugung überall offen und wahr auszuſprechen, ich thue es auch hier, 
obwohl ich weiß, daß ich dadurch keine Bürgerkronen erwerbe. Die ſtändi⸗ 
ſchen Verhältniſſe zerfallen hauptſächlich in drei Theile, in kreisſtändiſche, in 
provinzialſtändiſche und in die des Vereinigten Landtags. Was die kreisſtän⸗ 
diſchen Verhältniſſe anlangt, ſo würde ich von meinem Geſichtspunkte unbe⸗ 


dingt den jüdiſchen Rittergutsbeſitzern die Befugniß ertheilen, auf den Kreis⸗ 
tagen zu erſcheinen, denn es handelt ſich hier um die Wahrnehmung näherer 
Intereſſen im engeren Kreiſe, wo es auf das Votum des Einzelnen ankommt, 
und es erſcheint hart, daß der, der zu den Kreislaſten beiträgt, nicht auch an 
der Berathung über dieſelben Theil nehmen ſoll. Inſofern es alſo zuläſſig 
wäre, dieſe kreisſtändiſchen Befugniſſe von den provinzialſtändiſchen, fo wie 
von denen des Vereinigten Landtages, trennen zu können, würde ich für die 
Zulaſſung der jüdiſchen Gutsbeſitzer zu den erſteren ſtimmen. Was aber die 
umfaſſenderen Befugniffe der Provinzial- und Central⸗Stände anlangt, ſo ift 
die Theilnahme für den Einzelnen in materieller Hinſicht von minderer Ve⸗ 
deutung, ſo liegt in unſerem Beirath zu der Geſetzgebung eine lebendige 
Theilnahme an derſelben, wir wirken unmittelbar auf dieſelben ein, wir ſind 
ein Organ derſelben und ich glaube, es iſt noch nicht an der Zeit, ich halte 
das Stadium der Vorbildung im Allgemeinen noch nicht für ſo weit vorge⸗ 
rückt, um gleichſam wie mit einem Zauberſchlage die Juden auch an dieſem 
wichtigſten Akte der ſtändiſchen Veſugniſſe theilnehmen zu laſſen. 

Abg. Winzler: Nur einige Worte erlaube ich mir anzuführen, um 
einen auf das Geſetz bezüglichen Antrag zu motiviren. Ich glaube, es hat 
während unſeres Zuſammenſeins wohl kaum eine Gelegenheit gegeben, in 
Bezug auf Gerechtigkeit und Billigkeit bei Maßnahmen neuer ſtaatsbürgerli⸗ 
cher Verhältniſſe einer zahlreichen, dieſelben bisher zum Theil entbehrenden 
Einwohnerklaſſe, Preußens Sprüchwort „Vorwärts“ in Allem, was recht 
und billig, ſo zu bewähren, wie an dem heutigen Tage. Es gilt zu bewei⸗ 
ſen, daß man wohl begriffen habe, was die Zeit und der von Vorurtheilen 
geläuterte Sinn der Liebe, Duldung und des wahren Chriſtenthums gebiete, 
und einer Zahl von mehr als 200,000 preußiſchen Staatsbürgern gerecht zu 
werden. Das iſt eine Pflicht worauf die Juden durch ihren Gehorſam und 
ihre Treue gegen König und Geſetz gewiſſermaßen als auf ein Aequivalent 
gerechten Anſpruch haben. Es gilt, bei ihnen durch völlige Gleichſtellung der 
ſtaatsbürgerlichen Rechte mit den bisherigen Pflichten die nöthige Einheit der 
gebotenen und ſelbſt gefühlten ſozialen Pflichten des Judenthums mit dem 
Chriſtenthum herzuſtellen, denn nur in folder Einheit gegenüberſtehender 
Rechte und Pflichten kann die Einheit des vom Geſetz gebotenen und felbft 
gefühlten Willens für geſetzliche und gemeinſame Zwecke des Staatsverban⸗ 
des wurzeln und gedeihen. Ich ſchlage alſo vor, meine Herren, dieſe Gleich⸗ 
ſtellung der Juden nicht nach den ſpezialiſirten und einengenden Entwurfe 
feſtzuſtellen, ſondern in voller Freiſinnigkeit nach dem, was überall, wie mir 
ſcheint, im Wunſche der Verſammlung liegt, auszuſprechen und zwar nach 
dem von mir der hohen Verſammlung gemachten Antrage, den ich Ihrem 
beſſeren Ermeſſen unterwerfe, nämlich den §. 1. theilweiſe allein anzunehmen 
und zwar dahin, des Königs Maj. zu bitten: daß der geſammte GeſetzEnt⸗ 
wurf nur dahin laute: „die Juden genießen in allen Landestheilen unſerer 
Monarchie, mit Ausſchluß der konfeſſtonellen Maßnahmen, bei gleichen Pflich⸗ 


ten auch gleiche Rechte mit unferen chriſtlichen Unterthanen.““ 2 


Marſchall: Das ift ein Amendement, und ich muß doch bei diefer 
Gelegenheit wieder in Erinnerung bringen, daß es Vorſchrift des Neglements 
iſt, alle Amendements Tages vorher einzureichen. Dies zu beobachten wird 
nöthig ſein, weil im entgegengeſetzten Falle leicht Verwirrung in die Bera⸗ 
thung kommt. Zweitens bemerke ich, daß dieſer Vorſchlag erſt am Ende der 
Verathung zur Sprache kommen kann, denn er ſchließt die Verwerfung des 
ganzen Geſetzes in ſich; indeß werde ich zu feiner Zeit darauf Rückſicht 
nehmen. 

Abg. Frhr. von Binde: Darf ich mir eine Frage zu meiner Beleh⸗ 
rung erlauben? Ich glaube den Herrn Marſchall dahin verſtanden zu ha⸗ 
ben, die Amendements müßten Tages vorher eingereicht werden; das Re- 
glement hat aber wohl nur ausgeſprochen, daß ſie vor der Sitzung ein⸗ 
gebracht werden. 

Marſchall: Nur vor der Sitzung. Ich will noch hinzuſetzen, daß 

ich mich bisher nicht feſt an dieſe Vorſchrift gebunden habe, und daß ich 
Amendements berückſichtigt habe, auch wenn ſie erſt in der Sitzung einge— 
bracht worden find. Es wird aber doch beſſer fein, dieſen Gebrauch nicht ge— 
rade zur Regel zu machen. 
Abg. v. Raven: Meine Herren! Es ſind hier ſchon ſo viele Gründe 
für die Emancipation der Juden von mehreren Rednern entwickelt, daß ich 
glaube, nichts mehr hinzufügen zu können, als Mitglied der Abtheilung aber 
erlaube ich mir die in unſerem Gutachten entwickelten Anſichten Ihrer hohen 
Einſicht beſtens zu empfehlen. 135 

Abg. v. Beckerath: Meine Herren! Es iſt ein wahrer Spruch: „Die 
Weltgeſchichte iſt das Weltgericht.“ Dem forſchenden Blicke entgeht nicht 
der tiefe Zuſammenhang zwiſchen den Handlungen und den Schickſalen der 
Völker. Weniger wahr iſt der andere Spruch des Dichters: „Und jede 
Schuld rächt ſich auf Erden.“ Die Schuld kann, bevor die rächende Ne⸗ 
meſis erſcheint, geſühnt, das Böſe kann durch das Gute aufgehoben werden. 
Frankreich hat einſt die Hugenotten grauſam verfolgt, England die Katho⸗ 
liten ſchmählich bedrückt; aber beide Länder haben diefe Schuld dadurch ges 
ſühnt, daß fie eine Religionsfreiheit begründeten, die wie ein friſcher Hauch 
das Leben dieſer Völker durchweht. Auch in Deutſchland hat ſich der beſſere 
Geiſt Bahn gebrochen; aber eine Schuld iſt noch zu ſühnen, und fie wird 
geſühnt werden, denn das Volksbewußtſein hat fie als eine heilige Schuld 
erkannt, es will fie zahlen! Ich will nicht vor Ihren Augen das ſchauder⸗ 
hafte Bild der Qualen und Bedrückungen entfalten, denen die Juden in 
Deutſchland ausgeſetzt waren, ich will dieſe ſchmerzliche Seite unſerer natio⸗ 
nalen Erinnerungen nicht berühren, die Wunde in dem Augenblicke nicht 


aufreißen, in welchem ſie, Golt gebe es, auf immer geheilt werden wird. 


Ja, legen Sie die heilende Hand darauf, geben Sie der Stimme der Menſch⸗ 
heit Gehör, die in jeder Bruſt fh regt, ſprechen Sie das Wort aus, auf 
das die Nation lauſcht, das Wort der Gerechtigkeit, das Wort der Ver⸗ 
ſöhnung, und wenn wir einſt nicht mehr ſind „wenn dieſer hohe Königsbau, 
in dem wir hier tagen, in Staub zerfallen iſt, dann wird noch die ſpäte 
Nachwelt um dieſes einen Wortes willen Ihr Andenken ſegnen. 1277 
Staats⸗Miniſter v. Thile: Ich habe unter den vielen Rednern, die in 
der heutigen Verſammlung geſprochen haben, nicht eine Stimme gehört, die 
ſich für das Prinzip des vorgelegten Geſetzes ausgeſprochen hätte. Ich will 
gleich im voraus ausſprechen, daß ich die Gefühle, von denen die ſämmtlichen 


974 


7 


Herren Redner ausgegangen, von denen fie durchdrungen find, in hohem 
Maße achte und ehre, und daß ich, wenn ich nicht glaubte, daß ſie auf einer 
falſchen Baſis der Beurtheilung ſtänden, diefelben vollkommen theilen würde. 
Ich muß aber bemerken, daß ihr Geſichtspunkt ein folder if, der ſich nach 
meiner Ueberzeugung mit dem nicht verträgt, von dem das Geſetz hat aus⸗ 
gehen müſſen. Ich habe viel gehört, es dürfe keine Feindſchaft gegen die 
Juden mehr ſtattfinden, man müßte die Kapazitäten achten und hervorheben, 
die ſich unter ihnen finden, und ſie zum Nutzen der Staats-Adminiſtratden 
verwenden; die Zeit ſei vorbei, wo die Juden unterdrückt waren, und es 
dürfe davon nicht mehr die Rede ſein. Von alle dem iſt auch nach meiner 
Ueberzeugung bei der vorliegenden Frage durchaus nicht die Rede; ich weiß 
wohl, daß Feindſchaft, Verachtung, Druck und Hohn in Fülle über die Ju⸗ 
den ausgegoſſen worden ſind und noch immer ausgegoſſen werden. Wenn 
aber von der Tendenz des vorliegenden Gefeg-Entwurfs die Rede iſt, fo treffen 
dieſen alle dieſe Vorwürfe nicht mit einem Hauche. Ich bitte um die Er⸗ 
laubniß, von meiner Perſon einen Augenblick ſprechen zu dürfen. Ich habe 
meine Jugend in der damaligen Provinz Süd-Preußen verlebt und die Ju⸗ 
den in großer Maſſe daſelbſt kennen gelernt; ich erkannte ihre Vorzüge ſchon 
damals trotz meiner Jugend und habe oft gefunden, daß fie in Mäßigkeit, 
in Nüchternheit, in Betriebſamkeit und in Ernſt bei ihren Arbeiten über der 
chriſtlichen Bevölkerung ſtanden, unter der ſie lebten, und habe nur innig 
bedauern können, daß der chriſtliche Bauer ihnen in dieſen ausgezeichneten 
Eigenſchaften oft ſo weit nachſtand. Alles, was heute über die Juden geſagt 
worden iſt, geht von einem an ſich ſchönen trefflichen Humanitäts-Prinzipe 
aus: die Geſetzgebung aber durfte von dieſem bloßen Humanitäts-Prinzipe 
nicht — ſie konnte nur davon ausgehen, daß die Humanität in keinem Punkte 
des Geſetzes verletzt würde; fie hatte aber daneben eine andere hohe Ver— 
pflichtung, nämlich die, die Rechte des chriſtlichen Staates zu wahren. Ich 
habe zwar auch heute gehört, man wolle, wo die Rede vom Staate ſei, vom 
Chriſtenthume, überhaupt von Religion, nichts hören; aber einer der geehrten 
Abgeordneten hat dies auf eine Weiſe bezeichnet, der ich vollkommen bei⸗ 
pflichte, indem er geſagt: das Chriſtenthum ſoll nicht in dem Staat, es ſoll 
über dem Staat beſtehen und ihn regieren. Dem ſchließe ich mich vollkommen 
an. Mit dieſem Sinn, in welchem auch der Geſetz-Entwurf vorgelegt worden, 
halte ich es für unverträglich, den Juden obrigkeitliche Rechte beizulegen. 
Sie würden dann berufen fein, eine vom chriſtlichen Geiſte durchwehte Ge= 
ſetzgebung entweder fördern oder verwalten zu helfen, und Beides müßte gegen 
ihr Gewiſſen ſein, inſofern ſie ſich von dem Chriſtenthume ſondern, von dieſem 
chriſtlichen Geiſte nichts wiſſen und auf ihrem altteſtamentlichen Glaubens⸗ 
Standpunkte ſtehen bleiben wollen. Es ſcheint mir, daß wenigſtens den 
Herren Mitgliedern der hohen Verſammlung, welche ich heute gehört habe, 
es noch nicht zur vollen Klarheit gekommen iſt, warum die Juden, nach 
achtzehn Jahrhunderten, heute immer noch ein abgeſondertes Volk ſind. Das 
Räthſel iſt dieſes, daß ihre Religion, ihr Glaube mit ihrer Nationalität in 
einer ſolchen untrennbaren Weiſe verwachſen ſind, wie es bei keinem anderen 
Volke der Erde der Fall iſt. Es kann keine jüdiſche Nation geben ohne 
moſaiſche Religion, und es kann keine moſaiſche Geſetzgebung geben, als für 
Juden oder die ganz Juden werden. Der geehrte und beredte Redner von 
der Ritterſchaft der Provinz Schleſten hat, nach meiner Ueberzeugung, hier 
den Nagel völlig auf den Kopf getroffen, und ich pflichte ihm inſofern 
gänzlich bei, als er ſagte, er ſtimme für völlige Emancipation, aber unter 
der Bedingung, daß die Juden ihr ſeparates und ſeparirendes Geſetz auf⸗ 
geben. Wenn dieſes Problem gelöſt werden kann und gelöſt wird, dann bin 
ich der erſte, welcher für völlige Emancipation ſtimmt. Ich fürchte aber 
ſehr, wenn der geehrte Redner mit dieſer Propoſition den Juden entgegen⸗ 
treten wollte, ſie würden ihm antworten: Dafür danken wir, wir wollen 
Juden bleiben, und wir wollen, weil wir an unſerem Geſetze feſthalten, auch 
die Separation von jeder anderen Nationalität feſthalten, die uns unſer 
Geſetz vorſchreibt. Und weil fie dies feſthalten wollen, darum kann die Ge— 
ſetzgebung nicht fo weit gehen, ihnen alle Schranken zu löſen und unferer- 
ſeits zu eröffnen. Wenn ich in Konftantinopel geboren wäre, aber in chriſt⸗ 
licher Religion erzogen und meiner Religion treu anhinge (wie ich mit großer 
Hochachtung anerkenne, daß die Juden es thun), — wenn ich dort geboren 
wäre und dort lebte, fo würde ich mich bürgerlich vielleicht recht wohl befin⸗ 
den können; ich würde aber die Türken einer großen Thorheit zeihen, wenn 
fie mich zu einem obrigkeitlichen Amte in ihrem Reiche zulaſſen wollten, wo⸗ 
durch mir die Hände geöffnet würden, Alles zu thun, was ich vermöchte, 
damit das türkiſche Unweſen in chriſtliches Weſen verwandelt würde. In 
einem ähnlichen Verhältniſſe ſtehen die Juden zu uns. Sollten ſie in unſere 
Adminiſtration und Geſetzgebung mit einwirken, ſo würde es ihnen gehen, 
wie mir in Konſtantinopel, und ich meine, meine Herren, daß wir das doch 
nicht wünſchen dürfen. 

Ich will nur noch eines Punktes erwähnen. Es iſt von der Preſſe die Rede 
geweſen und von dem Einfluſſe, den jüdiſche Schriftſteller in derſelben ausüben. 
Ich ſchreibe dieſen Einfluß keinesweges einer Feindſeligkeit zu, aber ich muß 
ihn dem Umſtande zuſchreiben, daß der Jude an und für ſich kein Vater⸗ 
land haben kann, als das, worauf ihn ſein Glaube hinweiſt. Zion iſt das 
Vaterland des Juden. Jeder Jude, der ein gläubiger Jude iſt — denn 
von ſolchen, die weder an Chriſtum, noch an Moſen und die Propheten 
glauben, iſt hier nicht die Rede — alfo jeder Jude, der an feine Religion 
glaubt, hat dort ein Vaterland, von dem er feinen Blick nie wegwendet. 
Er kann unter anderen Nationen wohl ein gehorſamer Unterthan fein, er 
kann den Zuständen in denen er lebt, aus eigenen Intereſſen oder aus dem 
Gefühl allgemeiner Menſchenliebe große Opfer bringen, er wird aber nie ein 
Deutſcher, nie ein Preuße werden, weil er ein Jude bleiben muß. Die⸗ 
jenigen Juden, die ſich ſo vielſach in der Preſſe geltend machen, können 
nicht anders, als entweder sas Judenthum oder den Kosmopolitismus predigen. 
Ich weiß ſehr wohl, daß es eine große Menge ſolcher Kosmopoliten, nament⸗ 
lich unter den modernen Juden, giebt. Dies aber gerade weiſt uns hin auf 
die Lücke, die ihr Glanbe ihnen läßt: Es fehlt ihnen das Vaterland. Ich 
wiederhole, die Juden können nicht Preußen, nicht Deutſche ſein von Grund 
der Stele. Sie können es aus einer Art von Gewohnheit zu ſein wähnen; 
aber in der Wahrheit müſſen ſie entweder ihren Glauben oder ihr vermein⸗ 
tes Vaterland aufgeben. (Mehrfach: Bravo!) 

Abg. Camphauſen: Endlich haben wir eine Stimme gegen die Eman⸗ 


eipation, und zwar eine kräftige vernommen, wenngleich fie ſich mehrerer Ars 
gumente bedient hat, die allerdings im Saale keinen rechten Anklang finden 
mochten. (Ja! Nein!) Der Miniſter hat ein Argument aufgenommen, wel⸗ 
ches der Abgeordnete aus Poſen gebrauchte, den Satz nämlich, daß das 
Chriſtenthum über dem Staate ſtehe; er folgert aus dieſem Satze, daß das 
Chriſtenthum mit allen feinen Elementen das Staatsleben durchdringen müſſt. 
Ich habe jenen Satz nur ſo verſtanden, daß das Chriſtenthum höher ſtehe 
als der Staat, daß es ſein eignes Reich haben müſſe, ſo wie der Staat ſei⸗ 
nen eigenen Bereich hat. Der Herr Miniſter findet die Gewährung größerer 
Rechte bedenklich, weil die Juden ihre eigenen Religions-Gebräuche behal⸗ 
ten und an einem Buche halten wollen, welches doch auch den Chriſten 
heilig ſein ſoll, und welches von den verehrten Rednern heilig gehalten wird, 
nämlich an dem alten Teſtamente. Die ganze Argumentation des Herrn 
Miniſters führt auf den Sag zurück, den auch der Herr Landtags⸗Kommiſ⸗ 
far in feiner einleitenden Rede geltend machte, auf den Satz nämlich, daß 
der Preußiſche Staat ein chriſtlicher fein und bleiben wolle, und daß es zu 
vermeiden fei, nichtchriſtlichen Unterthanen obrigkeitliche Aemter einzuräumen. 
Schon mehrere Redner haben dieſen Satz beſtritten, namentlich iſt von einem 
verehrten Redner der Ritterſchafr aus Pommern darauf hingewieſen worden, 
daß in der Bezeichnung „chriſtlicher Staat“ ein Widerſpruch mit dem Ve⸗ 
griffe des Staates in ſich liege. Nach meinem Dafürhalten iſt der Begriff 
des chriſtlichen Staates weniger im Kreiſe praktiſcher Staatsmänner, veran⸗ 
laßt durch wirkliche Erfahrungen und Bedürfniſſe, entſtanden, als ich darin 
eine vielleicht mit äußeren Urſachen zuſammenhängende Entdeckung unſerer 
neuen Staats⸗Philoſophie erkenne. Der Platz, auf dem ich ſtehe, macht kei⸗ 
nen Anſpruch, ein Lehrſtuhl der Philoſophie zu ſein, noch Philoſophen zu 
tragen. Ich darf daher ohne Scheu geſtehen, daß es mir nicht gelingen 
wollte, mir dieſe große Entdeckung völlig zu eigen zu machen. Ein großer 
Dichter hat geſagt, daß es viele Dinge zwiſchen Himmel und Erde gebe, 
wovon ſich unſere Philoſophie nichts träumen laſſe; ich möchte hinzufügen, 
daß auch unſere Philoſophie ſich viele Dinge träumen läßt, die mancher Wa⸗ 
chende nicht wahrzunehmen vermag. (Heiterkeit) Manche Dinge habe ich 
hingegen allerdings wahrgenommen, und ich bitte um die Erlaubniß, 
einige davon aufzählen zu dürfen. Ich habe wahrgenommen, daß Jahr⸗ 
hunderte lang in Europa ein furchtbarer Kampf gekämpft wurde, 
um das Rechts-Gebiet des Staats von dem Rechts-Gebiete der Kirche zu 
trennen. Ich nehme wahr, daß zwar in Rußland, in der Türkei und in 
China, aber nicht in einem germaniſchen Staate die kirchliche und weltliche 
Gewalt ſich in einer Hand vereinigt finden. Ich nehme wahr, daß der Be⸗ 
griff der Staats-Religion in der neueren Zeit immer mehr eingeſchränkt wird. 
Ich nehme wahr, daß Großbritannien niemals ein anglikaniſch-chriſtlicher 
Staat genannt wurde, daß aber die politiſche Unmündigkeit der Katholiken 
Großbritannien mit Erſchütterung bedroht hätte, wenn nicht die Emancipation 
der Katholiken beſchloſſen worden wäre. Ich habe nicht wahrgenommen, daß 
die Niederlande und Frankreich, welche die Emancipation der Juden vollzo⸗ 
gen haben, ſich durch dieſen Umſtand ſo von uns unterſcheiden, daß ſie auf⸗ 
gehört haben ſollten, chriſtliche Staaten zu fein, während wir ein chriſtlicher 
Staat geblieben wären. (Beifall.) Ich habe endlich wahrgenommen, daß die 
Exiſtenz des preußiſchen Staates an den Grundſatz geknüpft iſt, daß verſchie⸗ 
denen Konfeffionen die gleiche politiſche Berechtigung zuſtehe, und daß die 
Monarchie gefährdet wäre, wenn dieſer Grundſatz nachhaltig und weſentlich 
verlaſſen werden ſollte. (Lauter Beifall.) Aus dieſen Wahrnehmungen bin ich 
zu dem vielleicht nicht philoſophiſchen Schluſſe gelangt, daß, infofern wir 
wirklich unter die Kategorie des chriſtlichen Staats fallen, dieſe Kategorie uns 
nicht hindern könne, den Juden die politiſchen Rechte einzuräumen. 

Abg. Meviſſen: Meine Herren! Wenn ich es wage, nach ſo viel 
beredten Worten, die für die völlige Gleichſtellung der Juden heute von die⸗ 
fer Rednerbühne ertönt, auch meine Stimme noch dafür zu erheben, fo ge⸗ 
ſchieht es, weil ich in einem Punkte von manchem der Redner, die geſprochen 
haben, weſentlich abweiche. Manche Redner haben die Gleichſtellung der Ju⸗ 
den um der Juden halber verlangt, ich will aber vorzugsweiſe dieſe Gleich⸗ 
ſtellung um der Chriſten halber, ich wünſche von einem anderen Standpunkte 
aus, daß wir Chriſten befreit werden von der Schuld, die die Vergangenheit 
auf uns übertragen, von der Sünde, womit wir durch den fortgeſetzten Druck 
der fortdauernden Ungerechtigkeit der Gegenwart uns belaſten. Ich fordere, 
daß der Deutſche, der chriſtliche Geiſt endlich in ſeiner vollen Reinheit und 
Wahrheit zur Erſcheinung komme. Meine Herren! Der denkt nicht groß 
von dem Chriſtenthum, der da glaubt, daß es möglich geweſen wäre, daß 
der chriſtliche Geiſt 18 Jahrhunderte lang auf das Judenthum hätte einwir⸗ 
ken können, ohne in das Innere des Judenthums eingedrungen zu ſein. Das 
heißt, meine Herren, an dem chriſtlichen Geiſt, an der Wahrheit verzweifeln. 
Ich theile dieſen Glauben, dieſe Furcht nicht! Mögen im moſaiſchen Et: 
einzelne Lehrſätze da fein, die nicht mit dem Chriſtenthum übereinſtimmen, fo 
glaube ich, daß ſie ihrem Weſen nach längſt aus dem Bewußtſein der Ge⸗ 
genwart entſchwunden ſind; ich glaube, daß die Gegenwart, bewußt und un⸗ 
bewußt, in allen Gliedern, ſei ihre Konfeſſion welche fie wolle, von dem Geiſte 
des Chriſtenthums durchdrungen iſt. Ich bitte Sie, gegen Sie dem Votum 
für völlige Gleichſtellung der Juden ihre Zuſtimmung und beweiſen Sie da⸗ 
durch, daß das Chriſtenthum zu einem höheren Begriffe ſeiner ſelbſt gekom⸗ 
men iſt, daß der chriſtliche Geiſt von den Banden des Vorurtheils ſich 
befreit hat. 5 

Abg. Frhr. v Mylius: Meine Herren! Ich fühle allerdings, daß ich 
einen ſchwierigen Standpunkt hier einzunehmen habe, indem ich zu den we⸗ 
nigen Rednern gehöre, die heute hier geſprochen haben, um ſich gegen eine 
politiſche Emancipation der Juden zu erklären. Zunächſt habe ich aber hinſicht⸗ 
lich des Standpunktes, den ich einnehme, zu ſagen, daß es allerdings nicht 
der religiöſe iſt, denn wenn auch die Religion etwas Hohes und Heiliges 
meiner ganzen Ueberzeugung und Geſinnung nach iſt, ſo bin ich doch der 
Anſicht, daß gerade der religiöfe Geſichtspunkt überall da, wenn es ſich von 
einer politiſchen Frage handelt, ferngehalten werden müſſe. Mit dem Ju⸗ 
denthum hat es indeſſen weſentlich ein andere Bewandtniß, und hier kann 
ich mich der Anſicht anſchließen, welche vor Seiten des Herrn Schag-Mini- 
ſters vor mir ausgeſprochen iſt, und der ich nur eine andere Faſſung zu ge⸗ 


ben wünſche. (Fortſetzung folgt.) 


